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Gorbatschow
verstorben
Michail Gorbatschow Er gilt als einer der
Gründerväter der deutschen Einheit. Der
ehemalige sowjetische Staatschef Michail

Gorbatschow ist
am 30. August im
Alter von 91 Jahren
verstorben.
In Russland bis
heute umstritten,
im Ausland für sein
Handeln geachtet:
Gorbatschow refor-
mierte die Sowjet-
union (Glasnost,
Perestrojka),

schloss Abrüstungsabkommen mit den USA
und war Fürsprecher der deutschen Wieder-
vereinigung. „Michail Gorbatschow hat un-
sere Welt verbessert“, schrieb Bundestags-
präsidentin Bärbel Bas (SPD). Ohne seinen
Mut und sein Engagement wären die Deut-
sche Einheit und das Ende des Kalten Krie-
ges so nicht Wirklichkeit geworden, so Bas.
Am Mittwoch wird der Bundestag den Ver-
storbenen mit Trauerbeflaggung und einer
Gedenkminute würdigen. des T
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ZAHL DER WOCHE

1990
bekommt Gorbatschow in Oslo für seinen
Beitrag zum Friedensprozess zwischen Ost
und West den Nobelpreis überreicht. An die
Stelle von Konfrontation seien Verhandlun-
gen getreten und europäische Nationalstaa-
ten hätten ihre Freiheit zurückgewonnen,
heißt es unter anderem in der Begründung.

ZITAT DER WOCHE

»Wer zu spät
kommt, den
bestraft das
Leben.«
Gorbatschow im Oktober 1989 in Ost-Berlin:
Eine Aufnahme des Zitats existiert nicht, vor
Journalisten sagte er: „Gefahren lauern nur
auf jene, die nicht auf das Leben reagieren.“

IN DIESER WOCHE
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Risiken und Reaktionen
BEVÖLKERUNGSSCHUTZ Die wachsende Katastrophengefahr erfordert neue Anstrengungen

W
ie sich die Zeiten
ändern, ist gut an
Armin Schuster zu
erkennen. Der
langjährige CDU-
Bundestagsabge-

ordnete aus dem Südwesten der Republik
wurde 2020 zum Präsidenten des Bundes-
amtes für Bevölkerungsschutz und Kata-
strophenhilfe (BBK) in Bonn ernannt,
nachdem sein Vorgänger nach einem ge-
scheiterten „Warntag“ abgelöst worden
war. Auf dem neuen Posten musste sich der
heute 61-jährige Schuster bald rechtferti-
gen. Denn die Warnungen im Vorfeld der
Hochwasserkatastrophe in Nordrhein-
Westfalen und Rheinland-Pfalz vom Som-
mer 2021 hatten schlecht oder gar nicht
funktioniert. Deshalb geriet der BBK-Präsi-
dent, der nur teilweise zuständig war, in
die Schusslinie. Das Warnen obliegt zu-
nächst Städten und Gemeinden.
Im April dieses Jahres wurde der einstige
Bundespolizist dann zum Innenminister
von Sachsen berufen. Schwerpunkt: innere
Sicherheit. Doch auch im neuen Amt war
rasch der Katastrophenschützer gefragt. In
der Sächsischen Schweiz gab es im Juli be-
kanntlich verheerende Waldbrände. Schus-
ter musste seinen Urlaub unterbrechen
und zum Ort des Geschehens eilen. Minis-
terpräsident Michael Kretschmer (CDU)
hielt es ähnlich.
Man sieht: Der Katastrophenschutz wird
immer wichtiger. Das hat nicht allein poli-
tische, sondern auch strukturelle Konse-
quenzen.

Massiv reduziert Die Mütter und Väter
des Grundgesetzes ordneten dem Bund die
Zuständigkeit für den Zivilschutz zu. Da-
mit war in Zeiten des Kalten Krieges vor al-
lem der Verteidigungsfall gemeint. Es ging
um die Frage, wie die Bevölkerung im Falle
eines Angriffs gewarnt werden sollte; dies,
so der Plan, sollte vorzugsweise mit Sire-
nen geschehen. Regelmäßiger Probealarm
an Wochenenden war lange an der Tages-
ordnung. Auch ging es um
die Frage, wo die Bürger
Schutz finden könnten,
nämlich in Bunkern – und
wie sie, etwa mit Lebens-
mitteln, versorgt würden.
Für den Katastrophen-
schutz in Friedenszeiten
sollten hingegen die Bun-
desländer Verantwortung
tragen.
Infolge des Falls der Mauer
1989 wurde die Zahl der
Bunker aber massiv redu-
ziert. Gab es in den alten
Bundesländern einst rund 2.000 öffentli-
che Schutzräume, waren es im März dieses
Jahres laut Bundesregierung noch 599 (sie-
he Seite 4). Die zu DDR-Zeiten im Osten
errichteten Schutzräume wurden nach dem
Kalten Kriegs nicht in das Konzept der öf-
fentlichen Schutzräume übernommen.
Niemand fürchtete mehr einen Krieg, zu-
mindest nicht in Mitteleuropa.
Spätestens seit Beginn der Corona-Pande-
mie, der Hochwasserkatastrophe 2021 und
dem Beginn des russischen Angriffs auf die
Ukraine hat sich das Bild radikal gewan-
delt. Einerseits ist mittlerweile allen be-
wusst, dass Naturkatastrophen nicht mehr
nur in sogenannten Entwicklungsländern
oder in Form von Hurrikans in den USA
stattfinden. Infolge des Klimawandels wer-
den sie mehr und mehr auch in Deutsch-
land an der Tagesordnung sein; die Dürre
in diesem Sommer und die folgenden
Waldbrände beweisen es. Nach erfolgrei-
chen Cyberattacken auf kritische Infra-
strukturen könnten ebenfalls rasch verhee-
rende Zustände Platz greifen.
Andererseits schließt, zumindest so lange
Russlands Präsident Wladimir Putin re-
giert, niemand mehr aus, dass auch
Deutschland wieder von einem Krieg be-
troffen sein könnte, und zwar direkt, auf
eigenem Territorium. Kanzler Olaf Scholz
(SPD) sprach deshalb im Bundestag von
einer „Zeitenwende“.
Für letzteren Fall wird mittlerweile der
Rückbau von Bunkern überprüft. Die Ver-

teidigungsfähigkeit der Bundeswehr soll
mit einem Sondervermögen von 100 Milli-
arden Euro gestärkt werden. Für Naturkata-
strophen sind die Vorbereitungen wesent-
lich komplexer. Dabei zeigt sich sowohl im
Fall von Hochwasser als auch von großen
Bränden, dass die Länder mit der Bewälti-
gung im Zweifel überfordert sind.
Um Abhilfe zu schaffen, böte sich theore-
tisch eine Übertragung der Zuständigkeit
auf den Bund an, doch das stand bisher
nicht ernsthaft zur Debatte. Stattdessen
wird beim Bonner BBK mit seinen etwa

350 Angestellten ein „Ge-
meinsames Kompetenzzen-
trum Bevölkerungsschutz“
eingerichtet. Die entspre-
chende Verwaltungsverein-
barung unterzeichneten
Bund und Länder im Juni
bei der Innenministerkon-
ferenz in Würzburg. Das
Zentrum solle, so hieß es,
als Kooperationsplattform
Experten aus Bund und
Ländern zusammenbrin-
gen, um das Risiko- und
Krisenmanagement zu stär-

ken und Krisen vorzubeugen.
Bundesinnenministerin Nancy Faeser
(SPD) sagte in Würzburg: „Der Bevölke-
rungsschutz hat nun endlich die Priorität,
die er schon längst hätte haben müssen.
Angesichts der Corona-Pandemie, der Flut-
katastrophe des vergangenen Jahres und
künftiger Klimafolgen sowie nun ange-
sichts des russischen Angriffskriegs gegen
die Ukraine müssen wir unsere Lehren zie-
hen und den Bevölkerungsschutz deutlich

verstärken. Gefahren, wie etwa durch
Hochwasser, machen nicht an Ländergren-
zen halt.“ Ziel müsse sein, im Krisenfall
„gemeinsam, schnell und effizient“ reagie-
ren zu können.

Streit ums Geld Oft werden solche Pro-
zesse von Eitelkeiten bei Bund und Län-
dern sowie von Machtkämpfen begleitet.
Diesmal nicht. Das spricht für den Ernst
der Lage.
Kämpfe gibt es hingegen, wie immer, beim
Geld. „Für das, was wir vorhaben, reicht ei-
ne Steigerung um zehn
Millionen Euro, so wie sie
jetzt im Haushalt für 2022
vorgesehen ist, nicht aus“,
klagte Armin Schuster im
März, als er noch BBK-Chef
war – und beantragte im
regulären Haushalt 135
Millionen Euro zusätzlich.
Letztlich kamen rund 338
Millionen Euro für das BBK
zusammen – 87 Millionen
Euro mehr als im Vorjahr.
Der Bedarf zur Stärkung
des Katastrophenschutzes,
das zeigten zuletzt auch die Waldbrände,
liegt deutlich höher. Die Länderinnenmi-
nister wollen vom Bund nicht zehn Millio-
nen, sondern zehn Milliarden Euro zusätz-
lich. Dabei sicherte Niedersachsens Innen-
minister Boris Pistorius (SPD) zu, dass
auch die Länder „ordentlich“ in den Zivil-
schutz investieren würden.
Konkret offenbart sich ein Bedarf an Hub-
schraubern zum Löschen. Das BBK hat
18 Zivilschutz-Hubschrauber, die es im

Fall der Fälle den Ländern zur Verfügung
stellt. Zur Not springt, wie in der Sächsi-
schen Schweiz, auch die Bundeswehr ein.
Doch das reicht nicht – vor allem, wenn es
wie zuletzt mehrere Großbrände in mehre-
ren Ländern gibt. Thüringens Innenminis-
ter Georg Maier (SPD) beklagte, gerade in
Ostdeutschland bestünden hier Defizite.
Da sei der Bund in der Verantwortung.
Sein sächsischer Kollege Schuster stellte die
Anschaffung von Polizeihubschraubern in
Aussicht, die zur Brandbekämpfung ge-
nutzt werden könnten.

Die Bundesinnenministe-
rin reagierte ziemlich
prompt. Im „Spiegel“ kün-
digte sie an, für die Bundes-
polizei in den kommenden
Jahren bis zu 44 neue
Transporthubschrauber an-
schaffen zu wollen – mit
einem Wert von 1,5 Milli-
arden Euro. Die zirka zwölf
Tonnen schweren Fluggerä-
te könnten demnach aus
Flüssen und Seen Lösch-
wasser aufnehmen, und
zwar bis zu 3.000 Liter auf

einmal. Dies sei „eine wichtige Unterstüt-
zung gegenüber den Ländern“. Die Bundes-
polizei half demnach bereits beim Löschen
in der Sächsischen Schweiz, in Branden-
burg, in Hessen und im Berliner Grune-
wald. Längst ist auch mehr europaweite
Kooperation im Gespräch. So wüteten die
Feuer, die in der Sächsischen Schweiz lo-
derten, genauso im benachbarten Tsche-
chien.
Unterdessen ließ Faeser erkennen, dass es
beim Katastrophenschutz ohne Ehrenamt-
ler – zum Beispiel bei der Freiwilligen Feu-
erwehr – nicht gehe, und schlug als Beloh-
nung für längeres Engagement einen frühe-
ren Renteneintritt vor. So könne der Staat
Anreize schaffen. Wegen der Zunahme von
Naturkatastrophen wachse der Bedarf.
Zwar gab es neben Zustimmung auch Kri-
tik. Manche zweifeln an der Umsetzbarkeit
der Idee. Offensichtlich aber ist: Der Bevöl-
kerungs- und Katastrophenschutz wird in
den kommenden Jahren ein Riesenthema.
Die jetzt eingeleiteten Maßnahmen dürften
erst der Anfang sein. Markus Decker T

Der Autor ist Hauptstadt-Korrespondent

des Redaktionsnetzwerks Deutschland.

Nicht viele Kommunen haben noch ein funktionierendes Sirenennetz, um die Bevölkerung im Katastrophenfall zu warnen. Das soll sich ändern. © picture-alliance/Winfried Rothermel

Weiterführende Links zu den
Themen dieser Seite finden
Sie in unserem E-Paper

Ein Löschhubschrauber im Einsatz bei einem Brand im Nationalpark Sächsische Schweiz
im Juli dieses Jahres © picture-alliance/dpa/Sebastian Kahnert

EDITORIAL

Das Kind

im Brunnen
VON ALEXANDER WEINLEIN

Warnungen gab es reichlich: 1997 an der Oder
und 2002 an der Elbe. 2010 bereits schon wie-
der an der Oder. Und 2013 eigentlich an jedem
Fluss in Ost- und Süddeutschland sowie
Deutschlands Nachbarländern. Im vergange-
nen Jahr wütete schließlich im rheinland-pfäl-
zischen Ahrtal und in Nordrhein-Westfalen
nach sintflutartigen Regenfällen mit mehr als
180 Toten die verheerendste Naturkatastrophe
in Deutschland seit der Hamburger Sturmflut
von 1962. Von den Sachschäden in Milliarden-
höhe ganz zu schweigen. Ganze Existenzen
gingen im wahrsten Wortsinne den Bach he-
runter. Von Jahrhunderthochwassern war in all
diesen Fällen zu hören und zu lesen.
Am zweiten Weihnachtsfeiertag 1999 wütete
Orkantief „Lothar“ über Mitteleuropa. Ein
wahrer Jahrhundertsturm. Doch bereits 2007
folgten „Kyrill“ und 2009 „Klaus“. In diesem
Jahr brannten die Wälder und Forste in Bran-
denburg und Sachsen. In Thüringen verdorrte
die Ernte auf den Äckern, die Pegelstände am
Rhein fielen auf historische Tiefstände. Ein
Jahrhundertsommer? Eigentlich kaum mög-
lich, waren die doch bereits in den Jahren
2003 und 2018 vermeldet worden.
Würden solche Begriffe ihrem Namen gerecht,
so müsste Mitteleuropa für die kommenden
Jahrhunderte von all den Jahrhunderthoch-
wassern, Jahrhundertstürmen oder Jahrhun-
dertsommern verschont bleiben. Doch das Ge-
genteil ist zu befürchten. Bis auf wenige Reali-
tätsverweigerer bestreitet niemand mehr, dass
der Klimawandel in Europa angekommen ist
und dass auch in den kommenden Jahren Ex-
tremwetterlagen mit all ihren katastrophalen
Auswirkungen drohen. Selbst wenn die Welt-
gemeinschaft all ihre Streitigkeiten dem Klima-
schutz unterordnen würden, ließe sich dies
nicht verhindern. Das Kind liegt im Brunnen.
Um zumindest die schlimmsten Auswirkungen
von weiteren Naturkatastrophen zu lindern,
wird die Politik viel Geld und eine Menge gu-
ter Ideen benötigen, um den Bevölkerungs-
schutz und die Katastrophenhilfe massiv wei-
terzuentwickeln. Dies haben nicht zuletzt auch
jene Männer und Frauen in den Rettungs-
diensten, Feuerwehren, im Technischen Hilfs-
werk, in Polizei und Bundeswehr verdient, die
im Katastrophenfall so manches Kind aus dem
Brunnen retten. Und dies mehrheitlich ehren-
amtlich oder als Freiwillige.

Die Länder
fordern

vom Bund
zehn

Milliarden
Euro

zusätzlich.

»Bevölkerungs-
schutz hat nun
die Priorität,
die er längst
hätte haben
müssen.«

Nancy Faeser (SPD),
Bundesinnenministerin
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GASTKOMMENTARE
BRAUCHEN WIR EINEN PFLICHTDIENST?

Nicht für umsonst
PRO Der Bundespräsident hat eine klare

Haltung, wenn es um die Einführung
einer sozialen Pflichtzeit geht. Die
Gesellschaft, hat Frank-Walter Stein-

meier Ende Juli erklärt, stehe vor der Aufgabe,
„wieder zu mehr Gemeinsinn zu kommen“. Dass
in diesem Zusammenhang auch über „Möglichkei-
ten und Chancen der sozialen Pflichtzeit“ debat-
tiert werde soll, liege für ihn auf der Hand. Ein
Dienst für die Gesellschaft könne dafür sorgen,
dass sich Menschen aus unterschiedlichen sozia-
len Gruppen wieder neu begegnen.
Noch steht das Land am Anfang dieser Debatte.
Doch schon jetzt zeichnet sich ein Dissens zwi-
schen den Generationen ab. Viele Ältere, die bis
zum Aussetzen der allgemeinen Wehrpflicht im
Jahr 2011 in Altenheimen oder Kultureinrichtun-
gen gearbeitet haben, berichten von großartigen,
prägenden Erfahrungen. Viele Jüngere hingegen
fühlen sich in ihrer Lebensplanung bevormundet.
Beide Seiten haben recht.
Pflichtzeit, Gesellschaftsjahr, Deutschland-Jahr
– egal, wie das Ganze heißen mag: Um es umzu-
setzen, muss es zuvor ernsthaft diskutiert werden.
Zu dieser Debatte gehört zwingend die Frage des
Geldes. Die Zeit der Schule ist teuer für Familien.
Dass sie nach zehn oder zwölf Jahren endet, darf
nicht bedeuten, dass die soziale Pflichtzeit zum
nächsten Stresstest für die Familienkasse wird.
Wenn die Gesellschaft es für wünschenswert hält,
dass sich Menschen – egal welchen Alters – für
sie einsetzen, muss das auskömmlich bezahlt wer-
den. Andernfalls würde ein ganzes Jahr kostbarer
Lebenszeit zur lästigen Bürde degradiert. Fürei-
nander da zu sein bedeutet eben auch, jene zu fi-
nanzieren, die das tatsächlich machen.

Anja Maier,
Freie bundespolitische
Korrespondentin in Berlin
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Eher für Ältere
CONTRA Der Zeitpunkt war ungünstig, als Bun-

despräsident Frank-Walter Steinmeier
(SPD) in diesem Sommer die Debatte
um einen Pflichtdienst für junge Leu-

te neu entfachte. Gerade sie waren es doch, die in
der Corona-Pandemie überdurchschnittlich belas-
tet worden sind. Ihr Grundrecht auf Bildung wurde
eingeschränkt zum Schutz der Älteren. Sie haben
das mitgetragen – aus Vernunftgründen.
Vernunft wird aber auch in Zukunft zur Hand-
lungsmaxime für diese bereits vielfach belastete
Generation werden. Wir, die Gesellschaft, erwar-
ten von den jungen Leuten, dass sie mit einer Kli-
makatastrophe umgehen, zu der sie kaum etwas
beigetragen haben. Wir halten an einem Renten-
system fest, das ihnen einen ungleich größeren
Einsatz abverlangen wird, als allen vorherigen Ge-
nerationen. Sie werden die Kosten der Pandemie
und des Ukraine-Krieges abbezahlen. Und dann
noch eine Dienstpflicht? Ist das vernünftig?
Wohl kaum. Schon gar nicht, weil die freiwillige
Arbeit in sozialen Einrichtungen oder fürs Klima
bei jungen Erwachsenen auch ohne Pflicht bereits
sehr beliebt ist. Wollte man die Quote steigern,
könnte man die Freiwilligen ordentlich bezahlen.
Aber es geht um Größeres: Es geht um gesell-
schaftlichen Zusammenhalt und eine Stärkung der
Demokratie. Dass in diesem Feld allerdings gerade
die Jugendlichen ein Problem sind, sollte man
stark bezweifeln. Diese Generation, die von Kind-
heit an zum Miteinander erzogen wurde, ist ver-
nünftiger als wir Älteren es jemals gewesen sind.
Eine Dienstpflicht bräuchten eher wir anderen:
Vielleicht sollte man sie für über 50-Jährige ein-
führen. Die haben es nötiger.

Kontakt: gastautor.das-parlament@bundestag.de

Julia Haak,
»Berliner Zeitung«
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Herr Tiesler, 2016 wurde der damali-
ge Bundesinnenminister Thomas de Ma-
ziére als staatlicher Prepper bespöttelt,
als er vorschlug, dass die Bürger sich zu
Hause Zehn-Tages-Vorräte für den Not-
fall zulegen sollten. Würde das heute
nochmal passieren?
Ich denke nicht. Die Erfahrungen der ver-
gangenen Jahre zeigen doch, dass wir unse-
re Bevölkerung insgesamt für Krisenlagen
resilienter machen müssen und auch kom-
petenter im Umgang mit Krisen. Es geht
nicht nur darum, den Menschen zu sagen,
was sie zu tun und zu lassen haben, son-
dern darum, die Fähigkeit zum autonomen
Handeln zu fördern. Und dazu zählt natür-
lich auch eine Vorratsstrategie. Dazu gehört
aber auch, den Selbstschutz und die Selbst-
hilfe zu stärken, durch Erste-Hilfe-Kennt-
nisse beispielsweise. Das Bewusstsein für
diese Themen wächst immer mehr. Da ar-
beiten wir als Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK)
intensiv daran, zusammen mit unseren
Partnerorganisationen vor Ort.

Auf der Homepage des BBK spielt das
Thema Selbsthilfe eine große Rolle, es
gibt sogar ein Kochbuch für Kochen ohne
Strom. Erreichen diese Informationen die
Menschen auch?
Die Resonanz ist gut. Wir haben eine Hot-
line, wir haben einen Selbsthilfe-Ratgeber,
der extrem nachgefragt ist, weil das Pro-
blembewusstsein und auch das Gefühl, sel-
ber kompetent sein zu wollen, bei vielen
Menschen deutlich gewachsen ist. Das wol-
len wir als Bundesamt ja auch stärken: das
positive Gefühl, nicht ohnmächtig und
hilflos vor einer Situation zu stehen.

Haben wir uns jahrzehntelang in zu
großer Sicherheit gewähnt und sind des-
halb auf Krisen nicht mehr richtig vorbe-
reitet?
Alles ist natürlich immer in seiner Zeit zu
beurteilen. Wir haben in den vergangenen
Jahrzehnten in einem relativ krisenarmen
Land gelebt, was wunderbar ist. Das hat
aber dazu geführt, dass das Thema Bevöl-
kerungsschutz nicht im Fokus stand. Das
haben wir als Behörde zwar immer ein
bisschen bedauert, weil wir es schon ganz
gerne gesehen hätten, mit unseren Themen
mehr Aufmerksamkeit zu erzielen. Jetzt
stehen wir vor der Herausforderung, vieles
ganz schnell nachholen zu müssen.

Sie haben jüngst gesagt, der Krisen-
modus müsse alltäglicher werden. Wie
macht man das, ohne Panik zu erzeugen?
Das ist die große Herausforderung. Ich
glaube, man muss die Krise zunächst als ei-
ne Situation begreifen lernen, die zu unse-
rem Alltag dazugehört. Damit meine ich
nicht, dass wir uns permanent in einer Kri-
se fühlen müssen. Es geht einfach darum,
dass wir lernen müssen, dass Krisen uns
nicht überwältigen müssen, dass sie uns
nicht ohnmächtig machen müssen, son-
dern dass wir über Kompetenzen verfügen
können, mit ihnen umzugehen.

Die Flut im Ahrtal liegt ein Jahr zu-
rück. Was hat sich seitdem im Katastro-
phen- und Bevölkerungsschutz konkret
schon verändert, abgesehen von den Ab-
sichtserklärungen?
Auch diese Absichtserklärungen sind ganz
wichtig, weil sie Ausdruck eines neuen Be-
wusstseins sind. Ich glaube, allen ist im Au-
genblick klar, dass diese Katastrophe eine
Zäsur gewesen ist und wir unbedingt han-
deln müssen. In der Kürze der Zeit haben
wir unter anderem in unsere Warn-Systeme
investiert und investieren weiter darin. Der
bundesweite Warntag am 8. Dezember, bei
dem die Bevölkerung erstmals auch testhal-
ber über Cell Broadcast gewarnt werden
soll, ist die nächste große Herausforderung
für uns. Auch haben wir gelernt, dass die
Zusammenarbeit zwischen Bund, Ländern

und Kommunen, aber auch der Einsatz der
Organisationen vor Ort viel besser werden
muss. Da hat es meiner Meinung nach die
größten Mängel gegeben.

Im Juni wurde nun das Gemeinsame
Kompetenzzentrum Bevölkerungsschutz
(GeKoB) beim BBK gegründet. Ist das
nur eine weitere Bund-Länder-Arbeits-
gruppe unter vielen oder wirklich ein
Neustart?
Für mich ist das ein ganz großer Meilen-
stein, um die Zusammenarbeit enger zu

verzahnen. Bund und Länder können sich
gegenseitig hervorragend helfen, indem sie
die Kommunikation verbessern und dabei
insbesondere schon vor einer Krise auch in
der Vorsorge Konzepte zusammen erarbei-
ten - und das an einem Tisch, ganz schnell
und direkt. Diese Konzepte können wir
dann auch in der Krise selbst nutzen, weil
wir mit einem solchen Instrument wie
dem GeKoB Empfehlungen erarbeiten
können, die dann den Zuständigen vor Ort
konkret helfen, ihre Aufgaben viel besser
wahrzunehmen.

In dem Zusammenhang steht regel-
mäßig der Vorwurf im Raum, der Födera-
lismus erschwere schnelle Entscheidun-
gen.
Eine Föderalismusdiskussion können wir
jetzt nicht gebrauchen, denn die Heraus-
forderungen sind sehr groß, da braucht es
schnelle Antworten. Bis Bund und Länder
sich aber auf eine Verfassungsänderung ge-
einigt haben, ist zu viel Zeit ins Land ge-
gangen. Vieles von dem, was jetzt ansteht,
können wir auch auf anderem Wege errei-
chen. Vor dem GeKoB gab es dazu über-
wiegend unverbindliche politische Aussa-
gen, aber wir haben mit der Verwaltungs-
vereinbarung jetzt eine rechtliche Grundla-
ge geschaffen, die Verbindlichkeit erzeugt.
Das hat eine neue Qualität.

Jetzt hat auch das BBK selbst eine
Neuausrichtung beschlossen. Was sind
für Sie die wichtigsten Ziele des BBK in
den kommenden Jahren?
In der Bund-Länder-Zusammenarbeit wol-
len wir die Rolle des Bundesamtes mit sei-
ner gebündelten Fachkompetenz stärken.
Ein ganz zentrales Thema für uns ist die
verpflichtende Ausbildung für alle Krisen-
manager. Wir wollen die Warnsysteme ver-
bessern und natürlich auch Vorsorge be-
treiben, indem wir Reserven anlegen. Eine
Erkenntnis der Corona-Pandemie war ja,
dass unsere nationalen Reserven im Ge-
sundheitsschutz dringend ausgebaut wer-
den sollten.

Teil der Neuausrichtung ist auch die
Reform der Trinkwassernotversorgung.
Stammt die Vorsorgeplanung tatsächlich
noch aus dem Kalten Krieg?
Die Vorsorgeplanung des Kalten Krieges
war gar nicht so schlecht. Es gab Notbrun-
nen, die die Versorgung gewährleistet ha-
ben. Und das wollen wir wieder erreichen.
In der Vergangenheit wurde die Trinkwas-
sernotversorgung natürlich vor allem unter
dem Aspekt des Verteidigungsfalls betrach-
tet. Jetzt lernen wir, gerade auch in diesem
Sommer, dass Wasser ein hohes, oft knap-
pes Gut ist. Wir haben zwar schon in den
vergangenen Jahren unsere Brunnen mo-
dernisiert und ausgebaut. Aber da muss
noch mehr passieren.

Bundesinnenministerin Nancy Faeser
hat im Juli von einem Neustart im Bevöl-
kerungsschutz gesprochen. Im Haushalts-
plan 2023 wurden aber sowohl dem BBK
als auch dem THW gegenüber 2022 er-
hebliche Mittel gestrichen.
Faktisch ist es erstmal keine Kürzung, son-
dern wir haben in den vergangenen drei
Jahren vom Konjunkturpaket gelebt. Wenn
man 2019 mit dem Jahr 2023 vergleicht,
haben wir fast 30 Millionen Euro mehr.
Dazwischen hatten wir eben diese Sonder-
mittel zu Verfügung, aber die waren leider
nicht verstetigt. Allerdings wünsche ich
mir, dass wir über mehr verstetigte Haus-
haltsmittel verfügen können. Wir brauchen
mehr Geld, ansonsten können wir unsere
Ziele nicht so mutig weiter verfolgen.

Haben Sie Sorge, dass das Thema Be-
völkerungsschutz bald wieder aus dem
Fokus verschwindet?
Ich kenne diese Wellenbewegungen seit
mehr als 30 Jahren. Zurzeit habe ich das
Gefühl noch nicht. Wir werden zwar gera-
de wieder geschüttelt durch andere aktuel-
le Krisen, aber die verdeutlichen eher, dass
der Bedarf da ist.

Das Gespräch führte
Claudia Heine.

Ralph Tiesler arbeitet seit den 1990er Jah-

ren als Krisenmanager, hat unter anderem

die Auslandseinsätze des Technischen

Hilfswerks koordiniert. Seit Juni ist er Prä-

sident des Bundesamtes für Bevölkerungs-

schutz und Katastrophenhilfe (BBK).
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»Wir sind
nicht
hilflos«
RALPH TIESLER Der oberste
Bevölkerungsschützer des Landes
will, dass die Menschen Krisen
nicht ohnmächtig gegenüber
stehen, sondern handlungsfähig

PARLAMENTARISCHES PROFIL

Überzeugte Ehrenamtliche: Andrea Lindholz

A
ndrea Lindholz‘ erster Einsatz als Vize-Landrätin
im Kreis Aschaffenburg begann mit einem mor-
gendlichen Anruf: Ein Großbrand bei einem
Batteriehersteller, sie fuhr sofort hin. Das war

2008. Heute engagiert sie sich nicht nur im Bundestag für
Bevölkerungs- und Katastrophenschutz und ist seit 2021
Vizepräsidentin des Vereins THW-Bundesvereinigung. „Da-
mals stand ich vorm Feuer“, erinnert sie sich, „und sah das
perfekte Zusammenspiel zwischen Feuerwehr und Rotem
Kreuz“. Die Bedeutung gut organisierter Einsatzkräfte, des
Bevölkerungsschutzes an sich sei ihr schon bewusst gewe-
sen, „aber vor Ort machte es nochmal Klick“.
Es ist Freitagmittag, Lindholz ruft aus ihrem Bundestags-
büro an und hat gleich Verbesserungsvorschläge für Ar-
beitsweisen im Bundestag. Es ist der letzte Tag der letzten
Sitzungswoche vor der Sommerpause; gestern verließ sie
den Plenarsaal erst um 00:40 Uhr. „Entweder wir straffen
die Tagesordnungen oder verschaffen uns mehr Sitzungs-
wochen“, schlägt die 50-jährige Anwältin vor.
Auf ihrer Website preist die CSU-Politikerin ehrenamtli-
ches Engagement und auf Facebook schreibt sie über die
30 Millionen Menschen im Ehrenamt: „Ohne sie geht es
oft nicht.“ Ihr eigenes Engagement als Schülersprecherin
und als Kassiererin im Reiterverein begleiteten sie durch
die Jugend, seit 2013 ist sie stellvertretende Vorsitzende des
Bayerischen Roten Kreuzes Aschaffenburg.

Dass Bevölkerungsschutz sie umtreibt, merkt man rasch.
Verzweifelt sie manchmal am Föderalismus in Deutsch-
land, erschwert er zuweilen gute Krisenreaktion? „Am Fö-
deralismus nicht, aber an der Katastrophendemenz
schon.“ Ihr Eindruck sei: Sobald eine Krise halbwegs im
Griff sei, setze diese Demenz ein, dann würden Vertreter
auf allen politischen Ebenen sagen, unterm Strich sei es
doch gar nicht so schlecht gelaufen. „Das ist es aber nicht,

schauen wir doch auf Corona oder das Ahrtal. Das ist
doch keinem zu vermitteln: Nach den Elbhochwassern
von 2002 und 2006 wusste man, wo die Abstimmung
nicht richtig funktioniert. Aber die entsprechenden Konse-
quenzen bei länderübergreifenden Großschadenslagen
wurden nicht gezogen.“ Sie wünsche sich einen großen
Ruck.

Das Gemeinsame Kompetenzzentrum von Bund und Län-
dern indes hält sie für „enorm wichtig“, erhofft eine Opti-
mierung der Strukturen, bessere Abstimmung und zuver-
lässigere Warnungen. Und sieht im Bundesamt für Bevöl-
kerungsschutz und Katastrophenhilfe (BBK) die Behörde,
die nun Anstöße geben solle, „damit man sich auf freiwil-
liger Basis einigt“. Ihr schweben zum Beispiel Fortbildun-
gen von Bürgermeistern und Landräten zum Bevölkerungs-
schutz vor, der Aufbau einer zivilen Reserve und Kampa-
gnen zur Sensibilisierung der Bevölkerung. Einer Grundge-
setzänderung steht Lindholz skeptisch gegenüber. „Gegen
den Willen der Länder können wir nichts unternehmen,
sonst droht nur Stillstand.“
Als Tochter von Rheinländern in Bonn geboren, zog Lind-
holz als Kind nach Aschaffenburg, wo ihr Vater als Arzt ei-
ne Stelle gefunden hatte. Seitdem ist sie Bayerin. War früh
politisch interessiert, schaute sich auch die Grünen an,
weil die Schülerin sich für FCKW-freie Sprays einsetzte.
„Aber die waren mir zu einseitig.“ Die FDP sei gar nicht in
Frage gekommen, „deren einseitige wirtschaftliche Be-
trachtungsweise steht zu sehr im Fokus“. Ein Jahr vor ih-
rem zweiten juristischen Staatsexamen trat sie in die CSU
ein, wurde drei Jahre später Gemeinderätin in Goldbach
und zog in den Aschaffenburger Kreistag ein – bis heute.
Den Wahlkreis Stadt und Land Aschaffenburg gewann sie
stets direkt. Jan Rübel T

.....................................................................................................................................................

»Sobald eine Krise im
Griff ist, setzt die Ka-
tastrophendemenz ein

und es heißt, so schlecht
ist es doch nicht gelaufen.«
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Bereit für den Ernstfall
KATASTROPHENSCHUTZ Ohne Freiwillige ginge beim THW nichts. Ihre Zahl steigt wieder

V
orsicht, mach schnell, das
Wasser kommt!“ Der
Druckschlauch, der sich
schlaff über den sandigen
Waldboden schlängelt,
wölbt sich. Salina Kataw

schraubt schneller, versucht mit einem
Schlauchschlüssel ein Verteilstück zu befes-
tigen, damit das Wasser gleich in zwei
schwarze Gummitanks fließen kann. Doch
vergeblich. Es lässt sich nicht festziehen.
„Mist“, flucht sie und winkt ihren Kollegen
an der Pumpe. „Wasser Stopp!“
Schwüle Hitze liegt über
dem Truppenübungsplatz
der Bundeswehr bei Stor-
kow, etwa 50 Kilometer
südöstlich von Berlin, wo
das Technische Hilfswerk
(THW) für ein Wochenende
sein Lager aufgeschlagen
hat. Unter dürren Kiefern
gruppieren sich nun um
Toilettenhäuschen und ei-
nen zur Küche umgebauten
Container Mannschaftszelte
mit Feldbetten, dazu ziemlich viel schwe-
res Gerät in blau: Lastwagen, Mannschafts-
transporter, Gerätewagen.

Waldbrandgefahr Wo sonst die Bundes-
wehr Manöver übt, trainieren nun 25 frei-
willige Helferinnen und Helfer der Kata-
strophenschutzorganisation des Bundes,
wie sie einstürzende Hauswände abstützen,
tonnenschwere Kranwagen durchs Gelände
steuern oder Löschwasser für die Feuerwehr
bereitstellen. Letzteres ist ein leider sehr
realistisches Szenario in Brandenburg: Im-
mer häufiger brennen in der trockensten
Region Deutschlands die Wälder.
Direkt nach dem Frühstück hat die Fach-
gruppe Notversorgung und Notinstandset-
zung des Berliner Ortsverbands Neukölln
deshalb begonnen, eine „Pumpstrecke“ an
einem nahegelegenen See aufzubauen. Ge-
gen halb elf sind die Schläuche verlegt.
Auch die Pumpen laufen, betrieben von ei-
nem knatternden Notstromaggregat. Sie
saugen das Wasser an und befördern es
über eine Anhöhe zu einem etwa hundert
Meter entfernten Parkplatz. Dort sammelt
es sich in den zwei, an überdimensionierte
Planschbecken erinnernden Falttanks, die
Kataw und ihre Kollegen aufgebaut haben.

Die Feuerwehr könnte hier jetzt im Pend-
lerverkehr ihre Löschwagen auffüllen – und
zwar erheblich schneller, als wenn sie jedes
Mal selbst die schmale Zufahrt zum See-
ufer hinunterfahren müsste. Arbeitsteilung
spart Zeit. „Läuft gut“, sagt Kataw später
zufrieden, setzt den gelben Helm ab und
knotet sich ein paar lose Haarsträhnen am
Hinterkopf zusammen. Das Verteilstück
hat sich mit vereinten Kräften doch noch
befestigen lassen. „Das einzige richtige Pro-
blem war der Boden.“ Die 25-Jährige zeigt
auf den märkischen Sand zu ihren Füßen.

Die Rollcontainer voller
Werkzeug hier zu schieben
– kein Vergnügen. Warum
sie sich das an diesem hei-
ßen Samstagmorgen antut,
in Einsatzanzug und Stie-
feln, Mückenstiche inklusi-
ve? Kataw lacht. „Meine
Mutter meint, ich hätte ein
Helfersyndrom.“
Vor fünf Jahren kam die
Agribusiness-Studentin
zum THW, durchlief in

18 Monaten die Grundausbildung. Inzwi-
schen ist sie es, die den neuen Mitgliedern
zeigt, wie man einen Achterknoten bindet,
Verletzte per Schleifkorb transportiert oder
mit einem hydraulischen Spreizer Beton-
teile hebt. Donnerstags ist Ausbildungs-
abend, oft ist Salina aber auch am Wo-
chenende im Ortsverband, dazu kommen
die Einsätze: In den letzten Monaten hieß
es Impfkabinen aufbauen, Unterkünfte für
Flüchtlinge vorbereiten, umgestürzte Bäu-
me von Straßen räumen. Fast 700 Stunden
ehrenamtlicher Arbeit hat sie im letzten
Jahr geleistet. „Nur“, sagt sie. „Ich war aber
auch nicht bei der Flutkatastrophe im Ein-
satz wie Heiko.“
Einen halben Kilometer entfernt legt Hei-
ko Radde legt gerade noch einmal Hand
an das Gerüst, das sein Team schwitzend
an einem baufälligen Haus hochgezogen
hat. „Die Giebelwand droht einzustürzen
und muss abgestützt werden“, erklärt der
27-Jährige mit der kantigen Brille knapp
die Übungsaufgabe. Dann versenkt er mit
leichtem Hammerschlag Kippstifte in einer
Lochscheibe, um Gerüstteile miteinander
zu verbinden. Eigentlich ist Radde Soft-
wareingenieur im Satellitenbau, beim
THW Gruppenführer der ersten Bergungs-
gruppe. Vor einem Jahr war dann Eile an-
gesagt: Tasche packen, zusammen mit drei
anderen Helfern ging es in das von der Flut
heimgesuchte Ahrtal, um den THW-Einsatz
dort zu unterstützen.

Teamgeist Zwei Wochen lang half Radde
im Logistikstützpunkt, die freiwilligen Hel-
fer mit Material zu versorgen. Nachts
schlief er zu acht im Zelt, auf Feldbetten.
„Geht, wenn man Ohrstöpsel dabei hat“,
sagt er und grinst. Anstrengende Tage
– auch wenn er hinter den Kulissen und
nicht an vorderster Front im Einsatz war.
Für ihn sei das THW ein „guter Ausgleich“
und Helfen einfach schön, sagt er – genau-
so wie die Kameradschaft unter THWlern.
„Es gibt ja kaum ein Gerät bei uns, das
man allein bedienen kann.“ Das verdeutli-
che ganz gut, wie wichtig der Teamgeist sei.

Mit ihrer Leidenschaft fürs Helfen sind Ka-
taw und Radde nicht allein: Rund 84.000
Menschen engagieren sich bundesweit
beim THW, so viele wie seit Jahren nicht.
Die Flutkatastrophe in Nordrhein-Westfa-
len und Rheinland-Pfalz, bei der über 180
Menschen ums Leben kamen, viele verletzt
und ganze Ortschaften verwüstet wurden,
scheint vielen vor Augen geführt zu haben,
wie unersetzlich die „Blauen Engel“ sind,
wie die Helfer aufgrund ihrer blauen Mon-
tur oft genannt werden: Rund 16.000
THW-Kräfte aus ganz Deutschland leiste-
ten mehr als 2,5 Millionen Einsatzstunden
– dieser Fluteinsatz ist bis heute der größte
in der 72-jährigen Geschichte des Techni-
schen Hilfswerks. Die Zahl der Neueintritte

stieg 2021 auf knapp 9.000, im Vergleich
zum Vorjahr eine Verdopplung. Eine gute
Nachricht für das THW, denn die Bundes-
anstalt im Geschäftsbereich des Bundesin-
nenministeriums ist auf Freiwillige drin-
gend angewiesen. Weltweit einmalig ist ih-
re Struktur: Nur zwei Prozent der Mitarbei-
ter sind hauptamtlich im Dienst, 98 Pro-
zent arbeiten ehrenamtlich.
Ein Anruf beim Präsidenten des Techni-
schen Hilfswerks, Gerd Friedsam, in Bonn:
Fürchtete er nicht eine Überforderung an-
gesichts einer immer schnelleren Folge von
Krisen und Katastrophen in den vergange-
nen Jahren? Da war nicht nur die Jahrhun-
dertflut, sondern auch Corona und zuletzt
der Krieg in der Ukraine, der auch die Rolle
des THW für den Zivilschutz im Verteidi-
gungsfall wieder stärker den Vordergrund
rückte. „Nein“, sagt Friedsam ins Telefon.
Die flächendeckenden Einsätze hätten die
Durchhaltefähigkeit des THW zwar gefor-
dert. „Aber wir hatten nie Engpässe.“ Trotz-
dem verlangten Klimawandel und verän-
derte Sicherheitslage Anpassungen, räumt
er ein und meint damit auch: mehr Aus-
stattung.

Cyberhilfe Tatsächlich hat der Bundestag
in den Beratungen zum Haushalt 2022 das
THW erneut gestärkt: Über 590 Millionen
Euro gibt es etwa für die Cyberhilfe, neue
Logistikzentren und mehr hochgeländefä-
hige Fahrzeuge, wie sie bei Hochwasserein-
sätzen gebraucht werden.
In einem ganz ähnlichen Geländefahr-
zeug kämpft sich Michael Niesel durch

den märkischen Sand: Abseits der „Pan-
zerplatten“, wie er die gepflasterten Wege
auf dem Truppenübungsplatz nennt, hin-
terlässt der Lkw mit Ladekran tiefe Spur-
rillen. Nur schwer lässt er sich lenken.
Offroad-Fahren sei daher fester Bestand-
teil der THW-Kraftfahrausbildung, berich-
tet Niesel. Dann plötzlich ein gewaltiger
Ruck. Im Führerhaus kommt einiges ins
Rutschen: Stifte, Klemmbrett, einzelne
Zettel rauschen zu Boden, als der 18-Ton-
ner plötzlich steckenbleibt. Es stinkt nach
Gummi. „Gruß von den Reifen“, sagt Nie-
sel und schaltet die Differenzialsperre
ein, die das Durchdrehen der Räder ver-
hindern soll.
Wesentlich besser duftet es im Lager: Vor
seinem Küchencontainer hat Asmir Maglic
Hähnchenbrust zum Mittagessen gegrillt
und schneidet nun Tomaten in Ringe. In
Berührung mit den „Blauen Engeln“ kam
der 36-Jährige schon als Kind: Neben dem
Wohnheim, in dem er mit seinen Eltern
nach der Flucht vor dem Krieg in Bosnien
lebte, hatte das THW in einer ehemaligen
Kaserne sein Quartier. „Da war oft Blau-
licht“, sagt Maglic. Mit 17 Jahren wurde er
Mitglied. Er wollte etwas zurückgeben. Der
Ukrainekrieg habe plötzlich Erinnerungen
an die eigene Flucht wachgerufen. Er baute
Feldbetten für Notunterkünfte auf: „Als ich
die Kinder sah, kamen mir die Tränen.“
Doch er machte weiter. Solche Einsätze gä-
ben ihm viel, meint Maglic dann noch.
Das THW habe ihn etwas ganz Wertvolles
gelehrt: „Abschalten, arbeiten, im Hier und
Jetzt sein.“ Sandra Schmid T

Immer mehr Waldbrände, immer mehr Einsätze auch für das Technische Hilfswerk: Helfer pumpen bei einer Übung in Brandenburg Wasser aus einem See, um es für die Feuerwehr bereitzustellen. © THW/Anja Villwock

Rund 16.000
Freiwillige des
THW halfen
2021 die

Folgen der ver-
heerenden Flut
zu bewältigen.

Salina Kataw und ihr Kollege sammeln
Löschwasser in Tanks.
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Rund um den Globus im Einsatz
KRISENDIENST Seit über 70 Jahren leistet das THW technische Nothilfe im Ausland

Sechs, höchstens zwölf Stunden, dann
muss er abflugbereit sein: Jens-Olaf Knapp,
im normalen Leben IT-Projektmanager
und Organisationsberater, gehört zu jenen
rund 2.000 hochspezialisierten Einsatz-
kräften des Technischen Hilfswerks (THW),
die im Katastrophenfall auch ins Ausland
entsendet werden können. Im Auftrag der
Bundesregierung leistet die Behörde bereits
seit über 70 Jahren weltweit technische
Nothilfe. Dafür stehen eigens geschulte
und ausgerüstete Einheiten bereit, darunter
die Schnelleinsatzeinheiten für Bergung
(SEEBA) und Wasserversorgung (SEEWA).

Über 130 Länder Bis heute waren die frei-
willigen Helfer bereits in mehr als 130 Län-
dern im Einsatz, nach dem Hurrikan Katrina
in New Orleans 2005 ebenso wie nach dem
Erdbeben in Haiti 2010 oder der Explosions-
katastrophe im Beiruter Hafen 2020.
Wenn sich ein Unglück ereignet, ist Zeit
ein entscheidender Faktor: „Einmal stand
schon zwei Stunden nach dem Alarm der
THW-Wagen mit Blaulicht vor der Tür“,
sagt Knapp. Einen gepackten Koffer habe
er trotzdem nicht, so der 54-Jährige aus
Goslar. „Ich weiß, wohin ich greifen muss.“
Längst ist er routiniert: Seit 30 Jahren beim
THW, seit 15 Jahren Auslandskraft, hat er

als Logistiker und Teamleiter einer der
bundesweit drei SEEWA-Moduleinheiten
fast jährlich an Einsätzen teilgenommen.
Sein Spezialgebiet: die Trinkwasseraufbe-
reitung sowie die Instandsetzung von Was-
serversorgungs- und Sanitäranlagen.
Große Aufgaben – dennoch reisen Aus-
landkräfte mit möglichst kleinem Gepäck:
Neben Werkzeug und technischem Gerät
hat ein SEEWA-Modul vor allem zwei mo-

bile Wasseraufbereitungsanlagen dabei. Bis
zu 10.000 Liter Wasser pro Stunde können
damit gereinigt und rund 15.000 Men-
schen pro Tag versorgt werden. Verstaut ist
alles in verschieden großen, aber tragbaren
Metallcontainern. „Im Zweifel müssen sie
auf der letzte Meile im Fischerboot und
mit Manpower transportiert werden“, er-
klärt Knapp. Was die Helfer am Unglücks-
ort erwartet, ist jedes Mal anders – kein
Land, kein Einsatz gleich. Für das zwei- bis
dreiköpfige „Vorausteam“, das zuerst an-
kommt, heißt das: Schnell die Lage erkun-
den, Kontakt zu lokalen Behörden oder
Hilfsorganisationen aufnehmen, Transport
für Gepäck und das übrige Team organisie-
ren. Der Kontakt mit Menschen vor Ort sei
dabei elementar, sagt Knapp und erzählt,
wie bei einem Einsatz in Mosambik die
Dorfbewohner das vom THW gereinigte
Wasser zuerst nicht annahmen. Der Grund:
Ihr traditioneller Führer hätte es zunächst
gutheißen müssen. Nachgeholt lief die
Wasserversorgung reibungslos.
Solche Einsätze seien anstrengend, oft
auch belastend angesichts des Leids und
der Zerstörung, mit der man konfrontiert
sei, gibt Knapp zu. Trotzdem empfinde er
sie als Bereicherung: „Es ist einfach schön,
im Team helfen zu können.“ sas T

Heiko Radde beim Gerüstbau.
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Jens-Olaf Knapp verteilt Trinkwasser an
Kinder in Mosambik.
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AUSWAHL SCHWERER
NATURKATASTROPHEN

Flut inWestdeutschland 2021

Sie ist die verheerendste Naturkatastro-
phe seit fast 60 Jahren in Deutschland:
Die Sturzflut, die nach Starkregenfällen
am 14. Juli 2021 in Nordrhein-Westfalen
und Rheinland-Pfalz ganze Städte ver-
wüstete, kostete mehr als 180 Menschen
das Leben. Tausende verloren ihr Hab
und Gut. Laut dem Rückversicherer Mu-
nich Re verursachte die Flut insgesamt
Schäden in Höhe von 33 Milliarden Euro.

Corona-Pandemie 2019/2020
Seit der Bestätigung des ersten Falls von
Covid-19 am 27. Januar 2020 in Deutsch-
land haben sich nach Angaben des Ro-
bert Koch-Instituts rund 32 Millionen
Menschen hierzulande mit dem Virus infi-
ziert, mehr als 147.000 starben mit und
an Corona. Der Deutschen Gesellschaft
für Pneumologie und Beatmungsmedizin
zufolge leiden mehr als 15 Prozent der
Genesenen unter Spätfolgen. Die Pande-
mie hat zudem massive wirtschaftliche
Schäden verursacht: Der Wertschöpfungs-
ausfall lag laut Institut der deutschen
Wirtschaft bei rund 350 Milliarden Euro.

Juni-Hochwasser 2013
500 Jahre waren die Pegel von Donau
und Elbe nicht so hoch wie Anfang Juni
2013, als Dauerregen Flüsse anschwel-
len ließ und Teile Deutschlands unter
Wasser setzte. Acht Menschen starben,
zehntausende Häuser und Straßen wa-
ren beschädigt. Munich Re beziffert den
Schaden auf acht Milliarden Euro.

Orkantief »Kyrill« 2007
Am 18./19. Januar 2007 zog Sturm „Ky-
rill“ mit Spitzengeschwindigkeiten von
mehr als 180 Kilometern pro Stunde
über Deutschland hinweg. 13 Menschen
starben, 150 wurden verletzt. Die Schä-
den beliefen sich laut Rückversicherer
Munich Re auf rund 4,2 Milliarden Euro.

Hitzesommer 2003
Über 70.000 Tote forderte der Hitzesom-
mer 2003 laut einer Studie des französi-
schen Forschungsinstituts Inserm in
Westeuropa. Rund 7.000 Menschen star-
ben in Deutschland an den Folgen der
extremen Temperaturen, die um 3,4
Grad höher lagen als im Vergleich zum
Mittel der Jahre 1961 bis 1990.

Elbehochwasser 2002
Starkregen ließ im August 2002 die Elbe
und ihre Nebenflüsse steigen. In Ost-
und Norddeutschland wurden ganze
Ortschaften und Landstriche über-
schwemmt. Mit 21 Toten und Schäden in
Höhe von 11,6 Milliarden Euro galt das
Elbehochwasser bis zur Flut 2021 als
schwerste und teuerste Naturkatastro-
phe in der deutschen Geschichte.

Wintersturm »Lothar« 1999
Mit Spitzengeschwindigkeiten von mehr
als 200 Kilometern pro Stunde fegte Or-
kan „Lothar“ am zweitenWeihnachtstag
1999 über Frankreich, die Schweiz und
Südwestdeutschland hinweg – und hin-
terließ eine Schneise der Verwüstung.
Über 110 Menschen starben, 15 davon
in Deutschland. Die Kosten laut Munich
Re: 1,6 Milliarden Euro.

Kältewelle 1996/1997
Kurz vor Weihnachten 1996 erreichte ei-
ne Kaltfront Deutschland, die das Ther-
mometer mancherorts gar auf -28 Grad
fallen ließ. Außergewöhnlich auch die
Länge der Frostperiode: In Mannheim
zählte der Deutsche Wetterdienst 26 Ta-
ge. Etwa 40 Kälteopfer forderte der Eis-
winter, auch wegen zahlreicher Unfälle.

Oderflut 1997
Sintflutartige Regenfälle führten im Juli
1997 in Deutschland zur bis dato größ-
ten Flutkatastrophe seit der Wiederverei-
nigung: Tausende Menschen in Branden-
burg mussten evakuiert werden, mehr
als 30.000 Bundeswehrsoldaten halfen
bei der Sicherung der Deiche. Mit Erfolg.
Während in den Nachbarländern Polen
und Tschechien mehr als 100 Menschen
starben, gab es hierzulande keine Todes-
opfer. Die Schäden waren mit etwa 330
Millionen Euro jedoch beträchtlich.

Sturmflut in Hamburg 1962
In der Nacht vom 16. auf den 17. Febru-
ar 1962 erreichte eine schwere Sturmflut
Hamburg. Deiche brachen, große Teile
der Stadt versanken im Wasser. 315
Menschen starben, viele Hunderte wur-
den obdachlos, etwa 20.000 brauchten
für längere Zeit Notunterkünfte. Die
Schäden beliefen sich nach heutigen
Werten auf rund 1,6 Milliarden Euro. sas
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Drei Zimmer, Küche, Bad und Bunker
SCHUTZRÄUME Es gibt in Deutschland aktuell noch 599 öffentliche Anlagen für den Zivilschutz. Funktionsfähig ist keine davon

Eigentlich könnte es ein ganz gewöhnli-
cher Arbeitstag sein, doch an diesem Don-
nerstag steht das Telefon nicht mehr still.
Es ist der 24. Februar 2022, der russische
Präsident Wladimir Putin hat den Ein-
marsch seiner Truppen in die Ukraine be-
fehligt. Für viele Menschen in Deutschland
änderte sich damit von heute auf morgen
ihr Sicherheitsbefinden. „In den ersten Wo-
chen nach Kriegsbeginn sind wir kaum
noch zur Ruhe gekommen“, erinnert sich
Mark Schmiechen. Er arbeitet für die Firma
„Bunker Schutzraum Systeme Deutsch-
land“ (BSSD), die sich auf den Verkauf von
Schutzräumen spezialisiert hat. Vom Mau-
rermeister bis zum Multimillionär reicht
laut Schmiechen der Kundenstamm. Dabei
sei nicht bei allen eine Kriegsangst Haupt-
auslöser für den Kauf gewesen. Auch Sor-
gen vor Verteilungsengpässen oder allge-
meine Unsicherheit seien Gründe, weshalb
Menschen sich nach einem geschützten
Raum sehnten. Im Portfolio der Firma fin-
den sich neben PopUp-Panikräumen auch
Bunker jeglicher Größe. Für einen drei
Quadratmeter großen Panikraum müssen
Kunden mit Kosten ab 12.000 bis 15.000
Euro rechnen, der 36 Quadratmeter Bun-
ker startet bei rund 200.000 Euro.

Nicht funktionsfähig Während beispiels-
weise in der Schweiz die Einrichtung eines

Schutzraumes bei Neubauten gesetzlich
vorgeschrieben ist und die meisten Häuser
über private Schutzräume verfügen, exis-
tiert eine solche Regelung in Deutschland
nicht. Wie viele private Schutzräume oder
Bunker es in der Bundesrepublik aktuell
gibt, ist nicht zu beziffern.
Die Anzahl der öffentlichen Schutzräume
liege bei 599, teilte das Bundesinnenminis-
terium auf Anfrage mit. Zu diesen öffentli-
chen Schutzräumen zählen neben Hoch-

und Tiefbunkern auch sogenannte Mehr-
zweckanlagen wie Tiefgaragen oder Bahn-
höfe, die im Ernstfall für den Zivilschutz
genutzt werden können und Platz für eine
eine halbe Millionen Menschen bieten.
Funktionsfähig sei laut Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben (Bima) allerdings
keine der 599 Anlagen. Um sich einen
Überblick, über den Zustand der bestehen-
den Schutzräume zu verschaffen, prüfe der
Bund aktuell die Anlagen – ein Ergebnis

werde nach Einschätzung der Bima aller-
dings nicht vor 2023 vorliegen.
Bis zum Ende des Kalten Krieges gab es in
der Bundesrepublik rund 2.000 öffentliche
Schutzräume. Die meisten Bunkeranlagen
entstanden während des Zweiten Welt-
kriegs, in dem die Bombardierung von
Städten Teil der Kriegsstrategie war. Im Zu-
ge der allgemeinen Unsicherheit während
des Kalten Krieges setzte die Regierung
dann einige dieser Bunker wieder in Stand
und unterstütze den Bau sogenannter
Mehrzweckanlagen für den Zivilschutz.
Ausreichend Kapazitäten, um im Angriffs-
fall die gesamte Bevölkerung zu schützen,
gab es auch zu dieser Zeit nicht. In ganz
Westdeutschland hätten zur Wende weni-
ger als vier Prozent der Bevölkerung Platz
in öffentlichen Schutzräumen gehabt.
Mit dem Ende des Kalten Kriegs nahm die
Angst vor militärischen Auseinanderset-
zungen und damit auch die Bedeutung
von Bunkern stetig ab. Es wurden keine
neuen Schutzräume mehr ausgewiesen
und die bestehenden Anlagen der ehemali-
gen DDR erst gar nicht in das Schutzkon-
zept des Bundes aufgenommen.
2007 entschied die Bundesregierung dann,
die öffentlichen Schutzräume Stück für
Stück aus der Zivilschutzaufgabe zu ent-
binden, da solche Anlagen bei modernen
Bedrohungsszenarien wie Terrorismus oder

Klimakatastrophen keinen ausreichenden
Schutz bieten können.

Verkaufsstopp Seit September 2020 ist
die Bima mit diesem Entwidmungsprozess
betraut und hat bereits 320 Bunker veräu-
ßert. Einmal entwidmet, können die neuen
Bunkerbesitzer frei über die Immobilie ver-
fügen. Ob Luxuswohnungen, Galerien,
Musikclubs oder Kletterhallen: viele Bun-
ker haben nach ihrem Verkauf eine neue
Bestimmung gefunden.
Mit Ausbruch des Krieges in der Ukraine
wurde dieser Rückabwicklungsprozess aus-
gesetzt, bis auf weiteres dürfen keine Bun-
ker mehr zum Verkauf angeboten werden.
Ob ein Neubau oder eine Wiederinstand-
setzung alter Bunker für den Zivilschutz
sinnvoll wäre, ist jedoch zu bezweifeln.
„Experten gehen heute von einem Scha-
densszenario ohne Vorwarnzeit aus, daher
können Schutzräume der Bevölkerung kei-
ne ausreichende Sicherheit bieten“,
schreibt das Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe.
Trotz solcher Bedenken boomt bei BSSD
das Geschäft. Zwar gibt die Firma keine
konkreten Zahlen bekannt, das Auftragsvo-
lumen hat sich jedoch laut Schmiechen
seit Kriegsbeginn ungefähr verdoppelt, die
Bestellungen liegen im hohen dreistelligen
Bereich. Denise Schwarz T

Bis Ende des Jahres soll der ehemalige Hochbunker an der Hamburger Feldstraße zum
Veranstaltungsort mit Dachgarten und Hotel werden. © picture alliance/dpa | Marcus Brandt

Europäische
Notrufzentrale
ZIVILSCHUTZ-MECHANISMUS Ob Hoch-
wasser, Ölpest, medizinische Notfälle oder
terroristische Anschläge: Die Bewältigung
solcher Katastrophen kann ein Land vor
große Herausforderungen stellen. Verfügt
es nicht über ausreichend Kapazitäten, um
die Lage allein unter Kontrolle zu bekom-
men, kann es sich an die Europäische Uni-
on beziehungsweise das europäische Zen-
trum für die Koordination von Notfall-
maßnahmen (englisch: „Emergency Re-
sponse Coordination Centre“, ERCC) wen-
den. Als funktionaler Teil des 2001 entwi-
ckelten EU Zivilschutz-Mechanismus be-
obachtet und analysiert das ERCC Ge-
schehnisse weltweit, nimmt Hilfsanfragen
entgegen und leitet diese an die teilneh-
menden Mitgliedstaaten weiter. Mitglieder
des ERCC sind alle 27 EU-Staaten sowie
unter anderem Norwegen und Island.
Um Unterstützung im Katastrophenfall
können alle Staaten weltweit sowie die UN
bitten. Allein 2021 wurde der EU-Zivil-
schutz-Mechanismus 114 Mal aktiviert.
In Deutschland werden die Hilfeersuchen
vom ERCC an das Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe weiter-
geleitet, das dort die Koordination über-
nimmt. 15 Einheiten des Technischen
Hilfswerks wie Trinkwasseraufbereitungs-
module können beispielsweise bei Bedarf
zur Verfügung gestellt werden. des T

I
m zu heißen und zu trockenen
Sommer 2022 kämpften im Berliner
Grunewald gut eine Woche lang
Haupt- und Ehrenamtliche im mu-
nitionsbelasteten Gebiet gegen
Flammen an. In der Sächsisch-böh-

mischen Schweiz hielt ein Brand Retter
und Anwohner mehr als drei Wochen in
Atem. Auch der Hardtwald bei Karlsruhe
brannte und der Harz, das osthessische
Cölbe oder Rehfeld im Süden Branden-
burgs waren besonders betroffen. Wer in
den vergangenen Monaten die Situation in
Deutschlands Wäldern und auf vielen Fel-
der verfolgte, konnte schnell den Überblick
verlieren. Die Zahl der Waldbrände, die al-
lein in Deutschland wüteten, ist noch
nicht bekannt. Fest steht aber, dass sie ei-
nen hier nie gekannten Höhepunkt er-
reicht hat. Bei all diesen Lagen arbeiteten
Einsatzkräfte verschiedenster Einheiten
und Organisationen zusammen – oft weit
über räumliche Grenzen und originäre Zu-
ständigkeiten hinweg.
Waldbrände sind nur eine von vielen
Großschadenslagen, die Deutschland tref-
fen und trafen. Kriege und Unfälle, Extrem-
wetterereignisse und Pandemien zählen zu
den größten Herausforderungen für Men-
schen. Die Flut im Ahrtal im Sommer
2021, das Zugunglück von Eschede im Juni
1998 oder die Corona-Pandemie sind an-
dere Beispiele. Die Helfer in solchen Fällen
kommen aus Feuerwehren, sind im Arbei-
ter-Samariter-Bund (ASB) oder beim Deut-
schen Roten Kreuz (DRK) engagiert oder
tragen die blauen Uniformen des Techni-
schen Hilfswerks (THW). Bis zu dem Zug-
unglück in Eschede war die Bewältigung
von Großschadenslagen in Deutschland
wenig strukturiert und organisiert. Dies än-
derte sich durch das Unglück, das als Mei-
lenstein dabei gilt.

Politische Organisation In der föderalisti-
schen Bundesrepublik regelt eine Vielzahl
von Gesetzen und Verordnungen den Um-
gang mit und die Zuständigkeit bei Groß-
schadensereignissen. Das Zivilschutz- und
Katastrophenhilfegesetz, kurz ZSKG, gibt
beispielsweise auf Bundesebene den Rah-
men für den Zivilschutz im Verteidigungs-
und Konfliktfall oder bei Katastrophener-
eignissen vor. Die Brand- und Katastro-
phenschutzgesetze der Länder sowie ent-
sprechende Verordnungen definieren den
Aufbau und die Umsetzung von Hilfsstruk-
turen im Bereich der Landes- oder nachge-
ordneten Gebietskörperschaften. Sie re-
geln, wie Einheiten auszusehen haben – et-
wa als Fachgruppe oder als Zug – und le-
gen fest, wer in welchem Bereich die Füh-
rung übernimmt. Feuerwehrbedarfs- und
Entwicklungspläne oder Tätigkeitsverord-
nungen regeln die rechtlichen Grundlagen
auf Kommunal- und Kreisebene.
Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz
und Katastrophenhilfe (BBK) ist als Bun-
desoberbehörde für zivile Sicherheit zu-
ständig. Dabei unterteilt sich der Bevölke-
rungsschutz insgesamt in den Zivil- und
Katastrophenschutz, wie Anuschka John-
son vom BBK erklärt: „Der Katastrophen-
schutz liegt in der Verantwortung der Län-
der und hat das Ziel, die Bevölkerung in
Friedenszeiten vor Katastrophen, wie bei-
spielsweise schweren Naturkatastrophen
oder großen Unfällen oder Unglücken zu
schützen. Der Schutz der Bevölkerung vor
kriegsbedingten Gefahren liegt hingegen in
der Zuständigkeit des Bundes. Hier spre-
chen wir von Zivilschutz.“ Für Letzteres
würden Bund und Länder in Form eines
„doppelten Ansatzes“ zusammenarbeiten,
erklärt Johnson. Denn während der Zivil-
schutz zum einen auf Einheiten des Kata-
strophenschutzes der Länder zurückgreife,
unterstütze er zum anderen mit Ressourcen
des Bundes wie beispielsweise dem THW
oder der Einrichtung von bundeslandüber-

greifenden Medizinischen Taskforces
(MTF). Das THW mit seiner herausragen-
den Rolle im föderal-organisierten Bevöl-
kerungsschutz unterstütze vor allem dort
mit Kräften, „wo es um fachliches Spezial-
wissen geht oder wo große Technik und
Logistik gefragt sind“, erklärt Manuel Al-
manzor, Landesbeauftragter des THW im
Landesverband Bremen-Niedersachsen.
Eine Sonderrolle nehmen die Feuerwehren
und der Rettungsdienst ein. Sie sind im Zu-
ge der örtlichen Gefahrenabwehr bezie-
hungsweise lokalen Notfallversorgung in
Verantwortung der Kommunen und kom-
munalen Gebietskörperschaften. In der Re-
gel sind sie damit die erste Ebene des Be-
völkerungsschutzes, wobei Ereignisse wie

Großschadenslagen schnell dazu führen,
dass überörtliche Einheiten hinzugezogen
werden müssen. Weltweit einmalig ist, dass
Bevölkerungsschutz in Deutschland über-
wiegend durch ehrenamtliche Einsatzkräfte
gestemmt wird. Diese bereiten sich in ihrer
Freizeit auf Ausnahmesituationen vor, trai-
nieren Brandbekämpfung, Verletztenver-
sorgung und die Betreuung Betroffener.
BBK-Sprecherin Johnson bezeichnet sie als
„Rückgrat“ des Hilfeleistungssystems. Bezif-
fert wird ihre Zahl vom Bundesinnenmi-
nisterium auf 1,7 Millionen.

Systemische Schwächen Die Zuständig-
keiten bei Großschadenslagen sind nach
dem Subsidiaritätsprinzip geregelt, wobei

es zunächst die Gebietskörperschaften
sind, die für die Umsetzung von Rettungs-
und Notfallmaßnahmen verantwortlich
sind. Bei gebietsübergreifenden Ereignissen
etwa können die zuständigen Regierungs-
präsidien oder Innenministerien die Füh-
rung übernehmen. Landräte oder Bürger-
meister fungieren in der Regel als örtliche
Entscheider, geben die operative Einsatzlei-
tung aber oftmals an entsprechend qualifi-
zierte Feuerwehrleute ab. Von dieser Ebene
aus können im Krisenfall auch Warnmel-
dungen über die Katastrophenvorsorge
Apps Nina oder Katwarn und die öffentli-
chen Medien (siehe Seite 6) versandt wer-
den. Bei einem regionalen Katastrophen-
notstand erfolgt (Bundes-)Hilfe auf Anfor-

derung einer Landesregierung. Nur auf die-
ser Grundlage können weitere Kräfte, etwa
Polizeikräfte anderer Länder oder Angehö-
rige der Bundeswehr (siehe Seite 5) in den
hoheitlichen Einsatz kommen.
Dass die oft kleinteilige und länderabhän-
gige Struktur des Bevölkerungsschutzes
nicht immer funktioniert, legte etwa die
Flutkatastrophe in Westdeutschland im
vergangenen Jahr offen. Wie unter ande-
rem eine WDR-Recherche zur Dokumenta-
tion „Die Flut – Chronik eines Versagens“
zeigte, leidet der Austausch der verschiede-
nen Institutionen und Organisationen oft-
mals – was lebensgefährlich werden kann.
Nicht selten schlägt sich dies auch auf die
ehrenamtlichen Helfer nieder. Angesichts

des enormen Anstiegs von gebietsübergrei-
fenden Einsatzlagen wie Waldbränden, der
Corona-Pandemie oder zahlreicher Hoch-
wasser fordern unter anderem Hilfsorgani-
sationen eine einheitlichere Steuerung und
Ausstattung der Einsatzkräfte. Mit dem
Wunsch nach einem „Krisenatlas Deutsch-
land“ wandte sich beispielsweise der ASB
im Rahmen der Fachmesse „Rettmobil“ im
Juli an die Politik. Die Organisation for-
derte unter anderem eine bundeseinheitli-
che Regelung zur beruflichen Freistellung
von ehrenamtlichen Einsatzkräften sowie
eine zentrale Krisenkoordination für Groß-
schadenslagen im Bundesgebiet.

Rückgrat des Hilfeleistungssystems Al-
lein 25.000 Menschen sind in Deutschland
in Krisenvorsorge und Katastrophenschutz
des ASB aktiv. Sie beteiligen sich bei der
Wasserrettung, in Rettungshundestaffeln
oder im Sanitäts- und Betreuungsdienst.
Für Michael Schnatz, Fachbereichsleiter Be-
völkerungsschutz beim ASB-Bundesver-
band, ist das Thema der Ehrenamtlichen
mehr als nur eine Zahl: „In Anbetracht der
zunehmenden, oftmals komplexen Krisen,
ist es elementar, dass sich möglichst viele
Menschen für unsere Gesellschaft engagie-
ren. Zugleich müssen wir die Schwerpunk-
te unserer Ausbildung und Einsatzmöglich-
keiten den neuen Bedingungen anpassen.“
Zu diesen Bedingungen zählen laut
Schnatz vor allem die Umstände von
Fluchtbewegungen, Klimawandel und Cy-
bergefahren, die einen immer größeren
Einfluss auf den Bevölkerungsschutz in
Deutschland bekommen. „Wir müssen es
schaffen, innerhalb der Bevölkerung eine
Resilienz auszubauen, um mit Krisen um-
gehen zu können“, sagt Schnatz und führt
beispielhaft die BBK-Empfehlung zum
Notvorrat an Lebensmitteln und Wasser
an. Engagierte aus dem Bevölkerungs-
schutz seien dabei geeignete Multiplikato-
ren, da sie sich kontinuierlich mit Gefah-
renlagen auseinandersetzen und die ent-
sprechenden Strukturen kennen.
Auch der ASB sehe sich, sagt Schnatz, im-
mer stärker mit den sich verändernden
Rahmenbedingungen von Schadenslagen
konfrontiert. Aktualisierte Ausbildungs-
konzepte würden seit etwa fünf Jahren auf
die bundesländerübergreifende Zusam-
menarbeit verschiedener Einsatzkompo-
nenten abzielen. Denn wenngleich der
ASB föderal strukturiert sei, käme es immer
häufiger zu überörtlichen Einsätzen.
Neben dem ASB sind mit der Johanniter
Unfall Hilfe (JUH), dem Malteser Hilfs-
dienst (MHD), der Deutschen Lebensret-
tungsgesellschaft (DLRG) und dem Deut-
schen Roten Kreuz vier weitere große Hilfs-
organisationen im Bevölkerungsschutz ak-
tiv. Sie werden als BOS – Behörden und
Organisationen mit Sicherheitsaufgaben
– zusammengefasst und sind in der Regel
durch die jeweiligen Rechtstexte der Länder
in den Bevölkerungsschutz integriert. Hin-
zu kommen kleinere Organisationen wie
der Bundesverband Rettungshunde (BRH)
oder Isar Germany, die auf Landesebene in
die Katastrophenschutzstrukturen einge-
bunden sind und mit Spezialaufgaben
– etwa der Suche nach Vermissten und Ver-
schütteten – auch bei Großlagen zum Ein-
satz kommen. Eine Ausnahme bilden das
DRK sowie MHD und JUH: Im Rahmen
des DRK-Gesetzes können diese im Bereich
Zivilschutz auch zur Unterstützung des Sa-
nitätsdienstes der Bundeswehr herangezo-
gen werden. Zivilschutzthemen sind daher
fester Bestandteil von Ausbildung und
Übungen. Ergänzt wird die Arbeit im deut-
schen Bevölkerungsschutzsystem durch
Auslandseinheiten der Organisationen.

Paul-Philipp Braun T

Der Autor arbeitet als freier Journalist

und Fotograf in Erfurt

Hunderte von Einsatzkräften und Helfern versuchten am 3. Juni 1998 im Wrack des bei Tempo 200 verunglückten ICE 884 bei Eschede Opfer des Zugunglücks zu bergen. Bei dem
Unglück kamen 101 Menschen ums Leben. Eschede gilt als wesentlicher Meilenstein bei der Bewältigung von Großschadenslagen. © picture-alliance/dpa/Ingo Wagner

Es ist kompliziert
FÖDERALISMUS Der Bund ist zuständig für den Zivilschutz, die Länder
und Gemeinden für den Katastrophenschutz. Dass im Fall der Fälle eine
Hand in die andere greift, ist nicht selbstverständlich



D
ie deutsche Demokratie
steht vor einem Härtetest.
Die Gasversorgung ist ge-
fährdet, die Corona-Pan-
demie hält an und Russ-
land versucht, die Gesell-

schaft zu spalten. Ist das deutsche Recht
auf zugespitzte Situationen ausreichend
vorbereitet?
Das Grundgesetz sieht keine Möglichkeit
vor, bei Seuchen, Naturkatastrophen oder
existenziellen Wirtschaftskrisen einen
„Ausnahmezustand“ zu verhängen, der die
Verfassung oder Teile davon außer Kraft
setzt. Zwar wurden Ende der 1960er Jahre
einige Notstandsregeln ins Grundgesetz
eingefügt, diese beziehen sich jedoch vor
allem auf außenpolitische Konfliktlagen.
Sie sind anwendbar im Verteidigungsfall,
im Spannungsfall und teilweise im Bünd-
nisfall.

Grundrechte bleiben Zum Beispiel kann
im Verteidigungsfall die Gesetzgebung auf
einen 48-köpfigen „Gemeinsamen Aus-
schuss“ von Bundestag und Bundesrat
übergehen, wenn diese nicht mehr be-
schlussfähig sind. Auch Arbeitsverpflich-
tungen für Bürgerinnen und Bürger sind
im Verteidigungs- oder Spannungsfall
möglich. Die Bundeswehr kann im Innern
zum Objektschutz eingesetzt werden und
auch sonst der Polizei helfen. Demokratie
und Rechtsstaat bleiben aber auch in die-
sen Sonderlagen stets erhalten, die Grund-
rechte der Bürgerinnen und Bürger werden
nicht außer Kraft gesetzt. Doch auch ohne
ausdrückliche grundgesetzliche Ermächti-

gung kann der Gesetzgeber für Extremla-
gen entsprechende Regelungen schaffen,
die entweder auf Vorrat eingeführt werden
oder nach Eintritt der Notlage als Reaktion
auf konkrete Probleme. Im Extremfall kön-
nen Gesetze binnen weniger Tage beschlos-
sen werden.
Wie bei allem staatlichen Handeln gilt
aber auch hier das Prinzip der Verhältnis-
mäßigkeit der Mittel. Das heißt: Es muss
erstens ein legitimes Ziel verfolgt werden,
zweitens muss die Maßnahme geeignet
sein, drittens dürfen keine milderen, gleich
effektiven Mittel zur Verfügung stehen, und
viertens muss die Maßnahme angemessen
sein. Dabei hat der Staat grundsätzlich ei-
nen weiten Einschätzungs- und Gestal-
tungsspielraum.
Die Maßnahmen sind aber gerichtlich
überprüfbar, wobei die strengste Prüfung
auf der vierten Ebene – bei der Angemes-
senheit – stattfindet. Maßnahmen der Be-
hörden können vor den Verwaltungsgerich-
ten angegriffen werden, Verordnungen der
Länder vor den Oberverwaltungsgerichten
und Gesetze beim Bundesverfassungsge-
richt in Karlsruhe.

Energiesicherung Ein gutes Beispiel ist
die drohende Gaskrise, auf die der Bundes-
tag zum Beispiel mit verbindlichen Vorga-
ben zum Energiesparen und zur Verteilung
der Lasten reagieren kann. Blaupause hier-
für ist die Ölkrise 1973. Als Reaktion auf
die US-Unterstützung für Israel im Jom-
Kippur-Krieg verhängten die arabischen
Ölproduzenten ein Embargo gegen die
USA. Dies ließ den Ölpreis massiv anstei-

gen und führte zu einer weltweiten Rezessi-
on. Um Öl zu sparen, ordnete die Bundes-
regierung kurzfristig vier autofreie Sonnta-
ge an und setzte ein Tempolimit von 100
Stundenkilometern auf Autobahnen fest.
Grundlage hierfür war das Energiesiche-
rungsgesetz, das der Bundestag im Jahr
1973 ad hoc beschlossen hatte. Dieses Ge-
setz, das zunächst auf ein Jahr befristet ge-
wesen war, besteht noch heute und wird
seit dem russischen Angriff auf die Ukraine
auch wieder genutzt.
So beschloss der Bundestag am 12. Mai
dieses Jahres, dass russisch kontrollierte
Gasspeicher zeitweilig unter deutsche Treu-
handverwaltung genommen werden kön-

nen. Im Extremfall ist nun sogar eine Ent-
eignung – gegen Entschädigung – möglich.
Eine weitere Ergänzung des Energiesiche-
rungsgesetzes beschloss der Bundestag am
7. Juli. Die Bundesregierung kann seitdem
per Verordnung bestimmen, dass die ge-
stiegenen Kosten der Importeure gleichmä-
ßig auf alle Gas-Verbraucher verteilt wer-
den, die so genannte Gasumlage. Mit die-
sem und anderen Gesetzen kann der Bun-
destag in diesem Herbst und Winter also
noch viele Einschränkungen im wirtschaft-
lichen, gesellschaftlichen und privaten Le-
ben einführen.

Infektionsschutz Auch die Corona-Pande-
mie hat gezeigt, wie der Staat auf Notlagen
reagieren kann. Beim ersten Shutdown
2020 nutzten die Bundesländer für ihre
Verordnungen eine ganz allgemeine Befug-
nis im Infektionsschutzgesetz (IfSG), die
„notwendigen Schutzmaßnahmen“ zu tref-
fen. Die Bundesländer sprachen sich dabei
in Bund-Länder-Runden ab, die von Bun-
deskanzlerin Angela Merkel (CDU) mode-
riert wurden.
Erst im November 2020 konkretisierte der
Bundestag das IfSG und listete 17 Grund-
rechtseingriffe auf, die zur Bekämpfung
von Corona zulässig sind: von der Masken-
pflicht bis zur Schließung von Restaurants.
Erst seit diesem Zeitpunkt waren die Ver-
ordnungen der Länder an die Feststellung
einer „epidemischen Lage“ durch den Bun-
destag geknüpft. Nur zeitweise, ab April
2021, nahm der Bundestag den Ländern
die Zügel aus der Hand und gab mit der
„Bundesnotbremse“ eigene Regeln vor.

Diese traten aber schon im Juni 2021 wie-
der außer Kraft.
Ende November 2021 konnte sich die neue
Ampel-Koalition nicht auf eine Verlänge-
rung der „epidemische Lage“ verständigen.
Seitdem bestimmt der Bundestag im Infek-
tionsschutzgesetz, welche Einschränkungen
die Länder maximal vorsehen dürfen. Ziel-
richtung des Bundes-Gesetzgebers ist jetzt,
Infektionsschutz-Maßnahmen zu begren-
zen. Das sind politische Entscheidungen,
die nicht rechtlich vorgege-
ben sind. Das Bundesver-
fassungsgericht hat im No-
vember 2021 in seinem Be-
schluss zur Bundesnot-
bremse vielmehr klarge-
stellt, dass der Gesetzgeber
in einer Pandemie einen
weiten Einschätzungsspiel-
raum für die notwendigen
Maßnahmen hat.

Flüchtlingskrise Denkbar
ist aber auch, dass der Staat
bewusst auf bestimmte
Maßnahmen verzichtet, die von anderer
Seite unter Verweis auf eine angebliche
Notlage gefordert werden. Ein Beispiel da-
für ist die Flüchtlingskrise ab 2015, als
Kanzlerin Merkel durchsetzte, die deut-
schen Grenzen offenzuhalten – trotz Re-
kordzahlen an Neu-Ankömmlingen, insbe-
sondere aus Syrien. Sie wollte so eine
Überlastung der südlichen EU-Staaten ver-
hindern. Dagegen versuchte der Minister-
präsident Bayerns Horst Seehofer (CSU),
die Zurückweisung von Flüchtlingen an der

Grenze durchzusetzen, mit dem Argument
Deutschland – insbesondere Bayern – sei
existenziell überlastet. Seehofer drohte ei-
ne Verfassungsklage an und sprach in ei-
nem Interview von einer „Herrschaft des
Unrechts“. Er reichte letztlich aber doch
keine Verfassungsklage ein, denn der von
ihm beauftragte Gutachter, der Ex-Verfas-
sungsrichter Udo di Fabio, hatte die Bun-
desregierung zwar heftig kritisiert, ihr aber
einen großen Einschätzungsspielraum zu-

gestanden.
Im Laufe des Jahres 2016
nahm der Flüchtlingszu-
strom wieder ab, so dass
sich alle Spekulationen über
eine Grenze der Belastbar-
keit Deutschlands erübrig-
ten. Grund für den Rück-
gang neu ankommender
Flüchtlinge waren keine
deutschen Maßnahmen,
sondern die Schließung der
so genannten Balkan-Route
durch die osteuropäischen
EU-Staaten. Die deutschen

Grenzen sind bis heute offen und die An-
kunft von Hunderttausenden Ukrainerin-
nen und Ukrainer in diesem Jahr zeigte, wie
selbstverständlich die Aufnahme großer
Zahlen von Flüchtlingen möglich ist. Es ist
also auch eine politische Frage, ob der Staat
eine Situation als Notlage wahrnimmt und
auf sie reagiert. Christian Rath

Der Autor ist freier rechtspolitischer

Korrespondent,

unter anderem für die „taz“.

Auf die aktuelle Gaskrise reagierte der Bundestag im Frühsommer mit verschiedenen, verbindlichen Vorgaben. Als Blaupause diente die Ölkrise von 1973 , damals kam es unter an-
derem zu autofreien Sonntagen, die Spaziergänge über Autobahnen möglich machten. © picture-alliance//Klaus Rose, Bildjournalist

Härtetest
GROSSKRISEN In Deutschland kann
kein »Ausnahmezustand« ausgerufen
werden, trotzdem kann der Gesetzgeber
schnell auf Notlagen reagieren

Frankreich erlaubt Inlandseinsätze des Militärs.
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Das Grund-
gesetz sieht

keine Möglich-
keiten vor,
einen Aus-

nahmezustand
zu verhängen.
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Wann die Bundeswehr im Inland tätig werden darf
KATASTROPHENSCHUTZ Einsätze bei Hochwasser, Pandemie und Aufständen sind durch das Grundgesetz geregelt

Deutsche Soldaten im Einsatz kennen die
meisten Bundesbürger nur aus dem Fernse-
hen, wenn sie im Ausland im Einsatz sind.
Doch während der Flutkatastrophe im Ahr-
tal im Sommer 2021 starteten Helikopter
der Streitkräfte etwa, um Familien von Dä-
chern zu retten; Soldaten und Soldatinnen
halfen mit Schaufeln und Pionierpanzern,
mit Kränen, Aufklärungsflugzeugen und
Feldküchen. Auch in der Corona-Pandemie
begegnete mancher Uniformierten, wenn
sie beispielsweise in den Impfzentren Be-
scheinigungen aufs Smartphone übertru-
gen. Waffen kamen dort natürlich nicht
zum Einsatz, auch waren die Bundeswehr-
angehörigen nicht als Vertreter hoheitlicher
Staatsgewalt tätig.

Befugnisse Doch wie weit reichen die Be-
fugnisse von Heer, Luftwaffe oder Marine
in Friedenszeiten im eigenen Land? Und
was, wenn Gewalt im Spiel ist – sei es bei
einem Terroranschlag wie auf den Berliner
Weihnachtsmarkt im Dezember 2016 oder
falls „Querdenker“ oder „Putinversteher“
militant werden sollten? Zumal wenn im
bevorstehenden Winter wegen Gasmangels
in Wohnzimmern womöglich gefroren
wird. Das Bundesamt für Verfassungsschutz
hat immerhin kürzlich den „Phänomenbe-
reich verfassungsschutzrelevante Delegiti-

mierung des Staates“ eingeführt. Was die
Bundeswehr darf, ist im Grundgesetz gere-
gelt – allerdings ausgesprochen unüber-
sichtlich. Ausgangspunkt ist dessen Artikel
87a: Nach dessen Absatz 1 stellt der Bund
„Streitkräfte zur Verteidigung“ auf. Absatz 2
schreibt vor, dass diese ansonsten nur ein-
gesetzt werden dürfen, soweit die Verfas-
sung es zulässt.
Während es dann in Absatz
3 um die Befugnisse im
Krieg und im Spannungs-
fall geht, richtet Absatz 4
den Blick auf Friedenszei-
ten und das Inland.
„Zur Abwehr einer drohen-
den Gefahr für den Bestand
oder die freiheitliche de-
mokratische Grundord-
nung des Bundes oder eines
Landes“ kann demnach die
Armee „beim Schutze von
zivilen Objekten und bei
der Bekämpfung organisierter und militä-
risch bewaffneter Aufständischer“ einge-
setzt werden – aber nur „zur Unterstützung
der Polizei und des Bundesgrenzschutzes“,
seit dem Jahr 2005 Bundespolizei und so-
weit deren Kräfte nicht ausreichen. Zu-
gleich müssen die Voraussetzungen von Ar-
tikel 91 Absatz 2 erfüllt sein. Nach diesem

darf der Bund bei einem „inneren Not-
stand“ in einem oder mehreren Ländern
intervenieren, wenn sie „nicht selbst zur
Bekämpfung der Gefahr bereit oder in der
Lage“ sind. Weitere Kompetenzen eröffnet
Artikel 35: durch Rechts- und Amtshilfe so-
wie „bei einer Naturkatastrophe oder bei
einem besonders schweren Unglücksfall“.

Unter Naturkatastrophen
versteht der Rechtswissen-
schaftler Heinrich Ama-
deus Wolff von der Univer-
sität Bayreuth, der kürzlich
zum Bundesverfassungs-
richter ernannt wurde, „Er-
eignisse, die ihre Ursachen
in einem Naturgeschehen
haben“ – etwa Erdbeben,
Großbrände und Über-
schwemmungen, wie Wolff
in einem Gesetzeskom-
mentar schreibt. Unglücks-
fälle beruhten hingegen

auf technischen Unzulänglichkeiten oder
menschlichem Fehlverhalten, was absicht-
lich herbeigeführte Schadensereignisse ein-
schließe.
Helmut Aust, Juraprofessor an der Freien
Universität Berlin, sieht bei all dem einen
roten Faden: „Der Einsatz der Bundeswehr
ist von der Verfassung nur subsidiär vorge-

sehen.“ Mit Waffengewalt könne sie im In-
land allenfalls bei einem bewaffneten Kon-
flikt tätig werden. Die Unterstützung in
den Corona-Impfzentren sei unproblema-
tisch, weil es sich nicht um einen Einsatz
mit militärischem Gepräge handelt.

Grenzen gesetzt Bei einem terroristischen
Anschlag hätte Professor Helmut Aust we-
nig Bedenken, zumal wenn es nicht um die
Verwendung militärischer Zwangsmittel,
sondern um die Sicherung der Unglücks-
stelle gehe. „Außerdem unterliegt die Bun-
deswehr dann dem Recht der anfordern-
den Stelle“ – müsse sich also an die Vorga-
ben des Polizeirechts halten. Eine Grenze
hat das Bundesverwaltungsgericht aufge-
zeigt, als es den Tiefflug eines Tornado-
Aufklärungsflugzeugs über einem Demons-
tranten-Camp verwarf. Und bis Mai 2020
hatte die Bundeswehr im Zusammenhang
mit der Covid-Welle 567 Anträge von zivi-
len Behörden auf Unterstützung erhalten,
wie die Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage der Linken mitteilte: 192 davon
wurden abgelehnt. Joachim Jahn

Der Autor ist Mitglied der Chefredaktion

der „Neuen Juristischen Wochenschrift“

und Honorarprofessor an der Universität

Mannheim.

»Der Einsatz
der Bundes-
wehr ist von
der Verfassung
nur subsidiär
vorgesehen.«

Helmut Aust,
Freie Universität Berlin
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Und sie heulen wieder
WARNUNG Sirenen erleben ein Comeback. Ab Frühjahr 2023 soll außerdem Cell Broadcast für besseren Schutz sorgen

O
uuuuoooooo – der Ton
geht kurz rauf und gleich
wieder runter, dann heult
er aus anderer Richtung
leiser wieder auf. Das
dritte Ouuuuoooooo ist

kaum noch zu hören, nach nicht mal
30 Sekunden herrscht wieder Ruhe auf
dem Marktplatz von Rathenow. An jedem
ersten Mittwoch im Monat um 15 Uhr
heulen in der brandenburgischen Stadt im
Landkreis Havelland, 70 Kilometer west-
lich von Berlin, die Sirenen – Probealarm,
um zu testen, ob alle Geräte richtig funk-
tionieren. Für die Bewohner der
25.000-Einwohner-Gemeinde offenbar kei-
ne große Sache, unbeirrt schlendern die
Besucher des Wochenmarktes weiter von
Stand zu Stand, schwatzen mit den Verkäu-
fern und erledigen ihre Einkäufe. Etwas ab-
seits steht Hartmut, graue Haare, Brille, Ju-
tebeutel in der Hand, vertieft in ein Ge-
spräch mit einem Bekannten. Stört ihn das
Geheul der Sirenen?, fragt ihn die Reporte-
rin. „Nee, dit is doch normal“, antwortet
der Rentner freundlich. „Man muss doch
erfahren, wenn wat passiert is!“

Abbau in den 90ern Elf Sirenen aus DDR-
Zeiten besitzt Rathenow mit seinen sechs
Ortsteilen noch. Die Stadt kann ihre Bevöl-
kerung damit schnell, zuverlässig und weit-
räumig vor Bränden, schweren Unwettern
und anderen Katastrophen warnen. In
Deutschland keine Selbstverständlichkeit:
Viele Kommunen haben in den 1990er
Jahren die alten Geräte mit dem pilzförmi-
gen Häubchen von den Dächern geholt
– eine flächendeckende Alarmierung der
Bevölkerung erschien ihnen nach Ende des
Kalten Krieges nicht mehr nötig. Daher ha-
ben heute nur noch wenige Gemeinden
und Großstädte wie Bonn, Düsseldorf und
Köln ein intaktes Sirenennetz. Dabei wer-
den die Geräte in Kommunen mit ehren-
amtlicher Feuerwehr auch genutzt, um im
Ernstfall die Einsatzkräfte zu alarmieren.
Kaum jemand kann das aufdringliche Ge-
heul der Sirenen – im Falle eines Feuers
meist ein gleichbleibender Dauerton, der
in einer Minute jeweils zweimal unterbro-

chen wird – ignorieren. „Sirenen alarmie-
ren jeden“, sagt Sebastian Lodwig, im
Landkreis Havelland zuständig für zivile
Verteidigung, Zivil- und Bevölkerungs-
schutz. „Wenn die Leute nachts eine Minu-
te lang diesen Ton hören, werden sie wach
und laufen zumindest mal zum Fenster,
um zu gucken, was los ist.“ Dann könne
sich jeder weiter über das Geschehene in-
formieren und sich gegebenenfalls in Si-
cherheit bringen.
„Das Interesse der Bevölke-
rung an Sirenen hat nach
der Katastrophe im Ahrtal
im Sommer 2021 und seit
dem Beginn des Ukraine-
Krieges stark zugenommen“,
erzählt Lodwig. „Uns haben
unfassbar viele Mails er-
reicht mit Fragen wie: Wie
sind wir eigentlich aufge-
stellt? Wie hört sich ein
Luftangriffssignal an?“ So er-
leben Sirenen derzeit ein er-
staunliches Comeback.
Dabei stellte ein Untersuchungsbericht
schon nach dem Elbehochwasser, bei dem
im Jahr 2002 vielerorts sämtliche Strom-
und Kommunikationsnetze ausfielen, fest,
dass mehr Menschen durch Sirenen hätten
gewarnt werden können. Zum selben
Schluss kamen Experten nach der Flutkata-
strophe in Nordrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz im Sommer 2021 mit
186 Toten. Bundesinnenministerin Nancy
Faeser (SPD) nannte es erst im Juni einen
„Fehler, dass dort in der Vergangenheit so
viel abgebaut wurde, wie beispielsweise ein
funktionierendes Sirenensystem, das wir
früher in Deutschland hatten“.
Tatsächlich hätten moderne elektronische
Sirenen oder auch alte, mit Akkupufferung
nachgerüstete Geräte die Menschen im be-
sonders betroffenen Ahrtal auch dann
noch warnen können, als der Strom aus-
fiel. „Moderne elektronische Sirenen lau-
fen unabhängig von der Stromversorgung,
da sie ihren Strom über eine Batterie bezie-
hen“, erklärt Anna Hörmann, Geschäfts-
führerin der Hörmann Warnsysteme
GmbH, dem Marktführer bei der Entwick-

lung elektronischer Sirenen. Außerdem
könnten sie Sprachtexte ausgeben und da-
mit konkrete Verhaltensempfehlungen ver-
breiten. „Deshalb erweitern viele Gemein-
den ihr Sirenenwarnsystem nicht nur, son-
dern ersetzen auch bisherige Motorsirenen
durch moderne elektronische Sirenen.“
Die Nachfrage danach sei bereits nach dem
ersten bundesweiten Warntag am 18. Sep-
tember 2020 spürbar gestiegen, berichtet

Hörmann.
Der Warntag, von Bund
und Ländern organisiert,
um zusammen mit Krei-
sen, Städten und Gemein-
den sämtliche Warnmittel
zu testen, hatte sich als
Desaster entpuppt. So
sollte Punkt elf Uhr eine
Gefahrenmeldung über
Radio und Fernsehen so-
wie über Warn-Apps aus-
gegeben werden. Doch die
kam erst eine gute halbe
Stunde später oder gar

nicht bei den Menschen an. Grund waren
unter anderem Software-Probleme beim
Modularen Warnsystem des Bundes, kurz
MoWaS, das an die kostenlose Warn-App
des Bundes, NINA, gekoppelt ist (siehe
Stichwortkasten). Im Internet wunderten
sich viele Menschen zudem darüber, dass
gar keine Sirenen geheult hätten – offenbar
in der irrigen Annahme, dass diese nach
wie vor überall vorhanden sind. Das Bun-
desinnenministerium sprach hinterher zer-
knirscht von einem „Fehlschlag“.

Aus Fehlern gelernt Damals sei bei Ver-
waltungen und Politikern angekommen,
„dass sie Verantwortung für ein funktionie-
rendes Warnsystem tragen und sie dafür
auch investieren müssen“, berichtet Hen-
drik Roggendorf, Leiter des Referats War-
nung beim Bundesamt für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhilfe (BBK). „Das
gilt sowohl für die Technik als auch für die
Ausbildung von Mitarbeitenden und die
Schulung von Stäben.“ Das Warnsystem sei
seither umfangreich verbessert und opti-
miert worden, betont er. Mit guten Resulta-
ten: Erst im Oktober 2021 habe ein extre-
mer Belastungstest bei MoWaS „hervorra-
gende Ergebnisse gezeigt“. Trainerteams
unterstützten seither die Kommunen bei
der Nutzung von NINA und MoWaS, au-
ßerdem werde derzeit ein Warnmittel-Ka-
taster erstellt, um die Warnmittel-Infra-
struktur von Bund und Kommunen erst-
mals zentral zu erfassen und Lücken zu
identifizieren. Roggendorf ist daher zuver-
sichtlich, dass am zweiten bundesweiten
Warntag am 8. Dezember 2022 alles besser
laufen wird: „Wir gehen davon aus, dass
sich das Bild von 2020 nicht wiederholt.“
In den kommenden Monaten würden
Bund und Länder ihr Warnsystem weiter
ergänzen und ausbauen, berichtet er. Die
Schwerpunkte dabei: Cell Broadcast und
Sirenen.
Mit Cell Broadcast soll es ab März 2023
möglich sein, anonyme Warnmeldungen
an alle Mobilfunkendgeräte zu versenden
– niemand muss dafür eine App installie-

ren oder ein Smartphone besitzen, der alte
Nokia-Knochen tut‘s auch. Das Prinzip ist
simpel: Weil sich jedes Mobilfunkendgerät
automatisch in einer Funkzelle registriert,
um einen Netzempfang herzustellen, kön-
nen in umgekehrter Richtung Textnach-
richten verschickt werden.
Die gesetzlichen Grundlagen dafür hat die
Bundesregierung im Nachgang der Flutka-
tastrophe von Juli 2021 gelegt. Die Mobil-
funknetzanbieter müssen ihre Systeme nun
bis Ende Februar 2023 für den Betrieb von
Cell Broadcast vorbereiten und ihre Kun-
den über die Anwendung informieren. Sie
sollen insbesondere kommunizieren, dass
jeder Handynutzer einmalig ein Software-
Update installieren muss, um Warnmel-
dungen via Cell Broadcast erhalten zu kön-
nen. Die Technologie soll am zweiten
Warntag erstmals getestet werden.

Bundesmittel für Sirenen Für mehr Sire-
nen im Land hatte der Bund 2021 ein För-
derprogramm in Höhe von 88 Millionen
Euro aufgelegt. Damit sollten die Kommu-
nen alte Geräte modernisieren und neue,
elektronische Sirenen kaufen können. Die
Nachfrage war riesig, die Fördermittel wur-
den in kürzester Zeit ausgeschöpft. Um ei-
ne Förderung zu bekommen, mussten die
Kommunen sich verpflichten, nur moder-
ne elektronische Sirenen anzuschaffen und
alte Sirenen mit einer Akkupufferung aus-

zustatten, damit sie bei Stromausfällen
noch mindestens vier Warn- und Entwar-
nungszyklen durchhalten. Außerdem müs-
sen sie mit Funkempfängern nachgerüstet
werden, damit sie zentral über MoWaS
ausgelöst werden können, wie es der Bund
für alle Sirenen plant.
Insgesamt habe der Bund 4.341 Sirenenan-
lagen gefördert, berichtet Hendrik Roggen-
dorf. Bis alle in Betrieb sind, dürfte es aber
noch etwas dauern. „Da
müssen jetzt erhebliche
Stückzahlen produziert
werden“, sagt der BBK-Mit-
arbeiter. Erschwert werde
die Produktion durch Roh-
stoffprobleme und fehlen-
de Halbleiter. „Und auch
auf MoWaS-Seite und im
Digitalfunknetz sind noch
Anpassungen erforderlich.“
Die neuen Sirenen sind
Roggendorf zufolge ohne-
hin „nur ein Tropfen auf
den heißen Stein. Es wird
mehr Anstrengungen brauchen, um in
Deutschland flächendeckend mit Sirenen
warnen zu können“. Bisher sei nicht mal
bekannt, wie viele Geräte bundesweit exis-
tieren. Viele Kommunen hätten zudem
noch keine Beschallungspläne erstellt, die
Aufschluss darüber geben würden, wie vie-
le Sirenen gebraucht werden – und wo.

Einen Beschallungsplan hatte die Stadt Ra-
thenow zum Glück schon in der Schubla-
de, als das Förderprogramm anlief. „Wir
konnten deshalb sofort fünf neue Sirenen
beantragen, die auch bewilligt wurden“, er-
zählt der Leiter der örtlichen Feuerwehr,
Oliver Lienig, stolz. Allerdings sei der An-
teil der Stadt an der Finanzierung deutlich
höher ausgefallen als geplant. „Alle wollen
jetzt Sirenen, deshalb kosten die nun auch

mehr“, sagt Lienig. „Aber
wichtiger ist, dass sie bald
ankommen.“
Schon jetzt hat Rathenow
die alten Sirenen der Orts-
teile mit neuen Platinen
ausgestattet, um die Signale
Warnung und Entwarnung
abspielen zu können. Lie-
nig hat außerdem verschie-
dene Sprachdurchsagen für
Sirenen und Einsatzfahr-
zeuge erstellt, um die An-
wohner im Ernstfall besser
informieren zu können.

Dass seine Heimatstadt sich so um das
Warnen kümmert, findet Hartmut „jut“. Als
der Rentner hört, dass die Millionenmetro-
pole Berlin bis vor kurzem nicht eine Sire-
ne besaß, kann er es kaum glauben. „Nee,
dit hab ick nich jewusst!“, sagt er kopf-
schüttelnd. Und zieht mit seinem Bekann-
ten weiter über den Markt. Johanna Metz T

Elf alte Sirenen gibt es in der Stadt Rathenow im Brandenburger Landkreis Havelland noch, zum Beispiel auf den Dächern der Kreisverwaltung (links) und der Feuerwehr (rechts). Anders als die meisten Kommunen hat die Stadt die Warngeräte nach Ende des Kalten Krie-
ges behalten. Mit Hilfe des Bundes sollen es jetzt sogar noch mehr werden. © Johanna Metz

Stille im Netz
BEHÖRDENFUNK Seit den Ausfällen bei der Flut 2021 steht der Dienst in der Kritik

Als „einheitliches und leistungsstarkes
Funknetz für alle Behörden und Organisa-
tionen mit Sicherheitsaufgaben in
Deutschland“ bewirbt die Bundesanstalt
BDBOS den von Bund und Ländern ge-
meinsam entwickelten Digitalfunk BOS. In
Notlagen soll er die Kommunikation zwi-
schen verschiedenen Hilfsdiensten und ih-
ren Leitstellen ermöglichen, seit 2015 laut
BDBOS flächendeckend. Doch ausgerech-
net 2021 bei der Jahrhundertflut in Nord-
rhein-Westfalen (NRW) und Rheinland-
Pfalz versagte der Dienst vielerorts. In kür-
zester Zeit hatten die Wassermassen beson-
ders im rheinland-pfälzischen Ahrtal wich-
tige Datenleitungen und sogar ganze Sta-
tionen mit sich gerissen und die Stromver-
sorgung lahmgelegt. Selbst wo die Infra-
struktur intakt blieb, reichte die Leistungs-
fähigkeit des Netzes oft nicht aus, um die
Masse an Funksprüchen abzuwickeln. In
einigen Orten herrschte tagelang buchstäb-
lich Funkstille.
„Der Behördenfunk hat seine erste große
Bewährungsprobe nicht bestanden“, urteil-
te Thomas Blinn, Fachmann für Sicher-
heitskommunikation von Behörden und
Organisationen sowie mobilen Kommuni-
kationssystemen, kürzlich in der ZDF-Sen-
dung „frontal“. Ein Feuerwehrmann aus
dem Kreis Ahrweiler sagte in derselben
Sendung: „Menschenleben hätten sicher
gerettet werden können.“

Der Versuch herauszufinden, ob das BOS
inzwischen besser aufgestellt ist, ergibt we-
nig Konkretes. Auf Anfrage von „Das Parla-
ment“ antwortet ein Sprecher der BDBOS
knapp, das von ihr verantwortete Kernnetz
habe durch die Flutkatastrophe im vergan-
genen Jahr „keinen Ausfall zu verzeichnen
gehabt“. Aufgrund der noch laufenden Un-
tersuchungsausschüsse und der Länderzu-
ständigkeit für die Zugangsnetze könne
man sich darüber hinaus nicht äußern.
Das Innenministerium von NRW verweist
allgemein auf die „regelmäßige Analyse“
des Funkzugangsnetzes mit Blick auf „Op-

timierungspotentiale“ sowie die bereits
2017 begonnene „Härtung des Funkzu-
gangsnetzes“. Die Ergebnisse der Analysen
würden im Rahmen der 2020 begonnenen
Netzmodernisierung bewertet und Maß-
nahmen abgeleitet, betont eine Sprecherin.
Insgesamt entspreche der Betrieb der Funk-
und Zugangsnetze in NRW „den zwischen
Bund und Ländern verabschiedeten Anfor-
derungen“, stellt sie klar.
Die Anfrage an das Innenministerium von
Rheinland-Pfalz blieb bis Redaktions-
schluss unbeantwortet.
Könnte sich ein Kommunikationsausfall
wie im Sommer 2021 also wiederholen?
Zumindest die mehr als 33.000 Funkama-
teure in Deutschland bereiten sich bereits
auf dieses Szenario vor. Im Juni 2022 stell-
te deren größter Verband, der Deutsche
Amateur-Radio-Club e.V., ein entsprechen-
des Krisenkonzept mit dem Titel: „Wir
können helfen!“ vor. Die Hochwasser-Kata-
strophe habe gezeigt, dass funktionierende
Kommunikation in Krisensituationen
„nicht selbstverständlich“ sei, heißt es da-
rin. Die Funker – mit einer Lizenz der Bun-
desnetzagentur in der Lage, autark über
Kurzwelle eigene digitale Funknetze und
Satellit zu kommunizieren – kündigen des-
halb unter anderem Unterstützung beim
Zugang zu Internet und „Jedermannfunk“
sowie einen Ausbau der regionalen Not-
funkgruppen an. joh T

»Das
Interesse der
Bevölkerung
an Sirenen
hat stark

zugenommen.«
Sebastian Lodwig,
Landkreis Havelland

»AmWarntag
im Dezember
wird sich das
Bild von
2020 nicht

wiederholen.«
Hendrik Roggendorf, BA
für Bevölkerungsschutz

> STICHWORT

So wird in Deutschland gewarnt

> Zuständigkeiten Für die Warnung der Bevölkerung sind die
Länder zuständig. Deshalb gibt es auch keine einheitliche Re-
gelung zu Warnmitteln und Sirenensignalen. Für Anschaffung
und Betrieb der Sirenen sind die Kommunen verantwortlich.

> Rolle des Bundes Der Bund ergänzt die Warnmittel der Län-
der insbesondere durch das Modulare Warnsystem (MoWaS),
in das Behörden und Institutionen offizielle Warnungen einge-
ben. Daran angeschlossene ist die Warn-App NINA (Foto). Ins-
gesamt setzen Bund und Länder auf einen Mix anWarnmitteln.
So wird im Krisenfall unter anderem im Radio, im Internet, auf
Anzeigetafeln und durch Lautsprecherdurchsagen gewarnt.

> Warn-Apps Weitere Warnsysteme wie KATWARN oder BIP-
WAPP sind mit MoWaS und NINA gekoppelt, sodass die Nutzer
jeweils auch Gefahrenmeldungen der anderen App erhalten. ©
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Auch der deutsche Wasserrettungs-
dienst nutzt den Behördenfunk BOS.
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Heftige Kritik an geplanten Einsparungen
FEUERWEHR Flutkatastrophen oder Waldbrände: Die mehr als 1,3 Millionen Feuerwehrleute sind unverzichtbar für den Bevölkerungsschutz in Deutschland

Was tun, wenn`s brennt? Na klar – die Feu-
erwehr rufen! In Deutschland existieren
laut Deutschem Feuerwehrverband (DFV)
110 Berufsfeuerwehren in den größeren
Städten. Mit rund 4.000 Leuten in mehr als
30 Feuer- und gut 40 Rettungswachen ist
die Berliner Feuerwehr die größte Berufs-
feuerwehr. 760 Werkfeuerwehren und
20.867 Jugendfeuerwehren gibt es (Stand
Anfang 2020). Dazu kommen 22.167 Frei-
willige Feuerwehren, die aber in professio-
nelle Strukturen eingebunden, professio-
nell ausgebildet und gerüstet sind, um wie
Berufsfeuerwehren helfen zu können. Ins-
gesamt haben die Feuerwehren knapp 1,35
Millionen Mitglieder. Eine gute Million da-
von ist ehrenamtlich in Freiwilligen Feuer-
wehren engagiert.
Die Aufgaben der Feuerwehren gehen aber
weit über die Brandbekämpfung hinaus.
Sie leisten technische Hilfen nach Ver-
kehrsunfällen, retten Menschen, die ins Eis
eingebrochen sind und holen auch mal die
ein oder andere Katze vom Baum.
Gleichzeitig spielen sie eine entscheidende
Rolle beim Katastrophenschutz, der in
Deutschland in der Zuständigkeit der Bun-
desländer liegt. Ebenso wie die Mitarbeiter
des Arbeiter-Samariter-Bundes, der DLRG,
des DRK, der Johanniter-Unfall-Hilfe, des
Malteser-Hilfsdienstes und des THW unter-

stützen Feuerwehren die Katastrophen-
schutzbehörden auf Landesebene bei de-
ren Aufgabenerfüllung.
Obgleich die Länder im Grunde für den
Katastrophenschutz zuständig sind, wer-
den die Einsatzfahrzeuge über das Bundes-
amt für Bevölkerungsschutz und Katastro-
phenhilfe (BBK) beschafft. Der Bund über-
nimmt dafür, wie auch für die Wartung, die
Kosten – oder eben auch nicht.

»Kaputtgespart« Einen solchen Fall hat
unlängst der MDR skizziert. Dem TV-Be-
richt zufolge verfügten die Feuerwehren
der Gemeinden Irbersdorf und Burgstädt -
beide im Landkreis Mittelsachsen - über ei-
nen sogenannten Katastrophenschutzzug,
der aus drei Feuerwehr-Lkw mit ganz be-
sonderen Fähigkeiten bestand. Damit wa-
ren die Feuerwehrleute nämlich in der La-
ge, eine Wasserversorgung über lange We-
gestrecken – bis zu 2.000 Meter – zu ge-
währleisten. Das sind genau die Fähigkei-
ten, die bei den diesjährigen Waldbränden
in der Sächsischen Schweiz dringend benö-
tigt wurden. Das Problem: Um eine neue
TÜV-Plakette zu bekommen, hätten die
Fahrzeuge für etwa 20.000 Euro repariert
werden müssen. Der Bund habe aber maxi-
mal 2.500 Euro an Unterstützung zugesagt,
erzählt Tino Werner von der Feuerwehr

Sachsenburg/Irbersdorf einem MDR-Re-
porter. Infolge des Fehlbetrages wurden
zwei der drei Fahrzeuge außer Betrieb ge-
stellt und konnten bei der Brandbekämp-
fung in der Sächsischen Schweiz nicht hel-
fen. Kaputtgespart worden sei man, bekla-
gen sich die Feuerwehrleute.
Vor einer Kürzung der Bundesmittel warnt
auch der Deutsche Feuerwehrverband. Der
Haushaltsentwurf 2023 für das Bundesin-
nenministerium (20/3100) sieht aber ge-

nau das vor. Das Bundesamt für Bevölke-
rungsschutz und Katastrophenhilfe soll
173,72 Millionen Euro erhalten. 2022 wa-
ren es noch 285,89 Millionen Euro. Für die
Bundesanstalt Technisches Hilfswerk sind
386,43 Millionen Euro eingeplant – knapp
160 Millionen Euro weniger als für dieses
Jahr. „Die Fähigkeit, bei Katastrophen und
Krisen künftig besser aufgestellt zu sein als
bisher, würde damit nicht verstärkt, son-
dern verringert“, sagt DFV-Präsident Karl-

Heinz Banse. Bereits im November 2021
habe der Deutsche Feuerwehrverband den
Bund aufgefordert, durch eine auskömmli-
che Finanzierung dafür Sorge zu tragen,
dass die Organisationen im Zivil- und Ka-
tastrophenschutz die Anforderungen der
Zukunft erfolgreich bewältigen können.
„Auch in Reaktion auf die Auswirkungen
der zunehmenden Klimaveränderung be-
darf es einer besonderen Aufmerksamkeit
zur Stärkung der Resilienz und einer weite-
ren Verbesserung im Bereich der Warnung
der Bevölkerung“, erklärt Banse.

Flutkatastrophe Kritik meldet der DFV-
Präsident auch bei der Aufarbeitung der
Ahrtal-Flutkatastrophe vom Juli 2021 sei-
tens der Politik an. Mehr als 180 Menschen
kamen damals zu Tode, unter ihnen fünf
Feuerwehrleute. Der Deutsche Feuerwehr-
verband hatte im Nachgang des länder-
übergreifenden Einsatzes eine bundesweite
Expertenkommission initiiert, die gemein-
sam mit der Vereinigung zur Förderung des
Deutschen Brandschutzes (vfdb) mit der
Aufarbeitung des Gesamteinsatzes im Som-
mer beauftragt wurde. Ergebnis dessen wa-
ren 15 „Big Points“, die aus Sicht der Ex-
pertenkommission dringender Beachtung
bedürfen. Gefordert wird unter anderem,
zur Bewältigung von Katastrophen wie

nach dem Starkregen in Rheinland-Pfalz
und Nordrhein-Westfalen die organisatori-
schen Strukturen in Deutschland deutlich
zu modifizieren. Zudem müsse das Füh-
rungssystem und dessen Ausstattung aktua-
lisiert und internationalen Standards ange-
passt werden.
Diese Erkenntnisse seien aber genau wie
die Auswertungen der entsprechenden Feu-
erwehrverbände auf Landesebene bislang
nicht in die politischen Maßnahmen ein-
geflossen, beklagt Banse. „Weder Vertreter
der Landesfeuerwehrverbände noch der
Deutsche Feuerwehrverband selbst wurden
etwa in der Anhörung Anfang Juli im Bun-
destag befragt – und das, obwohl die Feu-
erwehren den weitaus größten Teil der Ein-
satzkräfte und zu über 90 Prozent die ope-
rative Einsatzleitung stellten“, so Banse.
Gleichwohl werde sich sein Verband wei-
terhin aktiv in die Aufarbeitung und Um-
setzung von Maßnahmen einbringen, kün-
digt er an. „Wir erwarten von den zuständi-
gen Stellen des Bundes die enge Zusam-
menarbeit, insbesondere im Gemeinsamen
Kompetenzzentrum Bevölkerungsschutz.
Es ist für den DFV nicht nachvollziehbar,
dass die Feuerwehren als größte Einheit im
Zivil- und Katastrophenschutz nicht ange-
messen beteiligt wurden“, macht der Ver-
bandspräsident deutlich. Götz Hausding T

Weite Wege: Feuerwehrleute bei einem Einsatz im Sommer in der Sächsischen Schweiz,
wo der Wald in Flammen stand. © picture-alliance/dpa| Robert Michael

Das Parlament - Nr. 36 - 05. September 2022 BEVÖLKERUNGSSCHUTZ 7

Herr Gromer, wie gut ist Deutschland
aus medizinischer Sicht auf den Katastro-
phenfall vorbereitet?
Wir sind nicht gut vorbereitet, das haben
wir bei der Flut im Ahrtal gesehen. Da wa-
ren alle Beteiligten aus dem Bevölkerungs-
schutz zusammen, und es hat nicht funk-
tioniert. Es wäre kostspielig, wenn man
sich adäquat auf solche Szenarien vorberei-
ten wollte, daher wird das in der Politik
nicht gerne gehört.
In der Katastrophenmedizin hat kaum je-
mand wirklich Expertise. In dem Bereich
ist bislang fast nichts professionalisiert.
Auch einen Lehrstuhl für Katastrophenme-
dizin gibt es nicht. Da liegt etwas im Ar-
gen.

Woran liegt das?
Die Fachdisziplinen in der Medizin wer-
den mit Geld auch von Medizintechnikun-
ternehmen und der Pharmaindustrie un-
terstützt, in der Katastrophenmedizin pro-
fitiert keine Firma unmittelbar, deswegen
steht da keiner in der ersten Reihe, und das
Geld bleibt am Ende aus. Der Staat fühlt
sich nicht zuständig, weil offenbar davon
ausgegangen wird, dass die ganz großen
Naturkatastrophen an uns vorbeigehen.

Wie sieht es denn mit der Ausbildung
aus?
Was die Ausbildung angeht, ist Deutsch-
land in der Katastrophenmedizin, also im
Rettungsdienst und bei Notärzten, nicht
wirklich vorne. Die Deutsche Gesellschaft
für Katastrophenmedizin hat vor Jahren
ein Curriculum entwickelt, das ist aber kei-
ne Pflichtveranstaltung in der Ausbildung
von Medizinern. Rettungsdienste und Not-
fallsanitäter lernen gar nichts zum Thema

Katastrophenmedizin, die Pflegeberufe
auch nicht. Wenn nicht ausgebildet wird,
kann es eben auch keiner und dann funk-
tioniert es nicht. Das Curriculum muss in
das Medizinstudium integriert werden, zu-
dem brauchen wir Pflichtveranstaltungen
im Rettungsdienst und große Übungen.

Katastrophen gelten eigentlich als
nicht planbar. Wie gehen Sie mit dieser
Ausgangslage um?
Der Katastrophenschutz, die Feuerwehr
und der Rettungsdienst sind im Föderalis-
mus Ländersache. Aus unserer Sicht ist das
ein Nachteil, wenn es darum geht, sich auf
Großschadenslagen vorzubereiten, das ist
eine Stufe vor der Katastrophe.
Wir haben das bei der Fußball-Weltmeis-
terschaft 2006 gesehen. Das medizinische
Konzept sollte eigentlich einheitlich sein,

aber jedes Bundesland hatte seine eigenen
Katastrophenschutzgesetze. Da ist es mit-
unter schwierig zusammenzuarbeiten. Das
zeigt sich etwa bei der Kommunikation,
wenn die digitalen Funkgeräte nicht für al-
le freigeschaltet sind und die Einsatzkräfte
nicht miteinander sprechen und sich ge-
genseitig helfen können. Das sind banale,
aber im Ernstfall dramatische Probleme.

Wie müssen wir uns einen medizini-
schen Einsatz vorstellen, wenn der Kata-
strophenfall ausgerufen wird?
Es kommt auf die Art der Katastrophe an,
die Szenarien unterscheiden sich ja erheb-
lich, ob es einen flächendeckenden Strom-
ausfall gibt, eine Flutkatastrophe oder ei-
nen Terrorangriff mit zahlreichen Verletz-
ten. Daraus ergeben sich jeweils einsatz-
spezifische Möglichkeiten und Grenzen für
die Mediziner.
Die Frage ist, wie viel Eigenschutz gibt es,
kommen Ärzte überhaupt zum Ereignisort
hin, wie viel Technik und Logistik ist nötig
und wie sieht die Zusammenarbeit mit an-
deren Diensten aus. Aus Sicht der Medizin
ist das Besondere an einer Katastrophenla-
ge, dass es zu wenige Helfer, zu wenig Ma-
terial und zu viele Patienten gibt. Im Übri-
gen können Ärzte erst dann aktiv werden,
wenn die Lage wieder beherrschbar und si-
cher erscheint.

Welche besonderen Anforderungen
werden an die Katastrophenmediziner
gestellt?
Die Ärzte müssen sich quasi aufteilen kön-
nen, sie müssen Dinge gleichzeitig tun,
was sie ohne spezielle Ausbildung meist
nicht können. In einer Katastrophenlage
müssen Mediziner viele Verletzte gleichzei-

tig behandeln, es kann also nicht ein Pa-
tient optimal versorgt werden wie im nor-
malen Praxisalltag. Aus der Individualme-
dizin wird dann eine Kollektivmedizin.
Bei zehn gleich stark verletzten Patienten
ist die Herausforderung für den behan-
delnden Notarzt enorm, er muss allen Pa-
tienten etwa mit Schmerztherapie sofort
helfen. Der Durchschnittsmediziner stürzt
sich auf einen Patienten und behandelt
den maximal gut, die anderen Patienten
müssen warten. Im Katastrophenfall muss
der Arzt seine Behandlungsstrategie um
180 Grad ändern.

Bei vielen Verletzten kommt es un-
weigerlich zur Triage. Wie gehen Ärzte
damit um?
Die Ärzte müssen Prioritäten setzen und
gucken, wer hat die größte Überlebens-
chance und kann auch unter den Mangel-
bedingungen noch gut versorgt werden.
Bei der Triage spielen moralische, ethische
und juristische Überlegungen eine Rolle,
aber der Arzt muss letztlich entscheiden.
Wir haben zusammen mit anderen Akteu-
ren einen Ethik-Leitfaden Katastrophenme-
dizin entwickelt und geben den Kollegen
im Sanitätsdienst, Rettungsdienst und den
Ärzten im Katastrophenfall damit eine Hil-
festellung. Die Ärzte gehen bei der Triage
immer nach medizinischen Kriterien vor,
nicht nach juristischen.

Wie bereiten sich Krankenhäuser auf
einen möglichen Notstand vor?
Die Kliniklandschaft in Deutschland ist in-
zwischen stark privatisiert, und Privatklini-
ken lassen sich nicht einfach so einbinden
in den Katastrophenschutz. Früher wurden
viele Betten vorgehalten, da hatten Kran-

kenhäuser vielleicht 60 Prozent Auslastung
und 40 Prozent Betten in Reserve. Zusam-
men mit einem Medikamentenvorrat blei-
ben Kliniken so im Ernstfall handlungsfä-
hig, ohne dass es kritisch wird. Das ist ein
Teil der Daseinsvorsorge.
Wenn Krankenhäuser aber 95 Prozent Aus-
lastung anstreben, weil sie hocheffizient ar-
beiten wollen, gibt es keine Bettenreserve,
sie haben dann keine Aufnahmekapazitä-
ten. Das haben wir in den vergangenen
25 Jahren falsch gemacht.
Hinzu kommen die teils prekären Arbeits-
bedingungen für Ärzte, Krankenschwestern
und Pflegekräfte in Kliniken. Ausgerechnet
dort, wo Leistung abgerufen wird, in Klini-
ken, beim Rettungsdienst und im Katastro-
phenschutz, da wird schlecht bezahlt. Die
Klinikmitarbeiter sind für den Katastro-
phenfall nicht ausgebildet und schon mit
ihrer normalen Arbeitsroutine überlastet.
Daher haben wir enorme Abgänge von
Fachpersonal aus Kliniken, die sind nicht
leicht zu ersetzen.
Wir haben auch in der Corona-Pandemie
ganz viele organisatorische Fehler ge-
macht, obwohl offenbar war, wo die Lü-
cken und Probleme sind. Zu Beginn der
Pandemie gab es ja noch nicht einmal aus-
reichend viele Schutzmasken.

Mit der Erstversorgung ist es nicht ge-
tan. Viele Patienten werden im Katastro-
phenfall psychisch schwer belastet, wel-
che Konzepte gibt es für die Behandlung
dieser Patienten?
Es gibt dazu ausreichend Know-how, das
müsste nur geschult werden. Die psy-
chisch-soziale Notfallversorgung gehört in
solchen Lagen dazu. Es gibt genug Konzep-
te, Ausbildungslinien weniger. Mit Blick

auf die wenigen professionell ausgebilde-
ten Fachkräfte sind wir eher ein Entwick-
lungsland.

Würden Sie Bürgern empfehlen, sich
gezielt auf einen möglichen Katastro-
phenfall vorzubereiten?
Unbedingt. Wir plädieren für eine Bevölke-
rungsvorsorge. Teil des Bevölkerungsschut-
zes ist der Selbstschutz, für die ältere Gene-
ration war beispielsweise der Lebensmittel-
vorrat mit Kartoffeln, Konserven und Was-
ser noch selbstverständlich, um zumindest
zehn Tage ohne Hilfe überstehen zu kön-
nen. Das ist genauso sinnvoll wie eine
Grundversorgung an medizinischen Haus-
mitteln. Allerdings macht es überhaupt
keinen Sinn, Antibiotika auf Vorrat zu la-
gern.

Manche Experten sehen im Klima-
wandel eine heraufziehende Katastrophe.
Wie schätzen Sie das ein?
Bei der Klimaveränderung müssen wir mit
Extremwetterlagen rechnen. Das wird auch
die Gesundheit insbesondere älterer Men-
schen schwer belasten. Bei langen Hitzepe-
rioden könnte es enorm viele Hitzetote ge-
ben. Wir haben aber beispielsweise in den
Altenheimen derzeit keine effektive Klima-
tisierung, auch da gibt es enormen Nach-
holbedarf.

Das Interview führte
Claus Peter Kosfeld

Dr. Stefan Gromer ist Direktor des Deut-

schen Instituts für Katastrophenmedizin.

Er ist Facharzt für Anästhesie, Leitender

Notarzt und arbeitet seit 17 Jahren als Ka-

tastrophenmediziner.

Bei vielen Verletzten sind Notärzte auch zur Triage gezwungen und müssen schnell entscheiden, welcher Patient in der Behandlung gerade Vorrang hat. © picture-alliance/Ulrich Baumgarten

»Kaum
Expertise«
KATASTROPHENMEDIZIN Ärzte und
Pfleger müssen bei einem sogenannten
Massenanfall von Verletzten schnell
und professionell Hilfe leisten. Das
funktioniert aber nicht gut, wie der
Mediziner Stefan Gromer berichtet

Stefan Gromer
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»Der vorhandene Bestand wird als nicht ausreichend bewertet«
KRITISCHE INFRASTRUKTURDie Versorgung mit Trinkwasser gehört zu den elementarsten Herausforderungen – nicht nur in einem Katastrophenfall

Während Deutschland über Wochen bei
Temperaturen von deutlich über 30 Grad,
örtlich gar 40 Grad, schwitzte, verabschie-
dete das Bundeskabinett Anfang August ei-
nen Gesetzesentwurf, mit dem der Bund
Städte und Gemeinden verpflichten will,
Trinkwasser an möglichst vielen öffentli-
chen Orten frei zugänglich zu machen. Mit
dem Gesetz soll die EU-Richtlinie vom De-
zember 2020 über die Qualität von Wasser
für den menschlichen Gebrauch umgesetzt
werden.
Die Gesetzesvorlage sieht die Errichtung
von öffentlichen Trinkwasserbrunnen vor
– beispielsweise in Parks, Fußgängerzonen
oder Einkaufspassagen. Aktuell existieren
deutschlandweit etwa 1.300 solcher öffent-
lichen Trinkwasserbrunnen. Angesichts
von rund 11.000 Kommunen in Deutsch-
land ist dies eine sehr niedrige Quote.
Nach Angaben der Regierung sollen auf-
grund des Gesetzes weitere 1.000 Brunnen
hinzukommen. Der Umstand, dass eben
bei weitem nicht alle Kommunen durch
das Gesetz betroffen sind, liegt an einem
Passus, der die Errichtung von Trinkwasser-
brunnen nur vorsieht, wenn „dies tech-
nisch durchführbar und unter Berücksichti-
gung des Bedarfs und der örtlichen Gege-
benheiten, wie Klima und Geografie, ver-
hältnismäßig ist“.

Bundesumweltministerin Steffi Lemke
(Grüne) begründete die Gesetzesvorlage
ausdrücklich mit dem Verweis auf die tro-
ckenen und heißen Sommer der vergange-
nen Jahre: „Andauernde Hitzewellen sind
kein seltenes Ereignis mehr in Deutsch-
land. In Zukunft werden Extremwetterer-
eignisse wie Hitzewellen und Trockenperi-
oden häufiger und intensiver sein.“ Des-
halb müsse der Zugang zu Trinkwasser für
alle Menschen „so einfach wie möglich
sein“.

Eine Frage des Überlebens Der Zugang
zu Trinkwasser gehört auch außerhalb von
Dürreperioden neben der Versorgung mit
Lebensmitteln und Energie sowie der medi-
zinischen Versorgung und dem Verkehrssek-
tor zur sogenannten „Kritischen Infrastruk-
tur“. Besser gesagt, ist der Zugang zu trink-
barer Flüssigkeit für den Menschen, dessen
Körper selbst zu 60 Prozent aus Wasser be-
steht, die kritischste Infrastruktur über-
haupt. Während ein durchschnittlicher Er-
wachsener je nach körperlicher Verfassung
auch drei Wochen ohne Nahrung auskom-
men kann, droht ihm bereits nach drei bis
vier Tagen ohne Wasser der Tod. Schon
nach 24 Stunden ohne Flüssigkeitszufuhr
zeigt der Körper erste Anzeichen einer De-
hydrierung. Rund zwei Liter Flüssigkeit pro

Tag verliert ein Mensch durch Schwitzen,
Urinieren und Atmung, die kompensiert
werden müssen. Diesen Wert legt auch das
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Ka-
tastrophenhilfe (BBK) für jeden Haushalt
als empfohlenen Notvorrat für zehn Tage zu
Grunde. Doch welcher vierköpfige Haushalt
bunkert wirklich 80 Liter
Trinkwasser?
Die Versorgung der Bevöl-
kerung mit ausreichend
Trinkwasser ist durchaus
anfällig. Unzählige Szene-
rien können diese gefähr-
den. Etwa durch einen
großflächigen Stromausfall,
Verunreinigungen des Lei-
tungsnetzes, einen Terror-
anschlag oder Naturkata-
strophen. So war die Ver-
sorgung mit Trinkwasser
auch während der Flutkata-
strophe Mitte Juli 2021 in Nordrhein-West-
falen und Rheinland-Pfalz zeitweise in ei-
nigen Kommunen stark beeinträchtigt. Die
Sturzfluten zerstörten Pumpanlagen und
Rohrleitungen. Nicht nur Wohnhäuser,
auch große Einrichtungen wie das Kran-
kenhaus Maria Hilf in Bad Neuenahr wur-
den im Zuge des Starkregens von der Trink-
wasserversorgung abgeschnitten.

So verschickte der Kreis Ahrweiler in den
frühen Morgenstunden des 15. Juli über
die Katwarn-App erstmal eine Warnung für
Bad Bodendorf wegen einer „massiven Ein-
schränkungen in der Trinkwasserversor-
gung“ und fordert die Bevölkerung auf,
„mit dem Trinkwasser äußerst sparsam um-

zugehen“.
Für solche Notlagen unter-
hält das Technische Hilfs-
werk (siehe Seite 3) in sei-
nen acht Landesverbänden
jeweils eine Fachgruppe
Trinkwasseraufbereitung.
Ausgerüstet sind diese
Fachgruppen unter ande-
rem mit mobilen Wasser-
aufbereitungsanlagen. Bis
zu 15.000 Liter verunrei-
nigten Wassers können mit
ihnen pro Stunde so aufbe-
reitet werden, dass es den

Anforderungen der Trinkwasserverordnung
entspricht. Während der Flutkatastrophe
an der Ahr gewann das THW mit seinen
vier in den Orten Hönningen, Schuld und
Bad-Neuenahr aufgebauten mobilen Trink-
wasseraufbereitungsanlagen mehr als fünf
Millionen Liter Trinkwasser.
Die Versorgung der Bevölkerung mit Trink-
wasser in großen Notlagen wurde erstmals

1965 angesichts der Bedrohungslage des
Kalten Krieges im Wassersicherstellungsge-
setz geregelt. Ursprünglich ausdrücklich für
den Verteidigungsfall gedacht, kann das
Gesetz heute aber auch bei Naturkatastro-
phen und anderen Szenarien angewendet
werden. Es regelt nicht nur die Versorgung
mit Trinkwasser, sondern auch mit Be-
triebswasser für überlebenswichtige Betrie-
be und Nutztiere sowie die Bereitstellung
von Löschwasser.

Notbrunnen Kern der Notversorgung bil-
den bundesweit etwa 5.200 Trinkwasser-
notbrunnen und -quellen sowie 130 Ver-
bundleitungen, die mehrere Wasserversor-
gungsunternehmen verbinden. Bei den
Trinkwassernotbrunnen handelt es sich um
leitungsnetzunabhängige Anlagen, die sich
in der Regel unmittelbar in Wohngebieten
von Großstädten und Ballungsräumen be-
finden.
Bei einem großflächigen Ausfall der Was-
serversorgung sieht das Konzept des BBK
eine Versorgung der Bevölkerung mit 15 Li-
tern pro Kopf und Tag für Trinken, Kochen
und Hygiene in „Ersatz- und
Not(trink)wasserqualität“ für mindestens
30 Tage vor. Zum Vergleich: Aktuell liegt
der tägliche durchschnittliche Wasserver-
brauchs eines Bundesbürgers bei 127 Li-

tern. Für eine Desinfektion des sogenann-
ten Notwassers, für das niedrigere Quali-
tätsstandards als bei normalem Trinkwas-
ser festgelegt werden können, sind nach
Angaben des BBK etwa 450 Millionen
Chlortabletten dezentral eingelagert. Das
BBK rechnet damit, dass mit den Notbrun-
nen und Verbundleitungen eine Versor-
gung von nur etwa 30 Prozent der Gesamt-
bevölkerung zu realisieren ist. Während in
Großstädten und Ballungszentren durch-
aus eine Notversorgung zu 100 Prozent
machbar ist, wurden Notbrunnen in länd-
lichen Gebieten nur in Ausnahmefällen
angelegt.
Eine auffällige hohe Dichte an Straßen-
brunnen und Notbrunnen verzeichnet die
deutsche Hauptstadt. Nach Angaben des
Senats existieren in Berlin 2.079 sogenann-
te Straßen- und Notbrunnen. Viele dieser
Brunnen wurden bereits um 1900 errich-
tet. Allerdings ist rund ein Drittel von ih-
nen nicht funktionstüchtig. In einer Ant-
wort auf eine Anfrage des Abgeordneten
Benedikt Lux (Grüne) im Abgeordneten-
haus antwortete der Senat Ende Januar:
„Der vorhandene Bestand wird als nicht
ausreichend bewertet. Bereits das vorlie-
gende Konzept zur Trinkwassernotversor-
gung von 2009 weist einen Fehlbestand
von circa 1.000 Brunnen aus.“ aw T

»Zugang zu
Trinkwasser
muss für alle
Menschen so
einfach wie

möglich sein.«
Bundesumweltministerin
Steffi Lemke (Grüne)
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D
ie Zahlen klingen durch-
aus beeindruckend. In ih-
rem insgesamt 48 Tage
andauernden Einsatz in
den Hochwassergebieten
im rheinland-pfälzischen

Ahrtal setzte die Bundeswehr von Mitte Juli
bis Ende August 2021 zeitgleich bis zu
2.330 Soldaten und deutlich mehr als 300
Fahrzeuge – von Lastkraftwagen über Kran-
kenwagen und Löschfahrzeugen bis zu Ber-
gepanzern –, zwölf Boote und zehn Hub-
schrauber, sieben Satellitenkommunikati-
onsanlagen und drei Trinkwasseraufberei-
tungsanlagen ein. Auf dem Landweg trans-
portierte die Truppe insgesamt rund
3.060 Tonnen und über die Luft rund
100 Tonnen an Material in die Katastro-
phengebiete – darunter 331.500 Flaschen
Wasser und 58.000 Ein-Mann-Verpfle-
gungsrationen der Bundeswehr.
Doch diese Zahlen geben nicht annähernd
wieder, welches Bild der Zerstörung sich
den Soldaten ebenso wie den tausenden
Einsatzkräften der Rettungs- und Katastro-
phenschutzkräfte in den Hochwassergebie-
ten bot. „Es war schlimmer als Krieg“, gab
Dennis Ritter, leitender Oberarzt im Bun-
deswehrzentralkrankenhaus in Koblenz,
später gegenüber der „Rhein-Zeitung“ zu
Protokoll. Der 47-Jährige war einer der ers-
ten Soldaten der Bundeswehr, die in der
Nacht des 14. Juli 2021 ins Katastrophen-
gebiet im Ahrtal fuhren und etwa
150 Menschen in Ahrweiler und Dernau
das Leben retteten. Ritter weiß, wovon er
spricht, blickt er doch auf Erfahrungen aus
acht Auslandseinsätzen im Kosovo, in Af-
ghanistan und Mali zurück. „Das ist nicht
mit dem vergleichbar, was ich im Ahrtal
gesehen habe“, so Ritter.

Hamburger Sturmflut 1962 Die Ge-
schichte der Bundeswehr ist eng mit Ein-
sätzen in Katastrophengebieten verbunden
– im In- und im Ausland. Bereits sieben
Jahre nach ihrer Gründung besteht sie bei
der Hamburger Sturmflut vom 17. Februar
1962 ihre erste aufsehenerregende Feuer-
taufe. Hamburgs damaliger Polizeisenator
Helmut Schmidt (SPD) setzt sich über alle
rechtlichen Bedenken hinweg und fordert
bei der Bundeswehr, aber auch den Nato-
Verbündeten in Deutschland Hilfe an. „Ich
habe die alle einfach selbst angerufen oder
mit Funksprüchen oder Fernschreiben in
Bewegung gesetzt“, erinnert sich Schmidt
1982 in einem Interview mit dem NDR.
„Ich habe gesagt: ‚Sie müssen Hubschrau-
ber schicken, Sie müssen Pioniere schi-
cken, die mit Sturmbooten die Menschen
von den Dächern runterholen‘.“ Rund
400 Menschen retten die Hubschrauberpi-
loten der Bundeswehr unter teilweise wag-
halsigen Flugmanövern von den Dächern
ihrer Wohnhäuser, auf denen sie vor den
Fluten Schutz gesucht haben. Erst mit den
Notstandgesetzen von 1968 wird der Ein-
satz der Bundeswehr im Inland im Fall von
Naturkatastrophen und anderen Notlagen
eindeutig geändert.

Oderhochwasser 1997 Der größte Kata-
stropheneinsatz in der Geschichte der Bun-
deswehr steht der Truppe jedoch beim
Oderhochwasser von 1997 bevor. Unter
dem Kommando von General Hans-Peter
von Kirchbach kommen zwischen dem
18. Juli und dem 10. Oktober über 30.000
Soldaten, 3.000 Fahrzeuge und 50 Hub-
schrauber zum Einsatz. Sieben Jahre nach
der Wiedervereinigung wird der Kampf der
Soldaten aus Ost und West auf den be-
drohten Deichen entlang der Oder zur ers-
ten großen Bewährungsprobe für die „Ar-
mee der Einheit“.
Auch wenn die Landes- und Bündnisvertei-
digung der eigentliche Kernauftrag der
Bundeswehr bleibt, so ist ihr Einsatz in ei-
nem Katastrophenfall längst unverzichtbar.
Mit einer aktuelle Stärke von rund 183.000

aktiven Soldaten und Soldatinnen und
rund 949.000 dienstleistungspflichtigen
Reservisten kann keine andere Organisati-
on in der Bundesrepublik eine so große
Manpower in die Waagschale werfen. Wie
wichtig gerade der Einsatz von Reservisten
in Notlagen ist, zeigte die Corona-Pande-
mie. So wurden allein 2021 mehr als
18.000 Reservisten für die Bekämpfung der
Pandemie zum Dienst herangezogen, tau-
sende von ihnen folgten jedoch ganz frei-
willig dem Aufruf der damaligen Verteidi-
gungsministerin Annegret Kramp-Karren-
bauer (CDU).

Wehrdienst im Heimatschutz Um die Re-
serve der Bundeswehr zu stärken, startete
Kramp-Karrenbauer im April 2021 zu-
nächst als Pilotprojekt einen neuen „Frei-
willigen Wehrdienst im Heimatschutz.“
Dieser Dienst sieht eine dreimonatige mili-
tärische Grund- und eine sich anschließen-
de viermonatige Spezialausbildung in der
Truppe vor. Im Rahmen der „Spezialausbil-
dung Heimatschutz“ stehen neben dem
Objektschutz und dem Gefechtsdienst un-
ter anderem eine Pionier-, Sanitätausbil-
dung, Fernmeldeausbildung sowie der
Brandschutz im Fokus.

An diese insgesamt militärische Ausbil-
dung schließt sich eine sechsjährige
Grundbeorderung als Reservist an, inner-
halb derer die Heimatschützer mindestens
fünf Monate einen heimatnahen Reserve-
dienst zum Beispiel bei Katastrophen- und
Hilfseinsätzen leisten müssen. „Wir stellen
fest, dass wir in Deutschland gerade in der
jüngeren Generation durchaus das Bedürf-
nis haben, dem Land und den Menschen
in diesem Land etwas zurückzugeben und
sich zu beteiligen“, verkündete die Ministe-
rin bei der Vorstellung des neuen Dienstes
in Berlin.

Bis 2025 will die Bundeswehr fünf aus Re-
servisten bestehenden Heimatschutzregi-
menter aufstellen, in denen die bereits auf-
gestellten sogenannten Regionalen Siche-
rungs- und Unterstützungskompanien zu-
sammengeführt werden und die den Kern
der Territorialen Reserve bilden sollen. Der
Aufbau des ersten Landeskommandos in
Bayern ist inzwischen abgeschlossen.

Großes Interesse Lobende Worte für den
neuen Freiwilligen Wehrdienst Heimat-
schutz fand die Wehrbeauftragte des Bun-
destages, Eva Högl, in ihrem im März die-

ses Jahres vorgelegten Jahresbericht 2021
(20/900). Mit insgesamt 899 geworbenen
Freiwilligen habe die Bundeswehr im ver-
gangenen Jahr ihre Zielmarke von 840 ein-
geplanten Stellen übertroffen. „Die Zahlen
bestätigen das hohe Interesse, sich dieser
Aufgabe für das Gemeinwohl zu stellen“,
schrieb sie in ihrem Bericht. „Sehr erfreu-
lich“ sei, dass sich insgesamt 302 Heimat-
schützer weiterverpflichtet hätten. 298 sei-
en in regulären Freiwilligen Wehrdienst
mit einer Dienstzeit zwischen 13 und 23
Monaten gewechselt und vier hätten sich
als Zeitsoldaten verpflichtet.

Hohe Abbruchquote Gleichwohl brachen
nach Angaben der Wehrbeauftragten 201
Heimatschützer ihren Dienst aus privaten
Gründen vorzeitig wieder ab, 15 seien von
der Bundeswehr entlassen worden. „Auch
andere Vorstellungen darüber, was Heimat-
schutz in der Bundeswehr bedeutet – eben
nicht nur Fluthilfe und Unterstützung bei
Pandemien – veranlassten junge Frauen
und Männer dazu, die Bundeswehr wieder
zu verlassen“, schrieb Högl. Es sei gut, dass
„viele junge Menschen den neuen Dienst
mit Freude und viel Tatendrang antreten“.
Allerdings müsse die Bundeswehr die
Gründe für die Abbruchquote von
25,6 Prozent ernst nehmen.
Bei einem Truppenbesuch sei ihr zudem
von Soldaten berichtet worden, dass viele
Interessenten in den Karrierecentern der
Bundeswehr zu einem Dienst im Heimat-
schutz „gedrängt“ worden seien, obwohl
eigentlich andere Wünsche vorgelegen hät-
ten. „Soldatinnen und Soldaten äußerten
den Verdacht, dass die Karrierecenter Quo-
ten erfüllen müssten.“

Organisation Verantwortlich für die Kata-
strophenschutzeinsätze der Bundeswehr ist
die Streitkräftebasis. Sie verfügt bundesweit
über ein Netzwerk von Verbindungskom-
mandos in allen Bezirken und Landkreisen
beziehungsweise kreisfreien Städten, die
den zivilen Behörden als erste Ansprech-
partner dienen. Kommt es zum Katastro-
phenfall, sitzen sie als Berater meist als ers-
te mit in den jeweiligen Krisenstäben.
Übergeordnet sind 16 Landeskommandos
in den Bundesländern. Diese übernehmen
bei kleineren, auf einen begrenzten Raum
beschränkten Einsätzen die Koordination.
Im Fall eines größeren Katastrophenfalles,
der einen bundeslandübergreifenden Ein-
satz der Bundeswehr erfordert, wird dieser
durch das Kommando Territoriale Aufga-
ben in Berlin oder die Führung des Kom-
mando Streitkräftebasis in Bonn koordi-
niert.

Mahnung des Inspekteurs An der Spitze
der Streitkräftebasis steht deren Inspekteur,
Generalleutnant Martin Schelleis, der zu-
gleich als Nationaler Territorialer Befehls-
haber fungiert. Schelleis kommandierte im
vergangenen Jahr auch den Einsatz der
Bundeswehr in den Hochwassergebieten in
Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen.
Noch während des Einsatzes mahnte er
„dringenden Handlungsbedarf“ beim Kata-
strophenschutz in Deutschland an. Dies
habe nicht erst die Hochwasserkatastrophe,
sondern auch die Corona-Pandemie ge-
zeigt. Das nationale Führungssystem müsse
„auf allen Ebenen“ verbessert werden. „So-
bald eine Katastrophe überörtlich ausgreift,
zeigen sich Defizite etwa bei der Herstel-
lung und dann auch Aufrechterhaltung ei-
nes aktuellen Lagebildes“, sagte der Gene-
ral. „Daraus folgt, dass die Prioritäten viel-
leicht nicht immer richtig gesetzt werden
können und die entsprechende Koordina-
tion der Einsatzkräfte auch nicht optimal
läuft.“ Die Bundeswehr und alle anderen
wichtigen Akteure müssten sich „kritisch
prüfen, was wir jetzt für Erkenntnisse ha-
ben und was wir aus dieser erneuten Kata-
strophe lernen“. Alexander Weinlein T

Pioniere der Bundeswehr errichten im Juli 2021 in Insul im Ahrtal eine behelfsmäßige Brücke. © Bundeswehr/Tom Twardy

Feuerwehr in oliv
BUNDESWEHR Die Streitkräfte sind längst ein unverzichtbarer Bestandteil
der Katastrophenhilfe. Dies haben sie immer wieder bewiesen



Die Lust am Untergang
KINO Katastrophenszenarien gehören zum festen Repertoire Hollywoods - von King Kong bis zur Erderwärmung

D
ie Erderwärmung lässt
die Polkappen schmel-
zen, der Golfstrom ver-
siegt durch den Zufluss
und die Nordhalbkugel
der Erde versinkt unter

einem Eispanzer. Einige Überlebende die-
ser Klimakatastrophe in Roland Emme-
richs „The Day after Tomorrow“ (2004)
verschanzen sich vor der klirrenden Kälte
in einer New Yorker Bibliothek und ver-
brennen wertvolle Bücher. Mit dem auf
wissenschaftlichen Erkenntnissen beru-
henden Szenarium habe
seine Untergangsphantasie
riesige Wirkung auf die
Entwicklung des Bewusst-
seins der Amerikaner für
den Klimawandel erzielt,
so erzählte der Absolvent
der Münchner Filmhoch-
schule sichtbar stolz noch
Jahre später. In „2012“ leg-
te er eine Warnung nach.
Er malt aus, wie der im
Maya-Kalender angeblich
prophezeite Weltuntergang
am 21. Dezember jenen
Jahres hätte aussehen können. Die Ver-
schiebung der Erdplatten lässt Vulkane
und Erdbeben ausbrechen, die gewaltige
Überschwemmungen und Tsunamis aus-
lösen. Für mehr als 99 Prozent der
Menschheit gibt es in dieser Situation kei-
nen Platz auf einer modernen Arche Noah
– die Mächtigen der Welt haben die raren
Plätze für sich und den Geldadel reser-
viert.

Nervenkitzel Emmerich, der „Master of
Desaster“ aus Schwaben, in seiner Heimat
lange als „Spielbergle aus Sindelfingen“
verspottet, revolutionierte seit den 1990er
Jahren den Katastrophenfilm. Das Genre
erlebt damals eine Blütezeit. Schon immer
gehörten Katastrophenfilme zum festen Re-
pertoire von Hollywood, aber nun, nach
dem Ende des Kalten Krieges, häufen sich
die Katastrophenfälle und drohenden
Weltuntergänge auf der Leinwand: In einer
Welt, von der man damals annahm, dass
sie friedlicher werden würde, genießen die
Zuschauer den Nervenkitzel im Kinosessel.
Fasziniert sehen sie zu, wie Großstädte im
Wasser versinken. Oder Symbole der
Menschheitsgeschichte wie der Eiffelturm,
der Petersdom, das Washingtoner Kapitol
und die New Yorker Freiheitsstatue unter
den entfesselten Naturgewalten in sich zu-
sammenbrechen: Filmische Katastrophen-
szenarien, die subtil und kritisch das Han-
deln des Menschen und dessen Folgen be-
trachten und den Anspruch haben, mit ih-

ren düsteren Szenarien an die Realität an-
zuknüpfen.
Zu Emmerichs Erfolg trägt seine in
Deutschland ausgebildete Special-Effekt-
Crew bei, die atemberaubende Bilder der
Apokalypse auf die Leinwand zaubert.
Seine Filme haben meist eine klare Hal-
tung. Bereits in seinem Debütfilm „Das
Arche Noah-Prinzip“, der nach der Pre-
miere im Wettbewerb der Berlinale 1984
für Diskussionen sorgt, entwirft Emme-
rich ein Schreckensszenario mit einer
Überschwemmungen biblischen Ausma-

ßes nach dem möglichen
Missbrauch wissenschaftli-
cher Erkenntnisse über die
Beeinflussung des Wetters
durch das US-Militär. Sol-
che Spekulationen sind
ebenso wie der Diebstahl
von wissenschaftlichen Er-
kenntnissen durch Schur-
ken oder Diktaturen ein
beliebtes Filmthema.
Meist sind es dann mutige
Einzelgänger und in den
vergangenen Jahren ver-
mehrt Frauen, die sich den

Drahtziehern mutig entgegenstellen, um
eine Katastrophe zu verhindern. Im Klas-
siker „Das fliegende Auge“ (1983), einem
Film des britischen Regisseurs John Bad-
ham, ist es ein Pilot, der verhindert, dass
in Los Angeles Rassenunruhen angezettelt
werden, um einen neu entwickelten
Überwachungshubschrauber im realen
Einsatz zu testen und ein Blutbad anzu-
richten.
Mit dieser thematischen Gewichtung un-
terscheiden sich viele heutige Katastro-
phenfilme von ihren Vorgängern aus den
Kindertagen des Kintopp, in denen Mons-
ter oder die Affenkreatur King Kong Angst
und Schrecken verbreiten. Die Figuren
knüpfen an die verdrängten Urängste des
Menschen, Legenden und Märchen an. Seit
den 1950er bevölkert eine weitere Spezies
die Filmtheater – mit der mutierten Riesen-
echse Godzilla verarbeiten japanische Fil-
memacher die Erfahrungen der Atombom-
benabwürfe.

Eroberer Zu diesen Fantasy-Figuren gesel-
len sich Aliens, die meist nicht auf Ver-
handlungen setzen. Sie gehen den Erdlin-
gen sofort an den Kragen und wollen denn
blauen Planeten unterjochen. Egal ob in
Tim Burtons skurrilem Fantasy-Märchen
„Mars Attacks“ (1996) oder Emmerichs pa-
triotischen „Independence Day“ (ebenso
1996) – stets braucht es einige Beherzte,
die sich den gewaltbereiten Eroberern ent-
gegenstellen.

Auch wenn solche Filme auf den ersten
Blick pure Unterhaltung sind, verstecken
sich oft subtile Denkanstöße. In seinem
Spektakel „Jurassic Park“ (1994) mahnt
zum Beispiel Steven Spielberg, dass der
Mensch mit der Gentechnik nicht Gott
spielen und längst ausgestorbene Dino-
saurier zu neuem Leben erwecken sollte.
Auf die Gefahr von Zoonosen weist Wolf-
gang Petersen in „Outbreak –Lautlose Kil-
ler“ (1995) hin, dessen Handlung heute
an die Bekämpfung der Ausbreitung des
Corona-Virus erinnert. Bei dem kürzlich
verstorbenen Regisseur aus Emden schafft
es ein dem Ebola-Virus ähnelnder Krank-
heitserreger aus den Dörfern des afrikani-
schen Kontinents in eine amerikanische
Kleinstadt, die hermetisch abgeriegelt
wird. Männer und Frauen in Schutzanzü-
gen und das Militär übernehmen die
Macht. Die Bilder menschenleerer Stra-
ßen, von heimlich abtransportierten To-
ten und in ihren Häusern eingesperrter
Menschen wurden 2020 weltweit Realität.
Vertuschen, ignorieren, negieren, ver-
schweigen – das sind nicht nur bei Em-
merich und Petersen zunächst die typi-
schen Reaktionen des Menschen und von
Behörden auf unliebsame Nachrichten
oder wissenschaftliche Erkenntnisse. In
Steven Spielbergs Thriller „Der weiße
Hai“ (1977) warnen die Verantwortlichen
zu spät und vergeblich vor einem Sprung
ins kühle Nass. In „Der Sturm“ (2000)
zaubert Wolfgang Petersen einen wilden
Ritt durch die Wellen auf die Leinwand,
der im Untergang endet. Die Handlung
beruht auf dem Schicksal des kanadi-
schen Fischerboots „Andrea Gail“. Dessen
Besatzung ignorierte die Warnungen vor
einem perfekten Sturm, um ihren Fang
auf direktem Weg zurück zur Küste zu
bringen. Weitere unvergessene Filme über
Schiffskatastrophen sind James Camerons
Epos „Titanic“ und das menschliche Dra-
ma „All is lost“, in dem Robert Redford
auf einem Einmannsegler ums Überleben
kämpft.
Nicht nur die Bewohner des Ahrtales
werden sich bei den Enthüllungen über
das Kompetenzwirrwarr in der Nacht des
Unglücks an die Ereignisse in Filmen vor
dem Ausbruch von Vulkanen („Dante’s
Peak“, 1997, „Volcano“, 1997, „Pompe-
ji“, 2014), Erdbeben („Earthquake“,
1974, „San Andreas“, 2015) erinnern.
Auch Tornados und Hurrikans inspirier-
ten die Phantasie von Filmemachern. Al-
le Filme variieren ein ähnliches Muster:
Ein einsamer Warner vor der Katastrophe
findet kein Gehör, anschließend kämpft
eine Gruppe von Menschen um ihr Le-
ben. „Twister“ (1996) porträtiert dagegen

Wissenschaftler, die ihr Leben riskieren,
um die Vorhersagemöglichkeiten zu ver-
bessern. Ihr Verhalten ist ebenso wenig
zum Nachahmen zu empfehlen wie die
Jagd der „Storm Hunters“ (2014). Sie ge-
fährden ihr Leben, um spektakuläre Bil-
der aus dem Herzen der Stürme einzu-
fangen.

Kernschmelze Auch die Angst vor einer
Atomkatastrophe lässt die Filmemacher
nicht los. Mehrere sehenswerte Werke ent-
standen zur Katastrophe von Tschernobyl,
wobei sie weniger die Kernschmelze als die
Ereignisse vor und nach dem verheerenden
GAU schildern. Penibel zeichnet die briti-
sche Serie „Chernobyl“ (2019) die Ret-
tungsarbeiten und den sorglosen Umgang

mit der Katastrophe durch die sowjeti-
schen Apparatschiks nach. Warum die Ein-
wohner das Gebiet nicht panikartig verlie-
ßen, versucht die russisch-ukrainisch-deut-
sche Koproduktion „An einem Samstag“,
(Berlinale 2011) zu ergründen.
Natürlich fand auch Gudrun Pausewangs
„Die Wolke“ den Weg ins Kino (2006). In
dem Bestseller und Kinohit wird eine
14-Jährige bei einem Unfall in einem
deutschen AKW verstrahlt. Das teure Kata-
strophengenre hat es in Deutschland an-
sonsten häufig schwer. Trotzdem entstan-
den in den vergangenen Jahren einige se-
henswerte Filme. Mit Hilfe von Roland
Emmerich und dessen Münchner Studien-
freund Thomas Wöbke inszenierte der
Schweizer Tim Fehlbaum zwei apokalypti-

sche Endzeitthriller über die drohenden
Katastrophen durch den Klimawandel. In
„Hell“ (2011) sind die blühenden Land-
schaften Deutschlands zu tristen, beigen
Einöden verdorrt. Wasser ist knapp, jeder
Gang ins Freie wird zur Qual. In „Tides“,
2021 bei der Berlinale, steht der Planet da-
gegen unter Wasser. Die wenigen Überle-
benden kämpfen um die knappen Res-
sourcen. Eine andere Gruppe hat es auf ei-
nen fremden Planeten geschafft, wo aber
die Fortpflanzung der Menschheit nicht
wie erhofft klappt. Sie kehren zur Erde zu-
rück, der Plan B für das Überleben ist Ma-
kulatur. Katharina Dockhorn T

Die Autorin ist freie

Filmjournalistin in Berlin.

In Roland Emmerichs „The Day After Tomorrow“ (2004) folgt eine meteorologische Katastrophe auf die nächste – sie sind aber nurVorboten einer über die Menschheit hereinbrechenden neuen Eiszeit. © picture-alliance/United Archives/90061

Turnschuhfit in die nächste Katastrophe
RESILIENZ Warum die Stärkung der Widerstandskraft allein nicht gegen Krisen hilft

Eurokrise, Finanzkrise, Flüchtlingskrise, Bre-
xit-Stress, Corona, Krieg in Europa: Seit Jah-
ren befindet sich das Land in einer Verket-
tung aufeinanderfolgender Krisen, viele
empfinden es als nicht enden wollenden
Stresstest. Man könnte dieser Wahrnehmung
ein paar Daten entgegenstellen – von einer
seit Jahren und Jahrzehnten steigenden Le-
benserwartung in Deutschland berichten
oder vom kontinuierlichen Rückgang schwe-
rer Berufs- und Verkehrsunfälle und von ei-
nem von all den Dauerkrisen ziemlich unbe-
eindruckten Wachstum des Bruttoinlands-
produktes – was noch nichts über eine faire
oder unfaire Verteilung des gewachsenen
Wohlstands aussagt, für die Gesellschaft als
Ganzes aber trotzdem aussagekräftig bleibt.
Während das Leben hierzulande risikoärmer
und sicherer geworden ist und weiter werden
dürfte, hat man es trotzdem mit einem Land
zu tun, dass sich beim Blick in den Spiegel
überproportional wachsenden und nie abrei-
ßen wollenden Gefahren ausgesetzt sieht. Be-
steht da womöglich ein Zusammenhang?
Die wachsenden psychischen Belastungen
sind ein großes Thema etwa in der Corona-
Pandemie gewesen, insbesondere die psy-
chosozialen Folgen für Eltern, Kinder und
Jugendliche während der Lockdown-Phasen
sind in Studien dokumentiert worden. Ein
weiteres im Zusammenhang mit den Dauer-
krisen immer wieder diskutiertes Thema ist
die Resilienz: Ursprünglich unter anderem
ein Begriff der Werkstoffphysik (die Uhren-
feder kehrt nach Momenten der Spannung
wieder in ihren Ausgangszustand zurück),
wird er in der Psychologie als teils erlernba-

re individuelle Fähigkeit beschrieben, auf
größere Belastungen zu reagieren und sich
zu regenerieren. Mittlerweile taucht der Be-
griff auf vielen Feldern auf, wird das Kon-
zept sogar auf ganze Gemeinschaften ausge-
dehnt – von der Stärkung der Resilienz gan-
zer soziologischer oder ethnischer Gruppen
oder Institutionen ist von der Katastrophen-
vorsorge (siehe Stichwort) über die Entwick-
lungs- bis zur Klimapolitik mit großer
Selbstverständlichkeit die Rede. Und gewis-
sermaßen folgt dies ja auch der Logik des

Klimawandels: Wenn es ohnehin ausge-
macht ist, dass die globale Durchschnitts-
temperatur steigt („Kipppunkte“), was bleibt
dann noch übrig, als sich gegen erwartbare
Extremwetterlagen zu wappnen und auch
andere in dieser Befähigung zu stärken?

»Sei resilient!« Kritiker wenden nun aber
ein, dass eine so verstandene Resilienz auf
eine Privatisierung von Verantwortung, ei-
ner Abwälzung von Krisenbewältigung auf
Einzelne hinausläuft: Gefragt werde nicht
mehr nach Ursache und Wirkung, nach Ver-
antwortlichkeiten und politischen Entschei-
dungsoptionen, sondern danach, welche
Krisenbewältigungskompetenz sich der Ein-
zelne zulegen kann: „Sei resilient!“ werde so
zur ziemlich anmaßenden Aufforderung, je-
de und jeder möge sich bitte selbst etwas
Hornhaut antrainieren gegen Zumutungen
und womöglich sogar Unzumutbares. Kri-
sen seien in dieser Lesart nichts Menschen-
gemachtes, sondern etwas, das hinzuneh-
men sei. Was aber wäre das anderes, als das
Ende von Politik – verstanden als Gestal-
tung und Verbesserung von Lebensbedin-
gungen? „Resilienz ist ein Alternativangebot
zur Kritik“, so umschreibt es die Soziologin
Stefanie Graefe. Der Umgang mit einer Pan-
demie, die Begegnung einer Kriegsgefahr,
das Eindämmen einer Teuerung, das Wapp-
nen gegen steigende Erdtemperaturen und
die Unterstützung von Entwicklungsländern
– all das sind ziemlich dicke Bretter. Und
die zu bohren ist weniger etwas für Selbst-
optimierugen aller Art, sondern bleibt erste
Aufgabe von Politik. ahe T

Nach dem
Ende des

Kalten Kriegs
erlebt das
Genre eine

neue Blütezeit.
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> STICHWORT

Resilienzstrategie der Regierung

> Ziele Existenzgrundlagen sollen besser
geschützt, die Widerstands- und Anpas-
sungsfähigkeit des Gemeinwesens ge-
genüber Katastrophen gestärkt werden.

> Fokus Betrachtet werden Prävention,
Vorsorge, Bewältigung sowie Nachberei-
tung inklusive des Ansatzes „Besser
Wiederaufbauen“.

> Handlungsfelder (1) Das Katastro-
phenrisiko verstehen, (2) Die Institutio-
nen stärken, um das Katastrophenrisiko
zu steuern; (3) In die Katarophenvorsor-
ge investieren, um die Resilienz zu stär-
ken; (4) Die Vorbereitung auf den Kata-
strophenfall verbessern sowie (5) Inter-
nationale Zusammenarbeit.
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Überfällig oder überfordernd? Der Streit um die Dienstpflicht
ENGAGEMENT Bundespräsident Steinmeier kann sich einen sozialen Pflichtdienst für junge Menschen vorstellen. Kritiker setzen auf Freiwilligkeit

Mit schöner Regelmäßigkeit kehrt sie wie-
der: Die Debatte um einen Pflichtdienst
oder eine allgemeine Dienstpflicht. Den
jüngsten Aufschlag dazu lieferte Bundes-
präsident Frank-Walter Steinmeier im Juni,
als er die Einführung eines sozialen Pflicht-
dienstes für junge Menschen anregte. „Es
geht um die Frage, ob es unserem Land
nicht gut tun würde, wenn sich Frauen und
Männer für einen gewissen Zeitraum in
den Dienst der Gesellschaft stellen“, sagte
er. Das müsse nicht bei der Bundeswehr
sein, die soziale Pflichtzeit könnte genauso
bei der Betreuung von Senioren oder in Be-
hinderteneinrichtungen geleistet werden.
Dies einzuführen werde sicher nicht ein-
fach, sagte er unter Verweis auf die dafür
nötige Grundgesetzänderung. Eine Debatte
über eine soziale Pflichtzeit halte er aber in
jedem Fall für angebracht, betonte Stein-
meier. Zumindest mit Letzterem war er auf
jedem Fall erfolgreich: In den folgenden
Wochen fehlte es nicht an Reaktionen auf
diesen Vorschlag, die meisten waren je-
doch eher kritisch bis ablehnend.
Vor ihm hatten bereits Horst Köhler, als
Bundespräsident 2006, und Annegret
Kramp-Karrenbauer, als CDU-Generalse-
kretärin 2018, eine Debatte darüber begon-
nen. Das Ergebnis ist bekannt, und es sieht
nicht danach aus, als wäre die Einführung

eines solchen Pflichtdienstes, als Ersatz für
die 2011 ausgesetzte Wehrpflicht und den
damit auch abgeschafften Zivildienst, im
Jahr 2022 realistischer geworden. Obwohl
Steinmeier versuchte, die Dringlichkeit sei-
nes Anliegens gut zu begründen: „Gerade
jetzt, in einer Zeit, in der das Verständnis
für andere Lebensentwürfe und Meinungen
abnimmt, kann eine soziale Pflichtzeit be-
sonders wertvoll sein. Man kommt raus
aus der eigenen Blase, trifft ganz andere
Menschen, hilft Bürgern in Notlagen. Das
baut Vorurteile ab und stärkt den Gemein-
sinn“, sagte er.

Im Einsatz für andere Sozial engagiert
sind auch heute schon sehr viele Menschen
in Deutschland: 15,7 Millionen arbeiten in
einem Ehrenamt. In der Altersgruppe der
20- bis 29-Jährigen sind es 12,3 Prozent,
die etwas freiwillig für andere tun. Den
Bundesfreiwilligendienst haben seit seiner
Einführung vor elf Jahren rund 400.000
Menschen genutzt. Rund 31.000 waren es
im vergangenen Jahr. Hinzu kommen
noch die Teilnehmer des Freiwilligen So-
zialen oder des Freiwilligen Ökologischen
Jahres. Ohne freiwillige Helfer würde auch
der Katastrophenschutz in Deutschland zu-
sammenbrechen, denn rund 600.000 Men-
schen arbeiten als Helfer und Helferinnen

für die zahlreichen Hilfsorganisationen
wie Deutsches Rotes Kreuz, Arbeiter-Sama-
riter-Bund oder die Deutsche Lebens-Ret-
tungs-Gesellschaft (DLRG). Diese und an-
dere Organisationen haben sich gegenüber
den Landesregierungen zur Mitwirkung am
Katastrophenschutz verpflichtet. Wie wich-
tig die Sicherung und Förderung eines sol-
ches Engagements ist, zeigt, dass es beim
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und
Katastrophenhilfe (BBK) ein eigenes Refe-

rat „Ehrenamt“ gibt, das nicht nur berät,
sondern auch Zukunftsperspektiven dazu
entwickelt, wie man das Ehrenamt attrakti-
ver machen kann.
Für Bundesfamilienministerin Lisa Paus
(Grüne) liegen die Vorteile auf der Hand:
„Für den einzelnen Jugendlichen bedeutet
der Freiwilligendienst eine persönliche Be-
reicherung, für die Gesellschaft ist er eine
wichtige Unterstützung – auch, weil die
jungen Menschen sich freiwillig engagieren

und mit Herzblut bei der Sache sind.“ Ein
Pflichtdienst sei jedoch ein unverhältnis-
mäßiger Eingriff in deren Persönlichkeits-
rechte, lehnte die Ministerin die Steinmei-
er-Idee ab.

Kritische Jugendverbände Zustimmend
äußerte sich dagegen CDU-Chef Friedrich
Merz in der Debatte: Ihn habe gefreut, dass
der Bundespräsident sich so klar positio-
niert habe. „Jetzt diskutieren wir darüber.
Wenn es andere Meinungen gibt, umso
besser. Dann haben wir eine interessante
politische Debatte.“ Zwar stimme es, dass
gerade die junge Generation während der
Corona-Pandemie durch Schulschließun-
gen und Kontaktverbote übermäßig belas-
tet gewesen sei. Dies könne „aber nicht der
Maßstab für eine solche Grundsatzent-
scheidung sein. Bei der Dienstpflicht bli-
cken wir auf die nächsten 10, 20, 30 Jahre.“
Auf dem CDU-Parteitag Mitte September
wird über zwei Anträge für ein sogenanntes
„Deutschland-Jahr“ debattiert werden.
Mit einem klaren Veto reagierten dagegen
die Jugendverbände verschiedener Partei-
en. Die Vorsitzende der SPD-Jugendorgani-
sation Jusos, Jessica Rosenthal, nannte die
Debatte „abstrus und aus der Zeit gefallen“.
Einen Pflichtdienst einzufordern, sei „ein
Schlag ins Gesicht aller jungen, engagierten

Menschen“. Franziska Brandmann von den
Jungen Liberalen sagte, eine Dienstpflicht
einzuführen, sei übergriffig. Bürgerinnen
und Bürger arbeiteten in der Regel jahr-
zehntelang und befähigten durch hohe
Steuern und Abgaben den Staat dazu, sei-
nen Aufgaben nachzukommen. Sarah-Lee
Heinrich, Sprecherin der Grünen Jugend,
verwies darauf, dass junge Menschen schon
jetzt aktiv seien: in Verbänden, Bewegun-
gen und Freiwilligendiensten. „Eine Ver-
pflichtung ist der falsche Ansatz, da es ei-
nen massiven Eingriff in die Freiheit junger
Menschen darstellt.“ Ablehnung kam auch
von der Linksjugend (Solid). Bundesspre-
cher Henrik Spieler sagte: „Der Vorschlag,
die Misere der Berufe im sozialen Bereich
durch Pflichten und Verordnungen im Zei-
chen der ‚Horizonterweiterung‘ einzudäm-
men, ist pure Symptombekämpfung.“
Ähnlich argumentierten auch verschiedene
Gewerkschaften und Sozialverbände: Alle
anstehenden staatlichen Aufgaben müssten
grundsätzlich im Rahmen der öffentlichen
Daseinsvorsorge erledigt werden, die ent-
sprechend finanziert werden müsste. Diese
Aufgaben könnten nicht von Freiwilligen-
diensten übernommen werden, betonte
unter anderem Frank Werneke, Vorsitzen-
der der Vereinigten Dienstleistungsgewerk-
schaft Verdi. Claudia Heine T

Bundesfreiwilligendienst in einem Impfbus des DRK. © picture-alliance/dpa

Herr Professor Schroeder, Sie und
zwei weitere Wissenschaftler haben 2021
dem Deutschen Bundestag empfohlen, ei-
ne Enquete-Kommission zu Lehren aus
der Corona-Pandemie einzurichten. Zum
Beginn des nun mutmaßlich dritten Pan-
demie-Herbstes: Haben Regierung und
Parlament aus Ihrem Papier praktische
Schlussfolgerungen gezogen? Sind die
„Lessons learned“, wie Sie es fordern?
Begrenzt. Die Kommission gibt es bis heu-
te nicht. Aber Politik ist natürlich schon
besser im Bilde, was getan werden kann,
um etwa Risikogruppen zu schützen, und
welche Instrumente es dafür braucht. Poli-
tikberatung im systematischen Sinne kann
nur gelingen, wenn alle, die politisch mit-
sprechen können, auch sensibel und offen
für Beratung sind. Andernfalls ist die
Wahrscheinlichkeit, dass aus gesicherten
wissenschaftlichen Erkenntnissen etwas
Gutes entsteht, eher begrenzt.

Sie forderten 2021 einen „echten Kri-
senstab“, also Corona-Politik aus einer
Hand. Merkels Nachfolger Scholz hat Ih-
ren Rat befolgt und im Wahlkampf einen
Corona-Krisenstab im Kanzleramt ver-
sprochen und dann eingerichtet. Der
Stab wurde im Mai wieder aufgelöst.
Seither streiten Justiz- und Gesundheits-
minister um die richtige Strategie. Heißt
das: Die Ampel hat den Rat der Wissen-
schaft erst befolgt und dann verworfen?
Der Ansatz von Olaf Scholz war vollkom-
men richtig. Mit Generalmajor Carsten
Breuer ist sogar ein ausgewiesener Experte
für Krisenkoordination eingesetzt worden.
Aber was nützt der, wenn in der Regie-
rungskoalition selbst keine Mehrheit für
evidenzbasierte, abgestimmte Corona-
Maßnahmen zustande kommt? Wie gesagt:
Zu „Lessons learned“ gehört, dass man et-
was will. Das heißt übrigens nicht, dass
nicht auch jenseits der öffentlichen Be-
schlusslage Veränderungen möglich sind.
Hinzu kommt, dass auch die, die nicht
wollen, nicht davor gefeit sind, dass sie am
Ende etwas tun müssen und vielleicht so-
gar lernen können.

Wie sehen Sie Ihre Rolle als wissen-
schaftlicher Berater der Politik? Viel-
leicht als eine Art Coach oder Controller,
dessen Rat eingeholt wird – aber in der
Hoffnung, es werde schon nicht so
schlimm kommen?
Unsere Rolle besteht darin, die Bedingun-
gen der Möglichkeit für evidenzbasierte Po-
litik zu verbessern. Letztlich geht es ja auch
darum, systematisch gewonnene Erkennt-
nisse transparent zu machen, um Entschei-
dungen zu legitimieren und Strategien zu
entwickeln. Aber der Effekt politischer Be-
ratung ist meist überschaubar. Ein Beispiel:
Empirisch belegt war, dass in der Pande-
mie vor allem Bewohner von Alten- und
Pflegeheimen gefährdet waren. Gleichwohl
waren die zusätzlichen Ressourcen, die an-

geboten wurden, um dieser Erkenntnis zu
folgen, bemerkenswert gering. Hier wäre
evidenzbasiertes, schnelles Krisenmanage-
ment gefragt gewesen.

Der Eindruck einer ganzen Kette von
Katastrophen lässt sich nicht von der
Hand weisen: die Pandemie, die Hoch-
wasserkatastrophe vom Sommer 2021,
der Krieg Russlands gegen die Ukraine,
verbunden mit der Energiekrise und der
Inflation. Muss angesichts dessen das
Thema Klimapolitik, für das die Ampel
angetreten ist, zurückstehen?
Nein, im Gegenteil. Weil in aktuellen Kri-
sen immer das Dringliche vor dem Wichti-
gen steht, muss man zwischen beidem die
Verbindung herstellen. Das ist eine der
größten Herausforderungen an die gegen-
wärtige Politik. Aber bei den Entlastungs-

paketen der Bundesregierung ist das nur
unzureichend eingelöst. Eigentlich müss-
ten die Antworten auf eine konkrete Krise
so justiert werden, dass die anderen Krisen
nicht außer acht gelassen werden. Anders
gesagt: Die Investition in die Dringlichkei-
ten muss die Bewältigung der längerfristi-
gen anderen Krisen im Blick behalten.

Was meinen Sie?
Das Problem dieser Koalition ist aus mei-
ner Sicht: Im Rahmen des großen „Fort-
schritts“-Projekts hat jeder sein Silo, das er
bedienen darf. Die Möglichkeit, die jeweils
andere Grundposition anzutasten, ist
kaum vorhanden. Der Koalitionsvertrag
basierte primär auf der langfristigen He-
rausforderung des Klimawandels. Ange-
sichts der aktuellen Herausforderungen
müsste die Verzahnung mit diesem zentra-

len Ziel neu durchbuchstabiert werden.
Zum gegenwärtigen Zeitpunkt würde ich
deshalb sogar sagen: Der Vertrag bietet kei-
ne wirkliche Orientierung mehr und ist da-
mit ungültig geworden.

Frage an den Politikberater: Was wä-
re Ihr Lösungsansatz?
Die Substanz dieses Bündnisses ist die so-
zialökologische Transformation von Wirt-
schaft, Gesellschaft und Staat. Aber die so-
zioökonomischen Herausforderungen in-
folge des Krieges haben die Art und Weise,
wie diese Ziele verfolgt werden können,
fundamental verändert. Deshalb müsste
das gemeinsame Fundament der Ampel in
einem grundlegenden Relaunch neu fixiert
werden. Ich weiß, das ist schwierig. Wenn
man jetzt alles aufschnüren würde, hätte
man möglicherweise andere Kräfteverhält-

nisse und damit eine zusätzliche Belastung
für die Arbeit dieser Koalition. Unter
machtpolitischen Gesichtspunkten wird
man da sehr vorsichtig sein oder gar nicht
drangehen. Aber perspektivisch, im Sinne
der sachlichen Problemlagen, mit Blick auf
mittel– und längerfristiges gutes Regieren,
bedarf es eines solchen Relaunchs.

Das Büro für Technikfolgen-Abschät-
zung beim Bundestag arbeitet aktuell an
einem „Krisenradar“, um Gesellschaft,
Politik und Wirtschaft resilienter zu ma-
chen. Also handlungsfähig zu sein auch
dann, wenn vieles nicht mehr funktio-
niert. Auch das Bundesamt für Bevölke-
rungs- und Katastrophenschutz legt im
Auftrag der Bundesregierung Jahr für
Jahr Risikoanalysen vor. Wie ernst wird
diese Arbeit tatsächlich genommen?

Von den Experten selbst wird das natürlich
sehr ernst genommen und in den jeweili-
gen Fachcommunities intensiv diskutiert.
Aber damit sind die Erkenntnisse ja noch
längst nicht Gegenstand politischen Han-
delns in einer bestimmten Konstellation.
Da Politik häufig durch den Augenblick ge-
prägt ist, ist eine Intervention zugunsten
längerfristiger Ziele von außen sehr wich-
tig. In diesem Sinne bietet die Politikbera-
tung die Möglichkeit, die Kraft des Augen-
blicks zu hinterfragen und zu überwinden,
ohne dass die Machtverhältnisse des Au-
genblicks politisch aus dem Blick geraten
dürfen. Denn sonst kommen keine politi-
schen Entscheidungen zustande.

Haben Sie den Eindruck, dass Sie mit
Ihrer Arbeit etwas bewirken?
Das ist eine fundamentale Frage: Wie wirkt
Expertise? In der Regel nicht so, dass sie
eins zu eins übersetzbar wäre. Aber sie
kann eine Medizin sein, die, in den All-
tagsbetrieb hineingeträufelt, dazu beiträgt,
Struktur und Inhalte politischen Handelns
peu à peu zu verändern. Nehmen Sie die
Gesetzgebung. Bis man für einen kaum re-
gulierten Politikbereich zu entsprechenden
Gesetzen kommt, dauerte es in der Vergan-
genheit zwanzig Jahre.

Ist das nicht viel zu langsam?
Da haben Sie recht. So sind wir nämlich ei-
ne limitierte Gesellschaft, die Probleme zu
spät bearbeitet. Nehmen Sie die Bahn. Wir
haben eigentlich historisch betrachtet ei-
nes der weltweit besten Eisenbahnsysteme.
Dieses System haben wir aber im Laufe der
Zeit so verkommen lassen, dass es heute
bei zentralen Indikatoren wie Pünktlich-
keit, Zuverlässigkeit, Reisequalität und
Planbarkeit weit hinter dem Niveau vieler
anderer Staaten liegt. Das ist das Ergebnis
selbst vernachlässigter Vorsorge: Die Politik
versteht sich zu sehr als Hüterin gegenwär-
tiger Machtverhältnisse. Dagegen hat die
evidenzbasierte Politikberatung die Aufga-
be, vernunftbezogene Angebote zu unter-
breiten, um den Status quo durch bessere
Argumente und Alternativen zu überwin-
den. Dies gelingt aber nur, wenn sich Poli-
tik nicht nur für den am Status quo orien-
tierten Machterhalt interessiert, sondern
auch für die Zukunft verantwortlich fühlen.

Vorsorge kann Unsummen kosten. Ist
die Bevölkerung bereit, das mitzutragen?
Die Erzählung ist immer: Das ist alles zu
teuer, dafür haben wir kein Geld. Wir wis-
sen aber alle, dass Nichtvorsorge am Ende
um ein Vielfaches teurer ist als das stetige
Investieren in die eigene Infrastruktur.
Schauen Sie sich die Bahnhöfe in unserem
Land an. Das waren mal Paläste des mobi-
len Fortschritts für alle. Heute sind das rei-
ne Funktionalitätsbehausungen, in denen
sie Automaten statt Menschen finden. Es
ist eigentlich kein Wunder, dass dort nur
hinkommt, wer wirklich muss. Dabei ist
das klimaschonende Bahnreisen jetzt und
in Zukunft energiepolitisch enorm wichtig.

Aber für Qualität und Schönheit sind
die Zeiten nicht die richtigen.
Wissen Sie, wir geben gerade so viel Geld
aus. Es ist immer die Frage, wofür, für wen
und wie. Warum sind wir nicht in der Lage,
diese riesigen Summen so zu steuern, dass
sie nicht nur den Eindruck vermitteln, der
Staat tue irgendwas? Es geht auch darum,
etwas Wert- und Nachhaltiges zu tun, das
in die Zukunft reicht.

Das Gespräch führte Anja Maier.

Wolfgang Schroeder, 62, ist Professor für

das politische System der Bundesrepublik

Deutschland an der Universität Kassel. Er

ist zudem Fellow am Zentrum für Zivilge-

sellschaftsforschung des Wissenschaftszen-

trums Berlin.

Niedrigwasser am Rhein in Köln: Die Vielzahl politischer Krisen habe auch die Art und Weise verändert, wie der Kampf gegen die Erderwärmung und die sozialökologische Transfor-
mation von Wirtschaft, Gesellschaft und Staat verfolgt werden müssten, meint der Experte. © picture-alliance/Panama Pictures/Christoph Hardt

»Gegen die Kraft
des Augenblicks«
POLITIKBERATUNG Wolfgang Schroeder zur Frage: Wie wirkt Expertise?

Politikwissenschaftler Schroeder
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Literatur im Archiv, Mikrofilm im Stollen, Kunst im Bunker
KULTURGÜTER Wie deutsche Institutionen ihre unersetzbaren Schätze vor Krieg und Katastrophen schützen

Das blau-weiße Zeichen mit den Dreiecken
und einem Quadrat hat jeder schon mal
gesehen, wahrscheinlich ohne zu wissen,
was es bedeutet. Es hängt an den Eingän-
gen von Baudenkmälern, aber auch an Kul-
tureinrichtungen wie Museen, Bibliothe-
ken und Archiven, und es steht für einen
besonderen Schutz. Nach dem „Haager Ab-
kommen“ von 1954 sollen Kulturgüter im
Kriegsfall vor Zerstörung, Diebstahl und
Plünderung bewahrt werden.
Das einzige Objekt, das der Bund in die-
sem Sinne selbst betreibt, ist der Barbara-
stollen bei Freiburg. Seit 1961 lagern in
diesem alten Bergwerk die wichtigsten his-
torischen Dokumente auf Mikrofilm. In
1640 Edelstahlbehältern mit jeweils
21.000 Metern Filmstreifen lagern insge-
samt über 1,4 Milliarden Aufnahmen. Von
der Goldenen Bulle von 1356 bis zum
Grundgesetz, über die Baupläne des Kölner
Doms bis zum Vertragstext des Westfäli-
schen Friedens. Jährlich kommen neue
Aufnahmen aus den Landes- und Bundes-
archiven hinzu, die bei der Gelegenheit
auch ihre Bestände digitalisieren und der
Öffentlichkeit zugänglich machen.
„Das sind nicht nur Bildchen von irgend-
welchen Urkunden“, sagt Bernhard Preuss,
Beauftragter für Kulturgutschutz nach der
Haager Konvention. So liege nicht nur das
Grundgesetz im Barbarastollen, sondern
auch über 30.000 Seiten Unterlagen zu sei-
ner Entstehungsgeschichte, sodass man
diese auch noch in Jahrhunderten nach-
vollziehen könne.

Mikrofilm ist eine alte Technik, die aus der
Zeit gefallen scheint, doch es gibt weiter-
hin gute Gründe, an ihr festzuhalten: Wäh-
rend man bei digitalen Formaten auf Tech-
nik angewiesen ist, die sich ständig ändert,
ist Mikrofilm mit dem bloßen Auge lesbar.
Das Material ist beständig, hält mindestens
500 Jahre und die Aufnahmen sind sicher
vor Manipulationen. Damit wolle man, so
Preuss, Geschichtsfälschung vorbeugen, da-
mit sich auch künftige Generationen ihr
Urteil über die Dokumente bilden können.
„Der Barbarastollen ist unabhängig von
der Außenwelt“, sagt Preuss. „Man könnte
ihn zumauern und mit den Filmen würde
nichts passieren. Sie sind perfekt verpackt,
sie brauchen keinen Strom.“ Der Platz soll
noch für weitere 30 Jahre reichen. Danach
wäre der Stollen theoretisch nach jeder Sei-
te verlängerbar. Nur wie lange Mikrofilm
noch hergestellt wird, ist unklar.
Was im Schwarzwald lagert, ist trotz der
riesigen Menge nur ein kleiner Teil des
deutschen Kulturschatzes. Der Rest liegt in
Archiven, den Depots der Museen und in
Magazinen der Bibliotheken. Die größte
davon, die Deutsche Nationalbibliothek
(DNB), gibt es gleich zweimal: in Leipzig
und in Frankfurt am Main. Etwa 46 Millio-
nen Medien sind hier versammelt, davon
35 Millionen in physischer Form, zehn
Millionen digital. Alles, was seit 1913 in
Deutschland in Schrift, Bild und Ton er-
schienen ist, gibt es hier mindestens ein-
mal. In Frankfurt lagern die Bestände in
drei Tiefgeschossen in der Größe von Fuß-

ballfeldern. „Die haben Bunkerqualität“,
sagt Michael Fernau, Repräsentant des Ge-
neraldirektors am Standort Leipzig. In
Frankfurt gebe es sogar Belüftungen, Toilet-
ten und Küchen, geplant als Schutzräume
für die Einwohner des Viertel Nordend. „Es
muss schon schlimm kommen, wenn eines
der Tiefmagazine geschädigt würde.“ Die
Kapazität in Frankfurt soll bis zum Jahr
2050 reichen. In Leipzig aber soll es bereits
in fünf Jahren eng werden. Angesichts der
politischen Weltlage ist für Fernau „ziem-
lich sicher“, dass der geplante fünfte Erwei-
terungsbau Schutzräume bekommen wird.
Bereits jetzt hat die DNB Notfallpläne für
Feuer, Wasser und Krieg. Ein eigenes Refe-

rat für den Bestandsschutz kümmert sich
darum und „stellt laufend Überlegungen
an“, so Fernau. Bei der Wärmeversorgung
ist der Standort Leipzig dank Geothermie
weitgehend selbständig. Problematisch
kann aber ein Stromausfall werden, da die
Bücher, die fortlaufend ins Regal gestellt
werden, nur elektronisch auffindbar sind,
und viele Medien kühl gehalten werden
müssen. Zwar habe man eine Notstromver-
sorgung – aber die läuft mit Diesel und der
Tank reicht nur für zwei bis drei Wochen.
Für den Fall eines Nuklearangriffes gibt es
aber keine Sicherheit für digitale Medien.
Die sind zwar im mehrfacher Ausführung
auf Servern gesichert, doch im Falle eines

elektromagnetischen Impulses, wie sie bei
Atombombenexplosionen entstehen, wä-
ren die Daten vernichtet.
Leipzig hat selbst bereits erlebt, wie Bestän-
de verlorengingen. Während des Zweiten
Weltkrieges wurden Bestände ausgelagert.
Dank einer Bestandsliste konnte die sowje-
tische Besatzungsmacht die Bücher als
Kriegsbeute zusammensuchen und mit-
nehmen, darunter eine Gutenbergbibel.
Zwar wurde später einiges wieder zurück-
geführt, doch 2006 entschied Moskau, dass
der Rest als Kriegsreparation behalten wer-
den soll. Seit dem Ausbruch des Krieges ge-
gen die Ukraine haben sich Rückgabever-
handlungen ohnehin erledigt.

Retten, was man tragen kann Der Ukrai-
ne-Krieg war auch in Weimar Anlass, sich
über Worst-Case-Szenarien Gedanken zu
machen. Rund 30 Museen, Schlösser und
Parks unterhält die Klassik Stiftung Weimar,
zwölf Liegenschaften gehören zum Unesco-
Welterbe, darunter die Wohnhäuser von
Goethe und Schiller. Spätestens seit dem
Brand der Herzogin-Anna-Amalia-Biblio-
thek im Jahr 2004 ist man für Katastrophen
besonders sensibilisiert. Nicht nur werden
die Meldeanlagen regelmäßig überprüft und
man pflegt engen Kontakt zur Berufsfeuer-
wehr, auch sind in den Häusern Teams ge-
schult, die wichtigsten Kulturschätze zu ret-
ten. Kathrin Guinot, Referentin für Brand-
und Katastrophenschutz, spricht metapho-
risch vom „Tafelsilber“ – eine Priorisierungs-
liste legt fest, was dazu zählt. „Vier Leute

schnappen sich dann, was sie tragen kön-
nen.“
Zu den sensibelsten Beständen zählen neben
Gemälden auch Bücher und Handschriften.
Im Goethe- und Schiller-Archiv, dem ältes-
ten deutschen Literaturarchiv, lagern rund
fünf Millionen Manuskriptblätter: von den
Weimarer Klassikern über Romantiker wie
die von Arnims, bis hin zu Georg Büchner
und Friedrich Nietzsche. Die Blätter sind be-
sonders empfindlich für starke Temperatur-
schwankungen. Sollte im Winter die Hei-
zung ausfallen, könnte ein schneller Tempe-
ratursturz dafür sorgen, dass sich Luftfeuch-
tigkeit festsetzt und das Papier zerstört. Der-
zeit werden die Objekte darauf vorbereitet,
indem man sie an die Außentemperatur an-
passt. „Das Material geht mit dem Außenkli-
ma mit“, sagt Guinot. Besonders empfindli-
che Objekte lagern in klimastabilen Kisten.
Mit der voranschreitenden Klimakrise
steht auch die Stiftung vor der Herausfor-
derung, dass es immer wärmer und tro-
ckener wird. „Die Anlagentechnik ist sa-
genhaft teuer in Unterhalt, Wartung und
Energieverbrauch“, sagt Guinot. Daher
versuche man, weniger davon einzuset-
zen. Schon jetzt finden sich Solaranlagen
auf den Dächern der Neubauten. Doch
bei denkmalgeschützten Altbauten wie
Goethes Wohnhaus sind die Möglichkei-
ten beschränkt. Lukas Gedziorowski T

Lukas Gedziorowski ist Onlineredakteur

bei „Deutschlandfunk Kultur“

und freier Autor.

Im Barbarastollen lagern 1,4 Milliarden Aufnahmen. © picture-alliance/dpa/Patrick Seeger

T
agelanger Stromausfall, leere
Supermarktregale, kein
Trinkwasser, Plünderungen,
brennende Autos, Chaos auf
den Straßen. Bei diesen Sze-
nen denken die meisten

Menschen wohl an Katastrophenfilme oder
zumindest an etwas, das ganz weit weg
passiert, aber nicht in Deutschland. Für ei-
nige sind solche Szenarien jedoch keine
Fiktion. „Prepper“ (vom englischen Wort
für vorbereiten „to prepare“) fürchten ei-
nen tatsächlichen Zusammenbruch der In-
frastruktur, eine massive Umweltkatastro-
phe, einen Atomunfall oder einen kriegeri-
schen Angriff. Diese Menschen wollen sich
deshalb so gut wie möglich auf den „Ernst-
fall“ vorbereiten. Wie und in welchem Um-
fang sie das tun, ist jedoch ganz unter-
schiedlich. Die Prepper-Szene ist groß und
vielfältig, ihre Mitglieder reichen vom
harmlosen Selbstversorger bis zum rechts-
extremen Verschwörungstheoretiker.

3,5 Kilo Nudeln Mit dem Beginn der Co-
rona-Pandemie mit ihren Lieferengpässen
und Lockdowns ist vielleicht jeder ein biss-
chen zum Prepper geworden – könnte man
zumindest meinen. Schließlich fingen viele
Leute an, Lebensmittel und Hygieneartikel
zu horten. Und sogar die Bundesregierung
empfiehlt bereits seit Jahren, sich mit einem

Vorrat an Trinkwasser und Lebensmitteln für
mindestens zehn Tage einzudecken. Das wä-
ren unter anderem pro Person
20 Liter Wasser, 3,5 Kilogramm Getreide
oder Getreideprodukte, Brot, Nudeln, Kar-
toffeln oder Reis. Dazu noch 2,5 Kilogramm
Obst und Nüsse und nochmal etwa genauso
viel an Milch und Milchprodukten. Eine auf
der Homepage des Bundes-
amtes für Bevölkerungs-
schutz und Katastrophenhil-
fe verfügbare 68-seitige Bro-
schüre listet zudem auf, wel-
che Ausrüstungsgegenstände
man bereithalten sollte (et-
wa Batterien, Kerzen, Feuer-
zeuge, Feuerlöscher, Cam-
pingkocher und Decken).
Das klingt alles schon recht
aufwendig? Die wenigsten
Menschen in Deutschland
dürften nicht einmal einen
Teil der aufgelisteten Dinge
im Haus haben, geschweige denn so organi-
siert, dass man sie im Notfall schnell zur
Hand hätte. Denn dies alles anzuschaffen,
ist das eine, es zu verwalten, zu lagern, die
Haltbarkeit im Blick zu behalten, das ande-
re. Und das ist es dann auch, was den Klopa-
pier-und-Nudel-Horter vom „echten“ Prep-
per unterscheidet. Prepper packen Notfall-
rucksäcke, falls man schnell das Haus, die

Stadt oder gleich das Land verlassen muss.
Sie legen in Kellern oder in Verstecken im
Garten oder Wald große Mengen an Vorrä-
ten an und beschäftigen sich mit dem Bau
von Erdkühlschränken und unabhängiger
Energieversorgung.
Das Internet bietet für Interessierte eine
kaum zu überblickende Fülle an Infor-

mationen. Blogger laden
Videos hoch, in denen sie
ihre Vorbereitungen erläu-
tern, in Foren werden Lis-
ten verschickt, mit deren
Hilfe man sich vorbereiten
soll. In Chatgruppen tau-
schen sich die Mitglieder
über Equipment aus, be-
ratschlagen sich über die
besten Methoden zum
Herstellen von Zahnpasta
oder dem Haltbarmachen
von Lebensmitteln und
diskutieren die Wahr-

scheinlichkeiten von befürchteten Szena-
rios.
So unübersichtlich wie der Informations-
fluss ist die Prepperszene selbst – und sie
lässt viel Raum für den extrem rechten
Rand. Autorin und Journalistin Gabriela
Keller definiert die Gruppe in ihrem 2021
erschienenen Buch „Prepper. Bereit für
den Untergang“ so: „Auf der einen Seite

stehen Normalbürger, die lediglich den
Empfehlungen der Regierung folgen und
Lebensmittel für zehn Tage im Schrank
stehen haben. Auf der anderen hartgesot-
tene Tag-X-Strategen, die Fässer mit Le-
bensmitteln im Wald vergraben und
überzeugt sind, dass der Zusammenbruch
der Gesellschaft unmittelbar bevorsteht.“

Solidarität und Selbstversorgung Bis
zum Beginn der Corona-Pandemie war der
breiten Öffentlichkeit tatsächlich eher nur
die sehr extreme Seite der Prepper be-
kannt. Die Gruppe „Nordkreuz“ beispiels-
weise, die Mitte 2017 durch polizeiliche Er-
mittlungen aufflog, bestand ausschließlich
aus Rechtsextremen, die sich nicht nur auf
den „Tag X“ vorbereiteten, sondern auch
aktiv auf einen Zusammenbruch der öf-
fentlichen Ordnung hinarbeiteten. Sie hor-
teten Waffen und Munition und führten
„Feindeslisten“ mit den Namen derer, die
im Falle eines Umsturzes getötet werden
sollten, darunter linke Politiker, Flücht-
lingshelferinnen, Medienschaffende.
All jene, die sich ausschließlich mit dem
Preppen beschäftigen, um bei einem
Stromausfall, einem extremen Winter oder
bei einer Flut einige Tage versorgt zu sein,
beklagen immer wieder, dass sie mit ge-
fährlichen, rechtsextremen Fantasten wie
den „Nordkreuz“-Mitgliedern in einen

Topf geworfen würden. Doch auch wenn
viele, vielleicht sogar die meisten Prepper
hauptsächlich für sich und ihre Familie
vorsorgen wollen, so ist der Grad zwischen
Selbstversorgung und Selbstermächtigung
recht schmal.
Vielen Mitgliedern der Szene ist es des-
halb wichtig zu betonen – das liest und
hört man in den vielen Beiträgen, die
mittlerweile über die Prepper im Internet
zu finden sind –, dass sie solidarisch sei-
en. Weil er gut vorbereitet sei und im
Notfall keine Hilfe brauche, erleichtere
seine Vorbereitung es den Behörden, sich
um jene zu kümmern, die es von sich
aus nicht könnten oder nicht vorgesorgt
hätten, sagt beispielsweise Prepper Kon-
stantin in einem Video der „Bild“-Zei-
tung auf Youtube: „Jeder, der ein biss-
chen vorsorgt, entlastet das gesamte Sys-
tem in einer Krise.“
Doch was, wenn der „Tag X“ kommt, die
Umweltkatastrophe, der Putsch, der
Kriegsausbruch? Dann, so denken zu-
mindest einige Prepper, werden die, die
sich nicht wie sie auf den Notfall vorbe-
reitet haben, gezwungenermaßen um die
wenigen Ressourcen streiten und versu-
chen jene zu bestehlen, die vorbereitet
sind.
Die Konsequenz? Viele sehen die Not-
wendigkeit, sich und ihren Besitz zu

verteidigen, zur Not auch mit Waffen-
gewalt. Der Blogger Martin Gebhardt
hat es auf seiner Webseite
survival-compass.de noch so formu-
liert: „Steuert eine große Menschen-
menge von Unbefugten auf deinen
Unterschlupf zu, dann greifst du sofort
zum Fluchtrucksack und startest den
kontrollierten Rückzug.“ Doch in den
unzähligen Telegram-Gruppen, Foren
und Youtube-Videos werden auch an-
dere Meinungen laut. Dort tauscht
man sich offen über Waffen aus; in
vielen Fällen über Messer zum Jagen
und Beile zum Holzhacken, aber auch
über scharfe Waffen.

»Knallen alles ab« Ein Mitglied der Tele-
gram-Gruppe „Prepper_Deutsch-
land_Krisenvorsorge“ etwa postet unter
dem Schlagwort #Homedefence einen
Link zu einem Youtube-Video mit dem
Titel „Luftdruck-Harpunen knallen alles
weg“. In diesem erklärt der Verfasser, wa-
rum sich Harpunen (per Definition ei-
gentlich Wassersportgeräte) auch als
Waffe an Land eignen würden und de-
monstriert, welchen Schaden die Pfeile
anrichten können. Die Inspiration zu
dem Video, wie der Verfasser erläutert,
stammt aus Filmen über die Zombie-
Apokalypse. Elena Müller T

Konserven, Gaskocher, Trockenfleisch: Prepper wissen, wie man am besten durch eine Krise kommt – welcher Art auch immer. © picture-alliance/dpa/Henning Kaiser

Hortest du
noch oder
preppst du
schon?
KRISENVORSORGE Sogenannte
Prepper bereiten sich mit Vorräten
und Trainings akribisch auf mögliche
Notlagen vor. Was in der aktuellen
Lage sinnvoll erscheint, kann jedoch
schnell in Verschwörungsgedanken
und Gewaltfantasien übergehen

»Es gibt Tag-
X-Strategen,
die Fässer mit
Lebensmitteln

imWald
vergraben «

Gabriele Keller, Autorin



AUFGEKEHRT

Donald Trump
weiß zu viel

Die lange Liste der Skandale
um den Ex-US-Präsidenten
Donald Trump ist wieder um
zwei, drei Einträge länger ge-

worden. Streng vertrauliche und gehei-
me Dokumente soll der mächtigste
Mann der Welt a.D. nach seiner Abwahl
nach Florida in seinem Anwesen Mar-
a-Lago mitgenommen haben. Jüngst
schaute das FBI vorbei, durchsuchte die
Räumlichkeiten und konfiszierte zahl-
reiche Kartons voller Akten. Seitdem
tobt ein politischer Sturm. Republika-
ner, die noch vor Jahren, als das FBI sich
um E-Mails der Demokratin Hillary
Clinton kümmerten, die größten Fans
der Bundespolizisten waren, wittern nun
mal wieder eine politische Hexenjagd,
mancher droht gar mit Gewalt in den
Straßen, sollte der Ex-Präsident ange-
klagt werden. U-S-A! U-S-A! U-S-A!
Eines der vom FBI gefundenen Doku-
mente soll auch den Namen des franzö-
sischen Staatspräsidenten Macron getra-
gen haben. Worum es darin geht, ist bis-
lang nicht bekannt. Aber: Letzte Woche
machte das Magazin „Rolling Stone“ pu-
blik, dass Trump während und nach sei-
ner Amtszeit vor Vertrauten gern damit
angab, intime Details über das Liebesle-
ben des Franzosen zu kennen. Aller-
dings sagte ein Informant dem Magazin
auch, dass es bei Trump – der, wir erin-
nern uns, einst einer Pornodarstellerin
130.000 US-Dollar gezahlt haben soll,
um über eine angebliche Affäre zu
schweigen – nicht immer leicht sei, zu
erkennen, ob er gerade Bullshit erzähle
oder die Wahrheit.
Doch aus Trumps Talent zum Lästern
lässt sich bestimmt etwas machen. Gebt
dem Mann eine TV-Sendung und lasst
ihn 24/7 Gerüchte verbreiten und
schmutzige Details kommentieren. Das
erscheint allemal unterhaltsamer, als ein
zweiter Durchgang im Weißen Haus.
Und für die Staatsgeheimnisse der USA
wäre es auch besser. Sören C. Reimer T

VOR 35 JAHREN...

Honeckers
Höhepunkt
7.9.1987: DDR-Staatschef besucht die
Bundesrepublik. Kurz vor dem Ende
der DDR kam es doch noch dazu: Am
7. September 1987 reiste Erich Hone-
cker in die Bundesrepublik. Es sollte der
erste und zugleich letzte Besuch eines
DDR-Staatschefs in West-Deutschland

sein. Historiker glauben, für Honecker
war es der Höhepunkt seines politischen
Lebens. Die als „Arbeitsbesuch“ dekla-
rierte Reise war lange nicht zustande ge-
kommen. Zwar war Kanzler Helmut
Schmidt (SPD) 1981 in der DDR emp-
fangen worden. Die Einladung zum Ge-
genbesuch nach Bonn wurde jedoch erst
sechs Jahre später angenommen. Immer
wieder hatte die Sowjetunion einen Be-
such Honeckers blockiert.
Als Honecker dann kam – der Bundes-
kanzler hieß inzwischen Helmut Kohl
(CDU) –, wurde das Ereignis von beiden
Seiten völlig unterschiedlich gelesen.
Die Bundesrepublik betonte, Zweck des
Treffens sei Annäherung mit dem Ziel
der Wiedervereinigung. Für die DDR be-
deutete der Besuch einen weiteren
Schritt zur Anerkennung als zweiten
deutschen Staat durch die Bundesrepu-
blik. Die Gegensätze spiegelten sich
auch in den Tischreden Kohls und Ho-
neckers wieder, die im Ost- und West-
Fernsehen übertragen wurden. Während
Kohl von der „Einheit der Nation“
sprach, meinte Honecker, dass sich So-
zialismus und Kapitalismus genauso
„wenig vereinigen lassen wie Feuer und
Wasser“.
Honecker blieb fünf Tage, traf unter an-
derem Bundespräsident Richard von
Weizsäcker. Zudem wurden Abkommen
zum Umwelt- und Strahlenschutz, sowie
über Zusammenarbeit in der Wissen-
schaft vereinbart. Und es gelang, Reiseer-
leichterung für die Menschen in der
DDR durchzusetzen. Benjamin Stahl T

Bundeskanzler Kohl (CDU, r.) begrüßt
DDR-Staatschef Honecker in der BRD.
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>Hans-Christian Ströbele †
Bundestagsabgeordneter 1985-1987,
1998-2017, Die Grünen
Am 29. August starb Hans-Christian Ströbe-
le im Alter von 83 Jahren. Der Rechtsanwalt
aus Berlin, von 1970 bis 1975 SPD-Mitglied,
gehörte 1978 zum Gründerkreis der Berliner
Alternativen Liste, dem späteren Landesver-
band der „Grünen“. 1990/91 war er Spre-
cher der Bundespartei. Ströbele, der vier
Mal das Direktmandat im Wahlkreis Berlin-
Friedrichshain-Kreuzberg gewann, wirkte
u. a. im Auswärtigen Ausschuss und Rechts-
ausschuss mit und war seit 1998 Mitglied
des Parlamentarischen Kontrollgremiums.

>Detlef Parr
Bundestagsabgeordneter 1994, 1998-
2009, FDP
Am 8. September vollendet Detlef Parr sein
80. Lebensjahr. Der Realschulrektor aus
Düsseldorf trat 1972 der FDP bei. Er amtier-
te 20 Jahre als Vorsitzender des Kreisver-
bands Mettmann, stand von 1996 bis 2004
an der Spitze des Bezirksverbands Düssel-
dorf und gehörte dem FDP-Landesvorstand
Nordrhein-Westfalens an. Von 1974 bis
1994 war er Ratsherr in Heiligenhaus und
von 1992 bis 1998 Mitglied des Kreistags in
Mettmann. Parr engagierte sich im Bundes-
tag vorwiegend im Sportausschuss.

>Volker Neumann
Bundestagsabgeordneter 1978-1987,
1990-2005, SPD
Volker Neumann begeht am 10. September
seinen 80. Geburtstag. Der Rechtsanwalt
und Notar aus Bramsche wurde 1967 SPD-
Mitglied und stand von 1983 bis 1997 an
der Spitze des Kreisverbands Osnabrück.
Neumann wirkte u. a. im Ausschuss für
Menschenrechte und humanitäre Hilfe so-
wie zuletzt im Auswärtigen Ausschuss mit.
Seit 1997 gehörte er dem Parlamentari-
schen Kontrollgremium an und stand 2003
sowie 2005 an dessen Spitze. Von 2005 bis
2013 war er stellvertretendes Mitglied der
G10-Kommission. Als Vorsitzender der Un-
tersuchungsausschüsse „DDR-Vermögen“
sowie „Parteispenden“ wurde Neumann
bundesweit bekannt.

>Carola von Braun
Bundestagsabgeordnete 1980-1983,
FDP
Carola von Braun vollendet am 12. Septem-
ber ihr 80. Lebensjahr. Die Redakteurin aus
Bonn trat 1974 der FDP bei und stand von
1990 bis 1994 an der Spitze ihrer Partei in
Berlin. Von 1986 bis 1991 gehörte die Jubi-
larin dem Bundesvorstand und von 1991 bis
1994 dem FDP-Präsidium an. Im Bundestag
arbeitete die bildungs- und kulturpolitische
Sprecherin ihrer Fraktion im Wissenschafts-
ausschuss mit. Von 1990 bis 1994 saß von
Braun im Berliner Abgeordnetenhaus.

>Marion Morgenstern
Bundestagsabgeordnete 1990, PDS
Am 12. September wird Marion Morgen-
stern 70 Jahre alt. Die Diplom-Lehrerin aus
Berlin trat 1972 der SED und 1990 der PDS
bei. Zwölf Jahre war sie Assistentin und
Oberassistentin am Institut für Internationa-
le Arbeiterbewegung der Akademie für Ge-
sellschaftswissenschaften der DDR. 1990
gehörte sie der ersten frei gewählten Volks-
kammer und dem Bundestag an.

>Adolf Roth
Bundestagsabgeordneter 1983-2002,
CDU
Am 15. September vollendet Adolf Roth
sein 85. Lebensjahr. Der Diplom-Volkswirt
aus Gießen trat 1957 der CDU bei, gehörte
von 1968 bis 1972 dem Vorstand der Jun-
gen Union in Hessen an und stand von
1975 bis 1996 an der Spitze des CDU Kreis-
verbands Vogelsberg. Von 1968 bis 1975
war er Stadtrat in Gießen und von 1970 bis
1983 Landtagsabgeordneter. Roth, von
1993 bis 1998 Mitglied des Vorstands sei-
ner Bundestagsfraktion, engagierte sich seit
1983 im Haushaltsausschuss, dessen Vorsitz
er von 1998 bis 2002 innehatte. bmh T

hib: Neue
Newsletter
INFORMATION Die hib-Meldungen ge-
nannten Kurzmeldungen zu parlamentari-
schen Vorgängen können nun auch per
Themennewsletter abonniert werden. Mit
dem neuen Angebot ist es möglich, Mel-
dungen zu bestimmten Themenbereichen
einmal werktäglich gebündelt zu empfan-
gen. Zum Angebot zählen beispielsweise
die Newsletter „Inneres und Recht“, „Wirt-
schaft, Klimaschutz und Energie“ und „Au-
ßen und Verteidigung“. Der bisherige
Newsletter, der mehrfach täglich alle neuen
Meldungen aus allen Bereichen umfasst,
bleibt unverändert bestehen.
Seit 1970 verfasst die Redaktion unter dem
Titel „heute im bundestag“ Meldungen zu
fast allen Drucksachen des Parlaments und
berichtet aus öffentlichen und nicht öffent-
lichen Sitzungen von Ausschüssen und
weiteren Bundestagsgremien. Verbreitet
werden die Meldungen über den Newslet-
ter, die Webseite des Bundestages sowie
über Twitter (@hib_nachrichten). DP T

Anmeldung Bundestags-Newsletter:

www.bundestag.de/newsletter

LESERPOST

Zu der Leserpost in der Ausgabe 34-35
vom 22. August 2022 auf Seite 12:
Ich bin der Meinung, dass auch interna-
tionale Themen in die Zeitung „Das Par-
lament“ gehören. Sicher, die im Leser-
brief beispielhaft aufgeführten Wunsch-
themen wie Inflation, Lieferengpässe,
Wassermangel, Energiekrise oder die ak-
tuelle Regierungsarbeit der Ampel-Koali-
tion sind auch wichtig und ich gehe da-
von aus, dass die Zeitung diese auch auf-
greifen wird. Es gibt ja auch noch die
Beilage Aus Politik und Zeitgeschichte
(APuZ), wo meines Wissens nach bei-
spielsweise die Klimakrise schon einmal
abgehandelt wurde. Insgesamt finde ich,
dass „Das Parlament“ vielfältig und aus-
gewogen über aktuelle politische Fragen
berichtet. „Das Parlament“ kann meines
Erachtens eine gute Tages- oder Wochen-

zeitung nicht ersetzen, sondern nur er-
gänzen.

Winfried Domhof,

Peine

Zur selben Ausgabe , „Der Innovations-
und Wachstumsmotor stottert“ auf Sei-
te 9:
Start-ups werden zu über 50 Prozent von
Männern gegründet. Ich schlage vor, dass
Start-ups nur noch dann unterstützt wer-
den dürfen, wenn Frauen zu 50 Prozent
beteiligt sind.

Rolf Schikorr,

Berlin

Zur Ausgabe 32-33 vom 8. August 2022,
„Kopf der Woche“ auf Seite 1:
Die Sprecherin des US-Repräsentanten-
hauses Nancy Pelosi hat bewusst den

Zeitpunkt ihrer Reise gewählt, um welt-
weit ein Zeichen für alle Länder mit
schwächeren Demokratien zu setzen: Die
USA steht an eurer Seite, trotz Säbelras-
seln der Chinesen mit Militärmanövern
vor der Küste Taiwans! Das gleiche un-
überhörbare Signal geht an den Kreml-
Aggressor Wladimir Putin: Amerika steht
an der Seite der Ukraine, für eine wehr-
hafte Demokratie! Pelosi, eine tapfere
mutige Frau, die ihr ganzes Leben lang
die Menschenrechte lebt und verteidigt,
sagte klar: „Heute steht die Welt vor der
Wahl zwischen Demokratie und Auto-
kratie!“

Ursula Reichert,

Hanau

Zur selben Ausgabe, „Staatsgeheimnis
Büchel“ auf Seite 7:

In dem Artikel zu Büchel, wo zirka 20
US-Atombomben lagern, gehen Sie auf
die nukleare Teilhabe Deutschlands in
der Nato ein. Bundeswehrpiloten sollen
im Ernstfall die todbringende Last an
uns unbekannten Zielen abwerfen und
Massentötungen vornehmen. Gemäß hu-
manitärem Völkerrecht ist jeglicher Ein-
satz von Atomwaffen verboten. Oben-
drein ist die nukleare Teilhabe völker-
rechtswidrig, weil der Nichtverbreitungs-
vertrag jedem Nicht-Atomwaffenstaat
(also auch Deutschland) jede „unmittel-
bare oder mittelbare Annahme“ von
Atomwaffen verbietet. Genau das ge-
schieht aber in Büchel. Der richtige Weg
zu einer atomwaffenfreien Welt führt
über den neuen Atomwaffenverbotsver-
trag, dem Deutschland beitreten sollte,
statt weiter an der irrsinnigen und men-
schenverachtenden atomaren Abschre-
ckungspolitik festzuhalten.

Martin Singe,

Bonn
SEITENBLICKE

BUNDESTAG LIVE

Topthemen vom 06. – 09.09.2022

Haushaltswoche (Di-Fr), Etat des
Bundeskanzlers (Mi)

Phoenix überträgt live ab 9 Uhr

Auf www.bundestag.de:
Die aktuelle Tagesordnung sowie die
Debatten im Livestream

Haben Sie Anregungen, Fragen oder
Kritik?
Schreiben Sie uns:

Das Parlament
Platz der Republik 1
11011 Berlin
redaktion.das-parlament@bundestag.de

Leserbriefe geben nicht die Meinung
der Redaktion wieder. Die Redaktion
behält sich vor, Leserbriefe zu kürzen.

Die nächste Ausgabe von „Das Par-
lament“ erscheint am 12. September.

ORTSTERMIN: DOKUMENTATIONSSTÄTTE REGIERUNGSBUNKER

Streng geheim
„Achtung Lebensgefahr“ steht in roten Lettern auf der
grauen Wand im Eingangsbereich, eine schwere Tür ruht
in ihrer Verankerung. „Im Ernstfall hätte dieser Zugang in-
nerhalb von zehn Sekunden verschlossen werden kön-
nen“, erklärt Dieter Franke den Besuchern, die bereits
neugierig in das Innere der Anlage blicken.
46 Meter oberhalb von Bad Neuenahr-Ahrweiler wurde
1972 in einem Berg das wohl geheimste Projekt der Bun-
desrepublik fertiggestellt: der Regierungsbunker.
Zehn Jahre hat der Bau gedauert. Mitten im Kalten Krieg
sollte der Bunker, rund 25 Kilometer von Bonn entfernt,
im Kriegsfall die Regierungsfähigkeit sicherstellen. 3.000
Menschen, darunter Bundeskanzler, Bundespräsident, ein
abgespecktes Parlament und Vertreter des Bundesverfas-
sungsgerichts, sollten dort bis zu 30 Tage lang ausharren
können. Wegen veralteter Technik, mangelnden Brand-
schutzes und der veränderten Sicherheitslage wurde die
Anlage 1997 geschlossen, seit 2008 ist sie ein Museum.
Für den Bunker mit einer Gesamtlänge von 17,3 Kilome-
tern wurden zwei bereits vorhandene, aber nie genutzte

Eisenbahntunnel genutzt. Umschlossen von zusätzlichen,
vier Meter dicken Betonwänden sollte der Bunker auch
Angriffe mit atomaren und chemischen Waffen aushalten
können. Gegen Bomben heutiger Stärke hätte er jedoch
keine Chance.
Unter strengster Geheimhaltung wurde laut Franke da-
mals gebaut. Kein Arbeiter sollte alles wissen. „Dennoch
hat man nach Ende des Kalten Krieges beinahe die gesam-
ten Pläne zur Anlage im Ministerium für Staatssicherheit
gefunden“, sagt Franke.
Während die Gruppe weiter in das Innere des Berges vor-
dringt, wird es merklich kühler. Es geht vorbei am Dekon-
taminationsbereich, der mit Duschen und einer Umklei-
de ausgestattet ist, und hinein in den Arbeits- und Wohn-
bereich der Anlage. An den Wänden hängen jetzt in regel-
mäßigen Abständen kleine Aschenbecher. Relikte einer
Zeit, in der es als selbstverständlich galt, in jeder Lebens-
lage zur Zigarette greifen zu können – selbst im Bunker.
Nur in den im oberen Stockwerk gelegenen Schlafsälen
musste auf den Glimmstängel verzichtet werden. In Vier-

bis Achtbettzimmern hätten die Regierungsmitarbeiter
dort übernachten können. Eine Unterbringung im Einzel-
zimmer war lediglich für Bundespräsident und Bundes-
kanzler vorgesehen.
Schaltzentrale, Arztpraxis, Ersatzteillager, Fernsehstudio
und sogar einen Friseursalon gab es in der Anlage. Alles
musste dabei immer im Stand-By-Modus sein. Ein
Schichtarbeitssystem sorgte außerdem dafür, dass sich
stets 25 Mitarbeiter in den Tunneln befanden, um im
Ernstfall sofort reagieren zu können.
Aktiv genutzt wurde der Bunker jedoch nur alle zwei Jah-
re für Nato-Übungen. Damit Bundeskanzler und Bundes-
präsident nicht extra anreisen mussten, übernahmen so-
genannte Übungspersonen die Rolle der Politiker und
spielten den Ernstfall durch. Dazu gehörte auch die Rede
des Bundespräsidenten, mit der er den Beginn des Dritten
Weltkriegs verkündet hätte. In dem nachgebauten Schlaf-
und Arbeitsbereich des Präsidenten hängt die Rede heute
an der Wand, online lässt sich eine Kopie finden. Zum
Einsatz kam sie glücklicherweise nie. Denise Schwarz T

Schaltzentrale, Schlaf- und Arbeitszimmer und sogar ein Fernsehstudio: Im Ernstfall hätten rund 3.000 Mitarbeiter im Regierungsbunker in Bad Neuenahr-Ahrweiler Platz gefunden
und von dort das politische Geschehen gelenkt. © Sascha Kelschenbach/picture-alliance/R4200
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Bevölkerungs-Schutz
Was ist das?

Im folgenden Text geht es um das 
Thema: Bevölkerungs-Schutz.
Folgende Fragen werden unter 
anderem beantwortet:
• Was ist Bevölkerungs-Schutz?
• �Wer arbeitet beim Bevölkerungs-

Schutz mit?
• Was macht der Bevölkerungs-Schutz?

Was ist Bevölkerungs-Schutz?
Der Bevölkerungs-Schutz ist eine 
wichtige Aufgabe in einem Land.
Dabei geht es um den Schutz von 
Menschen, bestimmten Gebäuden und 
der Umwelt vor großen Gefahren. 
Diese Not-Lagen können auf 
verschiedene Weise entstehen.
Zum Beispiel durch Kriege.
In Deutschland geht die größte Gefahr 
aber von großen Katastrophen aus.

Katastrophen sind Ereignisse, bei 
denen viele Menschen auf einmal in 
Gefahr sind.
Das können zum Beispiel Natur-
Katastrophen sein.
Also zum Beispiel 
Überschwemmungen.

Oder auch Stürme und Unwetter. 
Oder Wald-Brände.

Es kann aber auch so etwas wie ein 
Unfall in einem Atom-Kraftwerk sein.

Bei Katastrophen sind Menschen und 
ihre Umwelt auf ganz unterschiedliche 
Art und Weise bedroht.

Bei einer Überschwemmung können 
Menschen zum Beispiel ertrinken.

Das Wasser kann aber auch viele 
andere Gefahren herbeiführen.

Es kann Gebäude einstürzen lassen.

Wichtige Einrichtungen wie zum 
Beispiel Strom-Leitungen können 
ausfallen.

Krankheiten können sich im Wasser 
leichter ausbreiten.

Welche Aufgaben gibt es beim 
Bevölkerungs-Schutz?
Zum Bevölkerungs-Schutz gehören 
viele unterschiedliche Aufgaben.

Viele davon müssen erledigt werden, 
wenn es eine Not-Lage gibt.

Manche sind aber auch schon vorher 
wichtig.
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Not-Lagen verhindern

Am besten ist es, wenn eine Not-Lage 
gar nicht erst entsteht.

Der Bevölkerungs-Schutz versucht 
darum, Not-Lagen vorauszusehen.

Dafür kann man folgende Fragen 
untersuchen:

• �Welche Gefahren für die Bevölkerung 
gibt es?

• �Welche Gefahren werden eher 
eintreten? 
Welche Gefahren eher weniger?

• Wie groß wird der Schaden sein?

• �Was kann man machen, damit die 
Not-Lage gar nicht erst entsteht?

Warnung der Bevölkerung

Wenn es eine Not-Lage gibt, muss die 
Bevölkerung schnell Bescheid wissen.

Denn dann können sich die Menschen 
vielleicht in Sicherheit bringen. 
Oder etwas gegen die Gefahr machen.

Es gibt verschiedene Arten, wie die 
Bevölkerung gewarnt wird.

Zum Beispiel: 
• Sirenen 
• Meldungen im Radio 
• Lautsprecher-Durchsagen 
• �Warn-Apps für das Handy

Hilfe in Not-Lage

Wenn die Not-Lage da ist, gehen 
verschiedene Gruppen an die Arbeit.

Zum Beispiel die Feuer-Wehr oder der 
Rettungs-Dienst.

Einige der Gruppen werden später im 
Text noch genauer beschrieben.

Diese Gruppen tun nun viele 
verschiedene Dinge:

• �Sie versuchen, die Not-Lage zu 
beseitigen.

• Sie retten Menschen.

• Sie schützen wichtige Gebäude.

• �Sie versorgen Menschen mit 
Nahrung, Wasser und Medizin.

• �Sie verhindern, dass noch weitere 
Gefahren entstehen.

Wieder-Aufbau

Irgendwann ist die Not-Lage vorbei.

Aber vielleicht hat sie verschiedene 
Schäden hinterlassen.

Nach einer Überschwemmung 
können zum Beispiel Gebäude 
beschädigt sein. 
Oder sie sind überflutet. 
Oder überall ist Schlamm.

Der Bevölkerungs-Schutz hilft dann 
auch beim Aufräumen.

Irgendwann beendet der 
Bevölkerungs-Schutz seine Arbeit.

Dann übernehmen andere die 
Aufgaben, die noch anstehen.

Zum Beispiel Bau-Firmen, die kaputte 
Gebäude reparieren.

Wer ist für den Bevölkerungs-
Schutz zuständig?

Am Bevölkerungs-Schutz arbeiten 
viele verschiedene Gruppen mit.

Zum Teil gehören sie zum Staat.

Zum Teil sind es private Hilfs-
Organisationen. 
Also Gruppen, die von der 
Bevölkerung selbst bereitgestellt 
werden.

Wichtig dabei ist: Sehr viele Aufgaben 
im Bevölkerungs-Schutz werden von 
ehrenamtlichen Helfern erledigt.

Einige wichtige Gruppen und 
einige ihrer Aufgaben werden nun 
vorgestellt.

Feuer-Wehren

Feuer-Wehren gibt es überall in 
Deutschland.

Sie sind für alltägliche Gefahren 
zuständig.

Sie löschen Brände.

Sie retten Menschen aus Not-Lagen.

Diese Aufgaben erledigen sie auch 
bei größeren Not-Lagen.



Das Technische Hilfs-Werk

Das Technische Hilfs-Werk ist eine 
Einrichtung vom Staat.

Die Abkürzung ist: THW.

Im THW arbeiten Experten für 
technische Hilfe.

Sie haben besondere Ausrüstung.

Damit unterstützen sie zum Beispiel 
die Feuer-Wehr, wenn die nicht die 
richtige Ausrüstung hat.

In Not-Lagen sorgen die Mitarbeiter 
vom THW zum Beispiel für die 
Versorgung mit Wasser und Strom.

Sie retten Menschen.

Sie können Notfall-Brücken bauen.

Sie können Notfall-Unterkünfte 
aufbauen und die Bevölkerung 
versorgen.

Hilfs-Organisationen

Verschiedene Helfer-Gruppen helfen 
beim Bevölkerungs-Schutz mit.

Zum Beispiel: 
• Deutsches Rotes Kreuz 
• Arbeiter-Samariter-Bund 
• Johanniter-Unfall-Hilfe 
• Malteser Hilfsdienst 
• �Deutsche Lebensrettungs-

Gesellschaft (DLRG)

Sie versorgen die Menschen zum 
Beispiel mit ärztlicher Hilfe.

Und auch mit seelischer Betreuung. 
Denn die Betroffenen von einer Not-
Lage sind oft auch seelisch verletzt.

Sie bauen auch Not-Unterkünfte. 
Und sie verteilen Nahrung und Wasser.

Bundes-Wehr

Die Bundes-Wehr ist die Armee von 
Deutschland. 
Also alle deutschen Soldaten.

Die Bundes-Wehr hat verschiedene 
Aufgaben.

Sie schützt zum Beispiel Deutschland, 
wenn es von einem anderen Land 
angegriffen wird.

Bei Natur-Katastrophen oder 
besonders schlimmen Not-Lagen 
kann die Bundes-Wehr auch den 
Bevölkerungs-Schutz unterstützen.

Zum Beispiel mit Geräten oder mit 
ärztlicher Hilfe.

Sich selbst schützen

Für den Bevölkerungs-Schutz sind also 
viele verschiedene Gruppen zuständig.

Wichtig ist aber auch: Jeder kann ein 
bisschen zum Bevölkerungs-Schutz 
beitragen.

Und zwar, indem er sich, so gut es 
geht, selbst schützt.

Denn dann müssen das die anderen 
Gruppen nicht tun.

So haben sie mehr Zeit für andere 
Aufgaben.

Es gibt viele verschiedene 
Möglichkeiten, sich selbst besser vor 
Gefahren zu schützen.

Verschiedene Ämter geben dafür Tipps.

Zum Beispiel, dass man zuhause Essen 
und Trinken für ein paar Tage haben 
sollte.

Probleme beim Bevölkerungs-
Schutz

In Deutschland wird viel Mühe in den 
Bevölkerungs-Schutz gesteckt.

Trotzdem gibt es auch Problemen.

Hier ein paar Beispiele:

Schlechte Gesamt-Leitung

Am Bevölkerungs-Schutz sind viele 
Gruppen beteiligt.

Sie erledigen die Arbeit vor Ort.

Über diesen Gruppen steht aber eine 
Gesamt-Leitung.

Sie hat die Aufgabe, die Arbeit der 
Gruppen aufeinander abzustimmen. 
Und die wichtigsten Entscheidungen 
zu treffen.
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Die Gesamt-Leitung übernimmt meist 
ein Amt in der Gegend, in der die Not-
Lage stattfindet.

Normalerweise ist der Land-Rat einer 
Gegend für die Gesamt-Leitung 
zuständig. 
Oder ein Bürger-Meister.

Manche Kritiker sagen:

An dieser Art der Gesamt-Leitung 
sollte man etwas ändern.

Denn: Eine solche Aufgabe ist für 
einen Land-Rat zu groß.

Und außerdem: Große Katastrophen 
betreffen oft nicht nur ein kleines 
Gebiet.

Also nicht nur eine Gemeinde oder 
einen Land-Kreis.

In diesem Fall sind dann also 
verschiedene Land-Räte oder Bürger-
Meister für die Gesamt-Leitung 
zuständig.

Das gibt dann ein Durcheinander.

Ein Vorschlag ist deswegen:

Die Gesamt-Leitung sollte bei einem 
höheren Amt liegen.

Zum Beispiel bei einem Amt, das für 
ein ganzes Bundes-Land zuständig ist. 
Oder sogar für ganz Deutschland.

Fehlende Warnungen

Immer wieder hört man die Kritik:

Die Bevölkerung wird nicht gut vor 
Gefahren gewarnt.

Das kann verschiedene Gründe haben.

Zum einen können die Warn-Anlagen 
zu schlecht sein.

An vielen Orten gibt es zum Beispiel 
keine Sirenen.

Es kann aber auch sein, dass Infos 
nicht weitergegeben werden.

Das ist wohl letztes Jahr bei einer 
großen Überschwemmung im Westen 
von Deutschland passiert.

Die Gesamt-Leitung vor Ort soll 
zwar gewusst haben, dass eine 
Überschwemmung droht.

Sie hat das aber nicht an die 
Bevölkerung weitergegeben.

Kritiker finden: Hier muss es bessere 
Abläufe geben.

Kurz zusammengefasst
Bevölkerungs-Schutz bedeutet: 
Verschiedene Gruppen erledigen 
unterschiedliche Aufgaben, um die 
Bevölkerung vor Gefahren zu schützen.

Solche Gefahren können zum Beispiel 
Natur-Katastrophen sein. 
Oder auch Gefahren durch einen Krieg.

Am Bevölkerungs-Schutz sind in 
Deutschland ganz unterschiedliche 
Gruppen beteiligt.

Zum Beispiel: 
• Feuer-Wehren 
• das Technische Hilfs-Werk 
• das Deutsche Rote Kreuz

In einer Not-Lage erledigen diese 
Gruppen ganz unterschiedliche 
Aufgaben.

Zum Beispiel: 
• Menschen retten

• Menschen ärztlich versorgen

• �Menschen mit Wasser, Nahrung und
Strom versorgen

• �Bestimmte Gebäude vor Schäden
schützen

Weitere Informationen 
in Leichter Sprache gibt es unter:  
www.bundestag.de/leichte_sprache
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